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Bauleitplanung der Hansestadt Wismar

Bebauungsplan Nr. 75/09

Stadtteilzentrum Kagenmarkt

Abwägungs- und Satzungsbeschluss

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 10.03.2014 Bauausschuss Vorberatung

Öffentlich 27.03.2014 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:
1. Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar hat die vorgebrachten planungsrechtlich relevanten 
Anregungen und Hinweise der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie der Bürger 
und Unternehmen zum Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 75/09 „Stadtteilzentrum Kagenmarkt“  mit 
dem Ergebnis geprüft, dass
a) die planungsrechtlich relevanten Anregungen und Hinweise von
Bürgermeister als untere Behörde für Brandschutz
Landesamt für zentrale Aufgaben und Technik der Polizei, Brand- und Katastrophenschutz M-V
Landesamt für Kultur und Denkmalpflege M-V
Bürgermeister als Straßenbaulastträger
Landrätin als untere Abfallbehörde und untere Bodenschutzbehörde
Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt (StALU), Abt. 4
Landesamt für innere Verwaltung, Amt für Geoinformation, Vermessungs- und Katasterwesen
Landrätin als untere Naturschutzbehörde
Landrätin als untere Wasserbehörde
Amt für Raumordnung und Landesplanung Westmecklenburg
Straßenbauamt Schwerin
Wohnungsgenossenschaft Union Wismar eG
Frau Ilona Bittihn
Amt für Kultur, Schule, Jugend und Sport
berücksichtigt werden

sowie
b) die planungsrechtlich relevanten Anregungen und Hinweise von
Stadtwerke Wismar GmbH
Wasser- und Bodenverband Wallensteingraben/Küste
Entsorgungs- und Verkehrsbetrieb, Bereich Entwässerung



Osterloh & Brüggehagen GbR
Osterloh & von Engelbrechten GbR
Wismarer Wohnungsgenossenschaft eG
Ganten, Hünecke, Bieniek und Partner als rechtliche Vertretung von Osterloh Brüggehagen GbR u.a.
teilweise berücksichtigt werden

Begründung zur Abwägung siehe Anlage 1

Die Bürgerschaft hat die vorgebrachten Anregungen und Hinweise der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange sowie der Bürger und Unternehmen geprüft und beschließt die Abwägung 
(Entscheidung über Anregungen) entsprechend dem Vorschlag der Verwaltung.

2. Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar beschließt den Bebauungsplan Nr. 75/09 
„Stadtteilzentrum Kagenmarkt“ bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und den Textlichen 
Festsetzungen (Teil B) in der vorliegenden Fassung gemäß § 10 BauGB in Verbindung mit § 86 der 
Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern und § 5 der Kommunalverfassung als Satzung.
(vgl. Anlage 2)
3. Die Begründung zum Bebauungsplan Nr. 75/09 „Stadtteilzentrum Kagenmarkt“ wird gebilligt. 
(vgl. Anlage 3)
4. Die Verwaltung wird beauftragt, den Einwendern von Anregungen nach Satzungsbeschluss 
das Ergebnis der Prüfung der fristgerecht eingegangenen Schriftsätze gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
mitzuteilen
5. Der Bebauungsplan Nr. 75/09 „Stadtteilzentrum Kagenmarkt“ wurde aus dem 
rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Hansestadt Wismar entwickelt.
Er ist nach Satzungsbeschluss gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekannt zu machen.

Begründung:
siehe Anlagen

Finanzielle Auswirkungen (Alle Beträge in Euro):

Durch die Umsetzung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen voraussichtlich folgende 
finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt:

X Keine finanziellen Auswirkungen
Finanzielle Auswirkungen gem. Ziffern 1 - 3

1. Finanzielle Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr
Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von



Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei Bedarf):

2. Finanzielle Auswirkungen für das Folgejahr / für Folgejahre

Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei Bedarf):

3. Investitionsprogramm
Die Maßnahme ist keine Investition
Die Maßnahme ist im Investitionsprogramm enthalten
Die Maßnahme ist eine neue Investition

4. Die Maßnahme ist:
X neu
X freiwillig

eine Erweiterung
Vorgeschrieben durch:

Anlage/n:
Anlage 1 Abwägung
Anlage 2 (2a – 2c) Bebauungsplan
Anlage 3 (3a – 3b) Begründung zum Bebauungsplan

Der Bürgermeister

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)



Anlage 1 
 
Abwägung zur Prüfung und Entscheidung über Anregungen zum Bebauungsplan Nr. 75/09 
„Stadtteilzentrum Kagenmarkt“ gemäß § 1 Abs. 7 BauGB  
 

 
 
 
1.1.  Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (1) BauGB 
 
 

Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind mit Schreiben vom 08.02.2010 über die Ziele und Zwe-
cke der Planung unterrichtet und zur Stellungnahme im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 
nach § 2 (4) BauGB aufgefordert worden. 

 
Von 18 beteiligten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange haben zehn eine Stellungnahme abgegeben (Schreiben siehe Anhang 1 
zur Anlage 1).  
Acht Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange haben keine Stellungnahme abgegeben. Es ist davon auszugehen, dass von diesen Trä-
gern wahrzunehmende Belange durch die Planung nicht berührt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
1. Bürgermeister als untere Behör-

de – Techn. Umweltschutz und 
Abfall sowie untere Immissions-
schutzbehörde 
Ordnungsamt, Abt. Umwelt  
SG Techn. Umweltschutz / Abfall 

Keine Stellungnahme  

    
2. Staatliches Amt für Umwelt und 

Natur (StAUN) 
Bereich Immissions- und Klima-
schutz, Abfall und Kreislaufwirt-
schaft  
 

Keine Stellungnahme 
 

 

3. Landesamt für Umwelt, Natur-
schutz und Geologie M-V 
 

Keine Stellungnahme 
 
 

 

4. 
 

Staatliches Amt für Umwelt  
und Natur Schwerin (StAUN) 
Bereich Wasser und Boden 

Keine Stellungnahme  

    
5. Bürgermeister als untere Behör-

de für Brand-, Katastrophen-
schutz und Rettungswesen  
Ordnungsamt  
Abt. Brand-, Katastrophenschutz 
und Rettungswesen 

Hinweis, dass die Zugänglichkeit im Plangebiet ins-
besondere Zu- und Durchfahrten sowie Aufstell- und 
Bewegungsflächen für die Einsatzfahrzeuge der Feu-
erwehr entsprechend der DIN 14090 gewährleistet 
sein müssen.  
Bei Einbau von Absperranlagen ist die Schließung 
Wismar zu verwenden. Für die Schließung ist im 
Bauamt mit der Abt. Straßen- und Grünflächenun-
terhaltung Rücksprache zu halten. 

Kenntnisnahme  
Allgemeine Grundsätze und Standards gelten unabhän-
gig vom Bauleitplanverfahren. Es besteht keine Relevanz 
für Festsetzungen im Bebauungsplan. Die Einhaltung 
wird im Baugenehmigungsverfahren geprüft. 
Das erforderliche Löschwasser ist durch den Wasserver-
sorger Stadtwerke Wismar GmbH bereitzustellen. 



Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
 
 

 Hinweis auf gesetzliche Regelungen zur Löschwas-
serversorgung  
Hinweis zur erforderlichen Bereitstellung von Lösch-
wasser im Plangebiet (48 m³/h, Bemessungszeitraum 
2 h). 
 

 

6. Landesamt für zentrale Aufga-
ben und Technik der Polizei, 
Brand- und Katastrophenschutz 
M-V 
 

Munitionsbergungsdienst: 
Hinweis, dass die Fläche in einem Gebiet liegt, wor-
über dem Munitionsbergungsdienst (MBD) keine 
Hinweise auf mögliche Kampfmittel vorliegen. Aus 
Sicht des MBD besteht derzeit kein Erkundungs- und 
Handlungsbedarf. 
Hinweis, dass nicht auszuschließen ist, dass auch in 
für den MBD als nicht kampfmittelbelastet bekann-
ten Bereichen Einzelfunde auftreten können. Aus 
diesem Grund sind Tiefbauarbeiten mit entsprechen-
der Vorsicht durchzuführen. Sollten bei diesen Arbei-
ten kampfmittelverdächtige Gegenstände oder 
Munition aufgefunden werden, ist aus 
Sicherheitsgründen die Arbeit an der Fundstelle und 
der unmittelbaren Umgebung sofort einzustellen und 
der MBD zu benachrichtigen. Nötigenfalls ist die 
Polizei und ggf. die örtliche Ordnungsbehörde 
hinzuzuziehen. 

 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen; 
ein Hinweis zum Umgang mit Munitionsfunden wird 
Bestandteil des Bebauungsplanes (Textlicher Hinweis  
Nr. 3) 

    
7. 
 

Bürgermeister als untere Denk-
malschutzbehörde sowie untere 
Behörde für Bodendenkmalpfle-
ge 

Keine Stellungnahme 
 

 

    



Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
8. Landesamt für Kultur und 

Denkmalpflege  
Hinweis, dass durch das Vorhaben keine Bau- und 
Kunstdenkmale berührt sind. 
 
Hinweis, dass nach gegenwärtigem Kenntnisstand im 
Gebiet keine Bodendenkmale bekannt sind. Bei Bau-
arbeiten können jedoch jederzeit archäologische 
Funde und Fundstellen entdeckt werden. Daher sind 
Hinweise zum Umgang mit Funden zu beachten. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
Kenntnisnahme; 
die Hinweise zum Umgang mit Funden sind als Textli-
cher Hinweis Nr. 1 Bestandteil des Bebauungsplanes 

    
9. Stadtwerke Wismar GmbH Hinweis, dass das ausgewiesene Areal im Zuge des 

Rückbaus der Wohnbebauung und der Neuauswei-
sung der Straßenverläufe mit den leitungsgebunde-
nen Energieträgern durch die Stadtwerke Wismar 
GmbH neu geordnet werden muss. Ein Teil der Fern-
wärme- und Wasserversorgungstrassen muss aus 
wirtschaftlichen Gründen neu geordnet rückgebaut 
und das Haus Prof.-Frege-Str. 10-14 neu an die 
Fernwärme angeschlossen werden. 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, er findet ggf. 
bei der Erschließungsplanung Berücksichtigung.   
 
 

  Eine Überbauung der Versorgungstrassen mit Bäu-
men oder anderen Hochgewächsen ist nicht zulässig 
und sollte nur in Abstimmung mit den Stadtwerken 
Wismar GmbH geplant werden. 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, er findet ggf. 
bei der Erschließungsplanung Berücksichtigung. 

  Die vorhandenen Standorte der Trafostationen sind 
für das Gebiet beizubehalten. 
 

Der Hinweis wurde geprüft und findet in Der Bauleitpla-
nung wie folgt Berücksichtigung: 
der Standort der Trafostation MS-NO33-0092 wird als 
Fläche für Versorgungsanlagen mit der Zweckbestim-
mung Elektrizität in der Planzeichnung festgesetzt  



Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
  (Nr. 7 PlanZV). 

Die Trafostation MS-NO33-0094 genießt in der jetzigen 
Form Bestandsschutz. Hier besteht die Möglichkeit, im 
Zuge der von den Eigentümern vorgesehenen Umgestal-
tung der Baufelder WA 3 - WA 5 eine neue Trafostation 
zu errichten. Diese sollte vorzugsweise in die neue Be-
bauung integriert werden.  
Die Trafostation MS-NO33-0096 befindet sich außer-
halb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes. 
 

  Der vorhandene Standort der Gasdruckregleranlage 
(GDRA) ist im nordwestlichen Teil des Bebauungs-
planes an der Poeler Straße, Nähe der Zufahrt zur 
Tankstelle beizubehalten. 

Der Hinweis wird berücksichtigt; 
der Standort der GDRA wird als Fläche für Versorgungs-
anlagen mit der Zweckbestimmung Gas in der Plan-
zeichnung festgesetzt (Nr. 7 PlanZV). 
 

  Durch den beabsichtigten Umbau der Straßenfüh-
rung bei der Umgestaltung des Sportplatzes ist für 
den Neubau der Schule die Mitverlegung der Netz-
anschlüsse der Gas- und Wasserversorgung in den 
Nebenanlagen der neuen Straße von Seiten der 
Stadtwerke Wismar GmbH geplant. 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

  Für die Wiederbebauung, vorwiegend kleinere Bau-
körper sind Trassen für die notwendige Niederspan-
nungsversorgung (Strom) im öffentlichen Bereich 
einzuplanen. 
  

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und ggf. in 
der Erschließungsplanung berücksichtigt. 

  Die vorhandenen Versorgungsleitungen im Bereich 
der Wiederbebauung (WA 1-9) sind im öffentlichen  

Der Hinweis wurde mit folgendem Ergebnis geprüft:  
Flächen mit Leitungsrechten zugunsten der Stadtwerke  



Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
  der Wiederbebauung (WA 1-9) sind im öffentlichen 

und privaten Grünbereich im Bebauungsplan mit Lei-
tungsrechten zugunsten der Stadtwerke Wismar 
GmbH zu belegen. 

sind im Bebauungsplan auf öffentlichen Flächen nicht 
festzusetzen. 
Auf privaten Bau- und Grünflächen erfolgt die Darstel-
lung der Leitungsrechte durch das Planzeichen Nr. 15.5. 
PlanZV. Leitungsrechte auf privaten Flächen sind von 
der Stadtwerke GmbH in Abstimmung mit den Grund-
stückseigentümern durch eine Baulasteneintragung 
und/oder grundbuchrechtlich zu sichern.  

    
10. Bürgermeister als Behörde  

für Gesundheits- und Sozialwe-
sen 
Gesundheitsamt  

Keine fachspezifischen Bedenken und Anregungen 
bei Einhaltung der vorgegebenen Festlegungen, die 
aus dem Bebauungsplanentwurf hervorgehen 

Kenntnisnahme 
 
 
 

    
11. Bürgermeister als untere Natur-

schutzbehörde  
Ordnungsamt, Abt. Umwelt  
SG Naturschutz und Land-
schaftspflege  

Keine Stellungnahme  

    
12. Bürgermeister als untere Was-

serbehörde  
Ordnungsamt, Abt. Umwelt  
SG Gewässerschutz / Wasser-
wirtschaft  

Keine Stellungnahme  

  
 
 
 

  



Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
13. Staatliches Amt für Umwelt und 

Natur (StAUN) 
Bereich Naturschutz und Land-
schaftspflege  

Keine Stellungnahme  

    
14. Amt für Raumordnung und Lan-

desplanung Westmecklenburg 
Raumordnerische Bewertung: 
Hansestadt Wismar ist gemäß LEP M-V als Mittel-
zentrum im Stadt-Umland-Raum Wismar eingestuft. 
Die Kernstadt verfügt über 44.442 Einwohner (Stand 
30.09.09). 
 

 
Kenntnisnahme 

  Die Umgestaltung des Stadtteilzentrums Kagenmarkt 
kann das Wohngebiet attraktiver machen und so ei-
nen Beitrag zur Stabilisierung der Einwohnerzahlen 
der Hansestadt Wismar leisten und Fortzüge in 
andere Gemeinden minimieren. Der vorgelegte B-
Planentwurf berücksichtigt die Ziele der Raumord-
nung und Landesplanung (vgl. 5. und 6. sowie 5.2 (3) 
RROP WM), wonach u.a. die Funktionsfähigkeit der 
Gebiete durch Ergänzung der Infrastruktur verbessert 
werden soll. 
 

Kenntnisnahme 

  Hinweis:  
Die landesplanerische Stellungnahme bezieht sich 
auf Grundsätze und Ziele der Raumordnung und 
Landesplanung und greift der erforderlichen Prüfung 
durch die zuständige Genehmigungsbehörde nicht 
vor. Sie gilt nur solange, wie sich die Beurteilungs-
grundlagen für das Vorhaben nicht ändern.  

 
Kenntnisnahme 



Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
15. Straßenbauamt Schwerin Das Plangebiet liegt südöstlich der Landesstraße 12 

innerhalb der Ortsdurchfahrt von Wismar. 
Die verkehrliche Erschließung des Plangebietes ist 
durch die vorhandenen Anbindungen an die Landes-
straße gegeben. 
Gegen den Bebauungsplan bestehen insofern in ver-
kehrlicher und straßenbaulicher Hinsicht keine Be-
denken. 

Kenntnisnahme 

    
16. Bürgermeister als Straßenbau-

lastträger 
Bauamt, Abt. Planung,  
SG Verkehrs- und Grünflächen-
planung 

Zustimmung unter Beachtung folgender Bedingun-
gen: 
Die im Rahmenplan dargestellte Fläche „Stadtteil-
zentrum“ sollte im Zuge des Schulrückbaus auch 
weiterhin als Stellplatzfläche dienen. 
Die dargestellten Bäume auf dem Schul-
/Sporthallenplatz sind in der Anzahl nicht alle im 
Bestand vorhanden, Hinweis auf Ausführungspla-
nung. 
Hinweis, dass auf die notwendigen Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen im zu erstellenden Umweltbericht 
eingegangen wird. 
 
 

Die Bedingungen werden als Hinweise zur Kenntnis ge-
nommen; 
die Grundlagen für die formulierten Bedingungen haben 
sich zwischenzeitlich durch geänderte Rahmenbedin-
gungen und Planungen unter Mitwirkung des Straßen-
baulastträgers (Ausweisung einer Gemeinbedarfsfläche 
Freiwillige Feuerwehr, Erschließungsplanung) geändert. 
Die Darstellung der Bäume (vorhanden/geplant) erfolgt 
auf Grundlage der bereits erfolgten Ausführungspla-
nung. 
Der Umweltbericht einschließlich der naturschutzrecht-
lichen Eingriffs-/Ausgleichsermittlung wurde fertigge-
stellt und ist Bestandteil der Begründung zum Bebau-
ungsplan. 

    
17. Entsorgungs- und Verkehrsbe-

trieb (EVB) 
Bereich Investitionsvorbereitung  
und Durchführung 

Hinweis, dass im bestehenden Wohngebiet außer im 
Bereich Gdansker Straße 7-11 die öffentliche Ab-
wasseranlage bereits im Trennsystem vorhanden ist. 
Der Bereich Gdansker Straße 7-11 wird z.Zt. über 
dezentrale Abwasseranlagen entsorgt. Eine  

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 



Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
  Schmutzwasserleitung in diesem Bereich ist geplant 

und wird voraussichtlich 2010 realisiert. 
 

    
  Die vorhandenen und geplanten öffentlichen Abwas-

seranlagen sind zu beachten und auch weiterhin zu 
nutzen. Sollten entsprechende Veränderungen erfor-
derlich sein, so sind diese Planungen durch den Bau-
herrn in Abstimmung mit dem EVB vorzunehmen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und ggf. in 
der Erschließungsplanung berücksichtigt. 

    
  Die Abwassersatzung der Hansestadt Wismar vom 

10.06.2002 ist zu beachten. 
Kenntnisnahme 

    
18. Wasser- und Bodenverband 

Wallensteingraben/Küste 
Zustimmung unter Berücksichtigung nachfolgender 
Hinweise: 
Das Bebauungsplangebiet wird im Bereich des vor-
handenen Sportplatzes vom Gewässer Nr. 11:2:18, 
Müggenburger Bach durchflossen. Dieses Gewässer 
hat ein Einzugsgebiet von ca. 11 km² und unterliegt 
damit der Berichtspflicht an die EU. Das Einzugsge-
biet erstreckt sich bis zum B-Plangebiet bei Kritzow-
burg-Hornstorf. 
Der Durchmesser des verrohrten Gewässers beträgt 
DN 800. Die Leitung ersetzt ein ursprünglich offenes 
Gewässer, dessen Verlauf durch das vorhandene Ge-
wässerflurstück erkennbar ist. Das Baujahr und der 
bauliche Zustand der Leitung sind nicht bekannt. Die 
hydraulische Leistungsfähigkeit wird durch den Was-
serstand der Ostsee beeinflusst. Die vorhandenen 
Schächte sind überwiegend verdeckt.  

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 



Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
  Zur langfristigen Sicherung der Vorflut für das Ein-

zugsgebiet des Müggenburger Baches wird der Aus-
bau des Gewässers in diesem Bereich empfohlen. Da-
für stehen eine partielle Öffnung des Gewässers bzw. 
die Neuverlegung einer Leitung mit größerem Quer-
schnitt zur Auswahl. 
Auf jeden Fall sind eine Untersuchung der Leitung 
mittels Kanal TV und die Herstellung von Überflur-
schächten erforderlich. 
 

Der Empfehlung wird nicht gefolgt. 
Die Möglichkeit zur partiellen Öffnung des Gewässers 
wurde in einem 2009 beauftragten Fachgutachten un-
tersucht. Bodenproben gaben Aufschluss darüber, dass 
nach 0,2 - 0,5 m Schichtstärke des Oberbodens bzw. des 
Oberflächenmaterials eine bis 3,0 m tiefe Auffüllung 
bestehend aus Bauschutt und Hausmüll folgt. Da die 
erforderlichen Entsorgungs- sowie die dann anstehen-
den Geländemodellierungsarbeiten zu umfangreich und 
kostenintensiv wären, wird von einer partiellen Öffnung 
des Grabens abgesehen. 
 

  Eine Bepflanzung der Leitungstrasse sollte vermieden 
werden. 
 

Dieser Hinweis ist bei der Ausführungsplanung zu be-
rücksichtigen. 



1.2.  Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB sowie  
 Abstimmung mit den Nachbargemeinden gemäß § 2 (2) BauGB 
 
 

Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie die Nachbargemeinden sind mit Schreiben vom  
01.07.2013 zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden.  

 
 

Von 36 beteiligten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange sowie Nachbargemeinden haben 28 eine Stellungnahme abgegeben 
(Schreiben siehe Anhang 2 zur Anlage 1).  
Fünf Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange sowie drei Nachbargemeinden haben keine Stellungnahme abgegeben. Es ist davon 
auszugehen, dass von diesen Trägern wahrzunehmende Belange durch die Planung nicht berührt werden. 
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    

1. Landrätin als untere Abfallbe-
hörde und untere Bodenschutz-
behörde 
Landkreis Nordwestmecklenburg 
Fachdienst Umwelt  
SG Abfallwirtschaft, Altlasten 
und Immissionsschutz 

Die Stellungnahme weist auf keine entgegenstehen-
den Belange hin. 
Mit der Planung besteht Einverständnis. 
Nach Inkrafttreten des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 
vom 24.02.2012, zuletzt geändert 22.05.2013 sollen 
die rechtlichen Verweise in der Begründung und in 
den textlichen Festsetzungen aktualisiert werden, 
Hinweis auf alternative Formulierungen 

Kenntnisnahme 
 
 
Die Hinweise werden berücksichtigt, die Begründung 
sowie die Textlichen Hinweise im Bebauungsplan ent-
sprechend aktualisiert. 

    
2. Bürgermeister als untere Immis-

sionsschutzbehörde 
Bauamt, Abt. Planung 

Keine Bedenken oder weiterführende Hinweise 
Die immissionsschutzrechtlichen Belange werden so-
wohl in den textlichen Festsetzungen als auch inner-
halb der Begründung bereits berücksichtigt. 

Kenntnisnahme 

    
3. Staatliches Amt für Landwirt-

schaft und Umwelt (StALU) 
Abt. 5 (Immissionsschutz und 
Klimaschutz, Abfall und Kreis-
laufwirtschaft) 

Keine immissionsschutz- sowie abfallrechtlichen Be-
denken 

Kenntnisnahme 

    
4. Landesamt für Umwelt, Natur-

schutz und Geologie M-V 
Keine Stellungnahme  

    
5. 
 

Staatliches Amt für Landwirt-
schaft und Umwelt (StALU) 
Abt. 4 (Naturschutz, Wasser und 
Boden) 

Naturschutz 
Von dem Vorhaben sind Belange nach §§ 5 Satz 1 Nr. 
1 bis 3 und 40 Abs. 2 Nr. 2 Naturschutzausführungs-
gesetz (NatSchAG M-V) nicht betroffen. Die Belange 
anderer Naturschutzbehörden nach §§ 2, 3, 4, 6 und 7 
NatSchAG M-V sind zu prüfen. 

 
Kenntnisnahme; 
das Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie 
M-V sowie die Untere Naturschutzbehörde waren am 
Planverfahren beteiligt (siehe Pkt. 4 und 18) 
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

   
Wasser 
Unter Beachtung folgender Hinweise und Auflagen 
keine Bedenken: 
Hinweis, dass der westliche und der nördliche Teil des 
Plangebietes zum überflutungsgefährdeten Bereich 
der Ostsee gehören. Der Bemessungshochwasserstand 
(BHW) der Ostsee beträgt im Bereich der Wismar-
bucht 3,15 m ü. NHN. 
Da in den eingereichten Unterlagen keine Höhenan-
gaben zu den baulichen Anlagen enthalten sind, ist 
eine Überschwemmungsgefahr nicht auszuschließen 
und eine abschließende Beurteilung aus Sicht des 
Hochwasserschutzes nicht möglich. 
In Teilbereichen des Plangebietes liegt die Oberkante 
Gelände lt. Topographischer Karte unter dem derzeitig 
festgesetzten BHW. Bei einer Höhenlage unter 3,15 m 
ü. NHN ist eine Beeinträchtigung durch Hochwasser-
ereignisse und erhöhte Grundwasserstände nicht aus-
geschlossen. Der Bauherr hat in diesem Fall geeignete 
Vorkehrungen zu treffen. 
Bei Hochwasser ist auch mit Rückstau aus den Ent-
wässerungssystemen zu rechnen. Das Risiko ist durch 
den Bauherren selbst zu tragen. Das Land M-V über-
nimmt keinerlei Haftung für Hochwasserschäden. 
Auflagen:  
Im Bebauungsplan sind die überschwemmungsge-
fährdeten Bereiche auszuweisen. 
Der Bebauungsplan ist mit Höhenangaben bezogen 
auf NHN zu ergänzen. 

 
 
Kenntnisnahme 
 
Der Hinweis wurde berücksichtigt, die Hochwasserprob-
lematik für das Plangebiet überprüft. 
Da sich kleinere Randbereiche des Plangebietes entspre-
chend der vom Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt 
und Verbraucherschutz Mecklenburg-Vorpommern he-
rausgegebenen Hochwassergefahrenkarten und Hoch-
wasserrisikokarten gemäß Artikel 6 der Richtlinie 
2007/60/EG (Stand 22.12.2013) innerhalb des bei Errei-
chen des Bemessungshochwasserstandes gefährdeten 
Gebietes befindet, erfolgt eine entsprechende Festset-
zung zur zulässigen Höhenlage baulicher Anlagen (Text-
liche Festsetzung Nr. 3). Die überschwemmungsgefähr-
deten Bereiche werden in der Planzeichnung nachricht-
lich durch ein entsprechendes Planzeichen dargestellt. 
Eine zusätzliche Ergänzung der Höhenangaben ist zur 
Darstellung der überschwemmungsgefährdeten Bereiche 
nicht erforderlich. 
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
  Im Teil „Textliche Festsetzungen“ sind Hinweise zum 

Bauen im überschwemmungsgefährdeten Bereich 
aufzunehmen. 

 

    
  Boden 

Hinweis auf das Altlastenkataster für das Land M-V 
Werden in Bewertung dieser Auskünfte schädliche 
Bodenveränderungen,  Altlasten oder altlastverdäch-
tige Flächen im Sinne des Bundesbodenschutzgeset-
zes (BBodSchG)  festgestellt, besteht gemäß § 2 des 
Gesetzes zum Schutz des Bodens im Land M-V (Lan-
desbodenschutzgesetz – LBodSchG M-V) die Ver-
pflichtung, den unteren Bodenschutzbehörden hier-
über Mitteilung zu machen. 

 
Kenntnisnahme; 
ein Hinweis zum Bodenschutz ist als Textlicher Hinweis 
Nr. 2 Bestandteil des Bebauungsplanes. 
 
 
 
 
 
 

    
6. Bürgermeister als untere Behör-

de für Brandschutz  
Ordnungsamt  
Abt. Brandschutz  

Keine Bedenken und weiteren Anregungen 
Im Punkt 2.5.3 Brandschutz der Entwurfsbegründung 
mit Stand Juli 2013 wurden alle Belange hinreichend 
berücksichtigt 

Kenntnisnahme 

    
7. Landesamt für zentrale Aufga-

ben und Technik der Polizei, 
Brand- und Katastrophenschutz 
  

Aus Sicht der landesrelevanten Gefahrenabwehr im 
Brand- und Katastrophenschutz bestehen keine Be-
denken 

Kenntnisnahme 
  
 

  Außerhalb der öffentlichen Belange wird darauf hin-
gewiesen, dass in M-V Munitionsfunde nicht auszu-
schließen sind. Konkrete und aktuelle Angaben über 
die Kampfmittelbelastung (Kampfmittelbelastungs-
auskunft) erhält man gebührenpflichtig beim  

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und berück-
sichtigt. Er ist als textlicher Hinweis Nr. 3 Bestandteil 
des Bebauungsplanes. 
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
  Munitionsbergungsdienst des LPBK. Ein entsprechen-

des Auskunftsersuchen wird rechtzeitig vor Bauaus-
führung empfohlen. 
Hinweise auf rechtliche Grundlagen 

 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, rechtli-
che Grundlagen gelten unabhängig vom Bauleitplanver-
fahren. 

    
8. 
 

Bürgermeister als untere Denk-
malschutzbehörde sowie untere 
Behörde für Bodendenkmalpfle-
ge 

Den in der Entwurfsbegründung, Pkt. 2.9. dargelegten 
Hinweisen zu Bau- und Bodendenkmalen ist nach ge-
genwärtigem Kenntnisstand nichts hinzuzufügen. 
 

Kenntnisnahme 
 
 

    
9. Landesamt für Kultur und Denk-

malpflege M-V 
Archäologie und Denkmalpflege 

In der vorliegenden Planung werden die Belange der 
Baudenkmalpflege und Bodendenkmalpflege berück-
sichtigt. 
Weitere Anregungen werden nicht gegeben. 

Kenntnisnahme 
 

    
10. Stadtwerke Wismar GmbH Hinweis auf über das Plangebiet verlaufende diverse 

Versorgungsleitungen der Wasser-, Gas, und Fern-
wärmeversorgung sowie diverse Kabel der Nieder- 
und Mittelspannungsebene mit den dazu gehörigen 
Trafostationen. 
 

Kenntnisnahme 

  Hinweis, dass sich die Wasser- und Fernwärmeleitun-
gen im Eigentum der Stadtwerke Wismar GmbH be-
finden. Die Gasversorgungsleitungen sowie die Kabel 
der Nieder- und Mittelspannungsebene mit den Tra-
fostationen befinden sich im Eigentum der Stadtwer-
ke Wismar Netz GmbH. 

Kenntnisnahme 
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
  Hinweis zur Darstellung von vorhandenen Leitungen, 

die nicht im öffentlichen Raum liegen durch das Plan-
zeichen 15.5. PlanZVO. Die Leitungsrechte in der Sat-
zung über den Bebauungsplan Teil A der Planzeich-
nung sind für die Stadtwerke Wismar GmbH nicht 
erkennbar und damit nicht nachvollziehbar. Unter der 
Darstellung „Sonstige Planzeichen“ soll die gestrichel-
te Linie in der Zeichenerklärung die zu belastenden 
Flächen mit Leitungsrechten darstellen, die für die 
Stadtwerke Wismar GmbH ebenfalls nicht erkennbar 
ist. Bitte um Übernahme der zeichnerischen Darstel-
lungen der Versorgungsleitungen und der Stromkabel 
mit den Trafostationen aus den Bestandsplänen in 
den Bebauungsplan Nr. 75/09 und Ausweisung von 
Leitungsrechten zugunsten der Stadtwerke Wismar 
GmbH. 
Absicherung der Leitungsrechte so dass die Löschwas-
serbereitstellung von 48 m³/h für zwei Stunden gesi-
chert werden kann. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, 
die zeichnerische Darstellung wurde geprüft. 
Aufgrund der Übersichtlichkeit im Bebauungsplan, der 
neben der Darstellung von Leitungsrechten eine Vielzahl 
von Festsetzungen enthält, wurde diese Darstellungs-
form durch das Planzeichen 15.5. PlanZV sowie die 
Ausweisung zugunsten der Anlieger, der Hansestadt 
Wismar sowie der Ver- und Entsorgungsträger Stadt-
werke Wismar GmbH und EVB gewählt. 
Die explizite Darstellung der einzelnen Leitungen zu-
gunsten der einzelnen Eigentümer kann im für die Plan-
zeichnung gewählten Maßstab von 1:1000 nicht über-
sichtlich erfolgen, da sich Leitungstrassen von EVB und 
Stadtwerken sowie private Gehwege, die von benach-
barten Anliegern zur Erschließung mitgenutzt werden 
müssen, teilweise stark überlagern.  
Durch die Darstellung im Bebauungsplan wird auf das 
Vorhandensein von Geh-, Fahr- und Leitungsrechten 
zugunsten diverser Berechtigter auf den privaten Bau-
flächen hingewiesen. Eine rechtliche Sicherung der Lei-
tungstrassen erfolgt durch die Eintragung von Baulasten 
im Baulastenverzeichnis der Hansestadt Wismar bzw. 
durch eine grundbuchrechtliche Sicherung. Diese ist 
vom Eigentümer der Leitungen in Abstimmung mit dem 
Grundstückeigentümer zu veranlassen. 
Das Vorhandensein von öffentlichen Ver- und Entsor-
gungsleitungen auf privaten Bauflächen, verbunden mit 
privaten Gehwegen, die für benachbarte Grundstücke 
zur Erschließung genutzt werden müssen, führen oft zu 
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
   Komplikationen. Es ist deshalb eines der Ziele dieser 

Bauleitplanung, den öffentlichen Raum neu zu ordnen 
und ggf. zu erweitern. Wenn möglich und wirtschaftlich 
darstellbar, sind neue Leitungstrassen innerhalb des öf-
fentlichen Raumes zu verlegen. Hierzu finden derzeit 
Abstimmungen der Hansestadt Wismar mit den Ver- 
und Entsorgungsträgern sowie den Grundstückseigen-
tümern (Wohnungsunternehmen) statt. 
 

  Hinweis, dass das Anschreiben der Stadtwerke Wis-
mar GmbH vom 23.05.2012 „Vorhaben der Stadtwer-
ke Wismar GmbH in den Fördergebieten Wismar Ost 
(WG Kagenmarkt) und Altstadtbereich“ weiterhin ak-
tuell ist. 

Kenntnisnahme 

    
11. Landrätin als Behörde  

für Gesundheits- und Sozialwe-
sen 
Landkreis Nordwestmecklenburg 
Gesundheitsamt  

Keine Stellungnahme   
 
 
 

    
12. Handwerkskammer Schwerin Keine Stellungnahme   
    
13. Industrie- und Handelskammer  

zu Schwerin  
Keine Hinweise und Einwendungen zu diese Planung Kenntnisnahme 

 
  

 
 
 

  



 
 

18 

Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
14.  Bürgermeister als Träger für Kul-

tur  
Amt für Kultur, Schule, Jugend 
und Sport 

Keine Stellungnahme  

    
15.  Landrätin als Schulträger 

Landkreis Nordwestmecklenburg 
Fachdienst Bildung und Kultur 

Keine Stellungnahme  

    
16. Kataster- und Vermessungsamt  Der Bebauungsplan ist katastermäßig in Ordnung. 

Zur Bestätigung der katastermäßigen Richtigkeit ist 
der Plan erneut einzureichen. 

Kenntnisnahme 

    
17. Landesamt für innere Verwal-

tung,  
Amt für Geoinformation, Ver-
messungs- und Katasterwesen 

Hinweis, dass sich im Plangebiet keine Festpunkte der 
amtlichen geodätischen Grundlagennetze des Landes 
M-V befinden. Hinweis auf Beachtung die Informati-
onen im Merkblatt über die Bedeutung und Erhaltung 
der Festpunkte (Anlage). 
Bitte um Beteiligung der zuständigen Vermessungs- 
und Katasterbehörde 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
Das für die Hansestadt Wismar zuständige Kataster- 
und Vermessungsamt war am Planverfahren beteiligt 
(siehe Nr. 16) 

    
18. Landrätin als untere Natur-

schutzbehörde  
Landkreis Nordwestmecklenburg 
Fachdienst Umwelt  
SG Naturschutz und Land-
schaftspflege  

Die Stellungnahme weist auf entgegenstehende Be-
lange hin, die im Rahmen der bauleitplanerischen 
Abwägung berücksichtigt werden müssen. 
Mit der Aussage in der Begründung zum Bebauungs-
plan, dass mit der Umsetzung der Planung keine 
Landschaftseingriffe im Sinne von § 14, 15 Bundesna-
turschutzgesetz verbunden sind, besteht  

Kenntnisnahme 
 
 
Kenntnisnahme 
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
18. Landrätin als untere Natur-

schutzbehörde  
Landkreis Nordwestmecklenburg 
Fachdienst Umwelt  
SG Naturschutz und Land-
schaftspflege  

Einverständnis. 
Vorschläge für neue Formulierungen der textlichen 
Festsetzungen und in der Begründung 

 
Die Vorschläge werden berücksichtigt, die Formulierun-
gen übernommen (siehe Textliche Festsetzungen, Teil B, 
Pkt. 7 und 8 sowie Begründung zum Bebauungsplan) 

    
19. Landrätin als untere Wasserbe-

hörde  
Landkreis Nordwestmecklenburg 
Fachdienst Umwelt 
SG Wasserwirtschaft  

Die Stellungnahme weist auf keine entgegenstehen-
den Belange hin. 
 
Hinweise zur Wasserversorgung und Abwasserentsor-
gung sowie zum Gewässerschutz 

Kenntnisnahme 
 
 
Die Hinweise werden als Textlicher Hinweis Nr. 4 bzw. 
in die Begründung zum Bebauungsplan übernommen. 

    
20. Landrätin als Träger Personen-

nahverkehr und Straßenbaulast-
träger 
Landkreis Nordwestmecklenburg 
Fachdienst Ordnung/Sicherheit 
und Straßenverkehr 
SG Straßenverkehr 

Keine Stellungnahme  
 
 
 
 
 

    
21. Amt für Raumordnung und Lan-

desplanung Westmecklenburg  
Bewertungsergebnis: 
Dem Bebauungsplan Nr. 75/09 stehen keine Ziele der 
Raumordnung und Landesplanung entgegen. 
 

Kenntnisnahme 
 

  Raumordnerische Bewertung: 
Die Hansestadt Wismar ist gemäß Landesraument-
wicklungsprogramm M-V (LEP M-V) als Mittelzent-
rum im Stadt-Umland-Raum Wismar (SUR) 

 
Kenntnisnahme 
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
  eingestuft. Die Kernstadt verfügt über 43.844 Ein-

wohner (Stand 30.06.2012) 
Der Bereich Kagenmarkt ist im Regionalen Einzelhan-
delskonzept für den Stadt-Umland-Raum Wismar 
(REHK SUR Wismar) als „Zentraler Versorgungsbereich 
(ZVB) Nahversorgungszentrum Kagenmarkt/Poeler 
Straße“ ausgewiesen. Danach stellt sich der ZVB so-
wohl gegenwärtig als auch zukünftig als bipolares 
Zentrum dar. Die Umgestaltung des Stadtteilzentrums 
kann das Wohngebiet attraktiver machen und so ei-
nen Beitrag zur Stabilisierung der Einwohnerzahlen 
der Hansestadt Wismar leisten und Fortzüge in ande-
re Gemeinden minimieren. 
Der vorgelegte B-Planentwurf berücksichtigt die Ziele 
der Raumordnung und Landesplanung (vgl. insbeson-
dere 4. Siedlungsentwicklung RREP WM). 

 
 

  Bezogen auf den Einzelhandel berücksichtigt der Be-
bauungsplan die Zielaussagen des REHK SUR Wismar 
vom Dezember 2012. Das REHK SUR Wismar wurde 
von der Bürgerschaft am 27.06.2013 mit einer inhalt-
lichen Ergänzung zur Funktionsentwicklung des ZVB 
Kagenmarkt (die Abgrenzung des ZVB wurde dabei 
nicht verändert) beschlossen. 

 
 
 
 
 
 
  

  Die Konkretisierung wird zur Kenntnis genommen, sie 
berührt keine Ziele der Raumordnung und Landespla-
nung. Unabhängig davon ist zu empfehlen, dass die 
städtebauliche Begründung dieser Konkretisierung 
nachvollziehbar dargestellt und dem REHK beigefügt 
wird. Dieses sollte dann den Mitwirkenden des  

Die Empfehlung wird zur Kenntnis genommen und be-
rücksichtigt, die Begründung zum Bebauungsplan ent-
sprechend ergänzt. 
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
  Stadt-Umland-Kooperationsprozesses mitgeteilt wer-

den. 
 

    
  Anmerkungen zum B-Planentwurf: 

 
Der Bebauungsplan lässt für den nördlichen Bereich 
eine eindeutige Planungsabsicht im Sinne der Steue-
rung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung 
(investorenabhängig) vermissen. Hier ist eine eindeu-
tige inhaltliche Zielaussage im Sinne einer investo-
renunabhängigen Umsetzung und im Sinne der Um-
setzung des REHK zwingend erforderlich. Es wird 
empfohlen, eine differenzierte Darstellung des Be-
standes und der Planung, insbesondere der Einzelhan-
dels-Verkaufsflächen im Mischgebiet, im Allg. Wohn-
gebiet und im Sonstigen Sondergebiet Einzelhandel 
vorzunehmen. 
 

Die Anmerkungen werden zur Kenntnis genommen und 
wie folgt berücksichtigt:  
Nach Fertigstellung des REHK (REK SUR Wismar) und 
dessen Beschlussfassung durch die Bürgerschaft soll 
dieses Basis für die Festsetzungen im nördlichen Bereich 
sein. Entsprechend der Nutzungen im Bestand (Tankstel-
le und Einzelhandelseinrichtung) wird der Bereich als 
Eingeschränktes Gewerbegebiet festgesetzt.  
Die ursprüngliche Festsetzung als Mischgebiet basierte 
auf den Planungsabsichten des Grundstückseigentümers 
zur Errichtung einer Seniorenwohnanlage unter Aufgabe 
des Einzelhandelsstandortes. Eine solche Nutzung wäre 
an diesem attraktiven Standort in Randlage des Wohn-
gebietes städtebaulich ebenfalls vorstellbar gewesen, 
ein Erhalt der Einzelhandelseinrichtung dagegen nicht 
zwingend erforderlich, da die Nahversorgung auch über 
andere Standorte innerhalb des ausgewiesenen bipola-
ren Zentrums zu sichern ist. Diese Planungen bestehen 
nun nicht mehr. Bei Ausweisung des Bereiches als 
Mischgebiet wäre eine Wohnnutzung erforderlich, die 
vom jeweiligen Grundstückseigentümer umzusetzen wä-
re und einen Eingriff in dessen Eigentumsrechte bedeu-
ten würde. Aus städtebaulichen Gründen ist dies nicht 
erforderlich. Die derzeitige gewerbliche Nutzung am 
Rande des Wohngebietes genießt Bestandschutz, 
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
   städtebauliche Missstände die hier zwingend zu beseiti-

gen wären, sind nicht erkennbar.  
 

  Die Festsetzungen im Textteil B sollten konkretisiert 
werden. Der Bezug zur Sortimentsliste aus dem REK 
SUR wurde durch die Übernahme der nahversor-
gungsrelevanten Sortimente aus der Liste der „Zent-
rumsrelevanten Sortimente“ richtig dargestellt. Eine 
darüber hinaus geplante Zulassung weiterer zent-
rumsrelevanter Sortimente, wenn beabsichtigt, sollte 
konkret auf die Teilflächen bzw. die Verkaufseinrich-
tungen ausgerichtet werden. Die 10 % Randsorti-
mentsfestsetzung ist weder städtebaulich begründet 
noch gibt es einen Bezug zu den geplanten Einzel-
handelseinrichtungen. 

Festsetzungen und Begründung zu den Festsetzungen 
werden entsprechend konkretisiert und begründet. 
Die Festsetzung der sogenannten Randsortimente (10 % 
der jeweiligen Verkaufsraumfläche) wurde geprüft. Hier-
zu zählen beispielsweise Sortimente wie Kleintextilien, 
Handarbeitsartikel, Schreibwaren oder Haushaltswaren, 
die durchaus im Sinne einer funktionierenden Nahver-
sorgung in geringem Umfang in Wohnungsnähe verfüg-
bar sein sollen und so das städtebauliche Bild eines 
Nahversorgungszentrums abrunden. 

    
  Hinweis, dass sich die landesplanerische Stellung-

nahme auf die Grundsätze und Ziele der Raumord-
nung und Landesplanung bezieht und der erforderli-
chen Prüfung durch die zuständige Genehmigungsbe-
hörde nicht vorgreift. Sie gilt nur solange, wie sich die 
Beurteilungsgrundlagen für das Vorhaben nicht we-
sentlich ändern. 

Kenntnisnahme 

    
22. Straßenbauamt Schwerin Keine Bedenken unter Einhaltung folgender Punkte: 

 
Die Grenzen des B-Planes müssen außerhalb der öf-
fentlichen Verkehrsflächen der Landesstraße liegen. 
Die angrenzende Landesstraße L 12 ist in nachfolgend 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und wie 
folgt berücksichtigt:  
Die angegebenen Flurstücke wurden mit den Festset-
zungen des Bebauungsplanes verglichen. Überschnei-
dungen im Bereich der Flurstücke 3622/19 und 4355/19 
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
  aufgeführten Bereichen betroffen: Überschneidungen 

im Einmündungsbereich des Flurstücks 4468/7 und in 
Teilen des Flurstücks 4468/11. 
Des weiteren treten leichte Überschneidungen des 
Bebauungsgebietes über das Flurstück 3622/19 (ne-
ben 4355/19) auf. Diese Überschneidungen sind zu 
korrigieren. 

werden korrigiert, der Geltungsbereich zurückgenom-
men. Im Bereich des Flurstücks 4468/11 tritt keine Ü-
berschneidung auf. 
Das Flurstück 4468/7 wird zur Anbindung der neuen 
Erschließungsstraße benötigt bzw. befindet sich auf Flä-
chen, die im Bebauungsplan als Straßenverkehrsfläche, 
öffentliche Grünfläche (Sport- und Freizeitanlage) bzw. 
Sondergebiet Einkaufszentrum festgesetzt sind. Die 
Hansestadt Wismar beabsichtigt den Erwerb dieser Flä-
chen. Entsprechende Verkaufsverhandlungen mit dem 
Land M-V finden derzeit statt. 

    
  Durch die geplante Verschiebung des Anbindepunktes 

der Prof.-Frege-Straße entsteht gemäß Punkt 4, Abs. 
1c, Straßenkreuzungsrichtlinie ein neuer Knoten-
punkt. 
Zu gegebener Zeit sind dem SBA detaillierte Planun-
terlagen zur Prüfung vorzulegen. 
Mit den Planungsunterlagen ist zwingend der Leis-
tungsfähigkeitsnachweis der gewählten Knotenpunkt-
lösung zu erbringen. 

Der Leistungsfähigkeitsnachweis sowie die Planunterla-
gen wurden erarbeitet und dem Straßenbauamt Schwe-
rin zur Genehmigung eingereicht. 

    
26. Bürgermeister als Straßenbau-

lastträger 
Bauamt, Abt. Planung 

Zustimmung  unter Beachtung folgender Hinweise: 
 
1. Vorschlag zur Ausweisung der öffentlichen Ver-  
    kehrsfläche westlich der Kita in einem Abstand von 

5 m. Damit kann eine „Öffnung“ der Platzfläche 
und eine bessere Verbindung zur Promenade Talli-
ner Straße erreicht werden. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und wie 
folgt berücksichtigt: 
Dem Vorschlag wird gefolgt. In Abstimmung mit der Ge-
schäftsführung der Kindertagesstätte wird die öffentli-
che Verkehrsfläche westlich der Kita erweitert und die 
Gemeinbedarfsfläche entsprechend zurückgenommen. 
Zur besseren Nutzung des Grundstücks beabsichtigt die 
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
   

 
 

Kita den Erwerb einer Fläche im östlichen Bereich, an-
grenzend an den Fuß- und Radweg. Diese ist als Ge-
meinbedarfsfläche festzusetzen. Der bestehende Pacht-
vertrag mit der Hansestadt Wismar als Grundstücksei-
gentümerin ist anzupassen. 
 

  2. Die Platzfläche sollte einen konstanten Abstand zur  
    Baugrenze WA 3 haben. 

Die Begrenzung der Platzfläche erfolgt parallel zur fest-
gesetzten Baugrenze. 
 

  3. Die Grünfläche östlich der Kita und dem öffentli- 
    chen Fuß- und Radweg sollte aus Nutzungs- und   
    Unterhaltungsgründen der Kita zugeordnet werden  
    (Flächenaustausch zu Pkt. 1) 
 

Die Fläche wird als Gemeinbedarfsfläche ausgewiesen, 
die Kita beabsichtigt den Erwerb der Grundstücksfläche 
(s.o.) 

  4. Die Festsetzungen eines Bereiches ohne Ein- und  
   Ausfahrt am SO-Gebiet sind zu überarbeiten. 

Die Planzeichnung wird entsprechend korrigiert, der Ein- 
und Ausfahrtbereich dargestellt. 
 

  5. Die Wendemöglichkeit (WA 10) ist in Abstimmung  
    mit dem EVB (Müllfahrzeuge) zu dimensionieren. 

Lt. Planzeichnung besteht die Möglichkeit zur Errich-
tung einer Wendeanlage mit einem Radius von 11 m. 
Der EVB, Bereich Stadtentsorgung war im Rahmen der 
verwaltungsinternen Abstimmung am Planverfahren 
beteiligt. Es wurden keine fachspezifischen Anregungen 
zum Planentwurf gegeben. Somit ist davon auszugehen, 
dass die ausgewiesene Fläche gemäß früherer Stellung-
nahmen des EVB für Müllfahrzeuge (Bemessungsfahr-
zeug 3-achsig, Wenderadius 9,80 m) ausreichend ist. 
Alternativ besteht die Möglichkeit, dass die Abfallbehäl-
ter von den Eigentümern am Entsorgungstag an die 
nächste von den Entsorgungsfahrzeugen erreichbare  
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
   Stelle verbracht werden. 
    
  6. Hinweise zur Entwurfsbegründung Die Hinweise werden in die Begründung zum Bebau-

ungsplan eingearbeitet sowie in der Planzeichnung mit 
dem Hinweis dargestellt, dass sie nicht Gegenstand der 
Festsetzungen sind. Es erfolgt die Festsetzung der Stra-
ßenverkehrsfläche in einer ausreichenden Dimensionie-
rung. Gestaltung und Ausführung dieser öffentlichen 
Flächen obliegen dem Straßenbaulastträger. 

    
24. Deutsche Telekom AG  Keine Stellungnahme  
    
25. Bundesamt für Infrastruktur, 

Umweltschutz und Dienstleis-
tungen 
Kompetenzzentrum Baumana-
gement Kiel  

Hinweis, dass die beteiligte Wehrbereichsverwaltung 
Nord, Außenstelle Kiel ab 30.06.2013 aufgelöst wur-
de. Die dort bislang relevanten Aufgaben werden 
durch das Referat 4 des Kompetenzzentrums  wahr-
genommen. 

Kenntnisnahme  

    
26. Entsorgungs- und Verkehrsbe-

trieb  
Bereich Entwässerung 

Anregung, dass die Baugrenze im Bereich SO Ein-
kaufszentrum so zu ändern ist, dass der gesicherte 
Schutzstreifen der vorhandenen Schmutzwasserlei-
tung (9,6 m) nicht im Baufeld liegt. Die Leitung wurde 
durch den EVB grundbuchlich gesichert und kann aus 
technischen Gründen nicht umverlegt werden. 
 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen und teilwei-
se berücksichtigt. 
Es erfolgt die Festsetzung der östlichen Baugrenze ent-
lang des bestehenden Gebäudes. Somit besteht ein Ab-
stand zur vorhandenen Abwasserleitung von ca. 2,5 m. 
Die Forderung zur Einhaltung des Sicherheitsstreifens 
mit einem Abstand von 4,8 m ab Leitung kann nicht 
entsprochen werden, da dieser in das vorhandene Ge-
bäude des Einkaufszentrums hineinragen würde. Es soll 
auch künftig zulässig sein, dass das Einkaufszentrum am 
vorhandenen Standort entsprechend zeitgemäßer  
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
   Erfordernisse an ein Nahversorgungszentrum um- und 

ausgebaut werden kann, einschließlich einer Erweite-
rung der Gebäudekubatur in nördlicher und westlicher 
Richtung.  
Es wird darauf hingewiesen, dass der durch den EVB 
dargestellte Sicherheitsstreifen am südlich angrenzen-
den vorhandenen Wohngebäude auch nur ca. 3 m be-
trägt. 
 

  Im Baufeld der Freiwilligen Feuerwehr und im Baufeld 
WA 3 liegen öffentliche Abwasseranlagen in Zustän-
digkeit des EVB, so dass hier eine Umverlegung dieser 
Abwasseranlagen erforderlich ist. Daraus resultierend 
ergeben sich weitere notwendige Leitungsrechte, die 
aber erst durch eine Planung festgelegt werden kön-
nen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen; 
eine Umverlegung der Leitungen ist im Zuge der Er-
schließungsplanung für die neue Anbindung der Prof.-
Frege-Straße an den Philosophenweg vorgesehen. 
Ver- und Entsorgungsleitungen sind vorzugsweise im 
öffentlichen Raum zu verlegen, eine Sicherung von Lei-
tungsrechten ist dann nicht erforderlich. 
 

  Bitte, dass künftig bei der B-Planbearbeitung die 
Baugrenzen nicht über bereits bestehende Leitungs-
rechte zu führen sind, da die Umverlegung von bereits 
grundbuchlich gesicherten Abwasseranlagen erhebli-
che zusätzliche Kosten verursacht. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es ist darauf 
hinzuweisen, dass eine derartige Zusicherung nicht er-
folgen kann. 
Die Erarbeitung von Bebauungsplänen und dessen Fest-
setzungen erfolgt im komplexen städtebaulichen Rah-
men und in Abwägung verschiedener gestalterischer,  
sozialer, wirtschaftlicher und umweltschützender Be-
lange. Diese sind in einem Bauleitplanverfahren zu prü-
fen. Ggf. sind Umverlegungen von Leitungen – in Ab-
stimmung mit den jeweiligen Ver- bzw. Entsorgungsträ-
gern – erforderlich, um eine optimale städtebauliche 
Planung gewährleisten zu können. 
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
27. Wasser- und Bodenverband 

Wallensteingraben/Küste 
Keine Stellungnahme  

 
    
28. Amt Klützer Winkel  

für die Gemeinde Zierow 
Keine Anregungen oder Bedenken Kenntnisnahme 

    
29. Amt Grevesmühlen Land  

für die Gemeinde Gägelow 
Keine Anregungen,  
nachbarschaftliche Belange werden nicht berührt 

Kenntnisnahme 

    
30. Amt Dorf Mecklenburg - Bad 

Kleinen  
für die Gemeinde Barnekow 

Keine Stellungnahme  

    
31. Amt Dorf Mecklenburg - Bad 

Kleinen  
für die Gemeinde Metelsdorf 

Zustimmung, 
keine Hinweise oder Bedenken 

Kenntnisnahme 

    
32. Amt Dorf Mecklenburg - Bad 

Kleinen für die Gemeinde Dorf 
Mecklenburg 

Zustimmung, 
keine Hinweise oder Bedenken 

Kenntnisnahme 

    
33. Amt Dorf Mecklenburg - Bad 

Kleinen  
für die Gemeinde Lübow 

Keine Stellungnahme  

    
34. Amt Neuburg  

für die Gemeinde Hornstorf 
Keine Anregungen und Bedenken Kenntnisnahme 
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
35. Amt Neuburg  

für die Gemeinde Krusenhagen 
Keine Stellungnahme  

    
36. Gemeinde Ostseebad Insel Poel Keine Änderungen bzw. Ergänzungen, 

Planung berührt nicht durch die Gemeinde wahrzu-
nehmende Belange 
 
 

Kenntnisnahme 
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Anregungen und Hinweise von Fachbereichen, die nicht im Rahmen der Beteiligung nach § 4 Abs. 1 und 2 BauGB zur Stellungnahme aufgefordert 
waren 
 
Über die gesetzlich geregelte Beteiligung von Behörden hinaus haben einige Fachbereiche Stellungnahmen zum Planverfahren abgegeben, die wir hier-
mit der Bürgerschaft der Hansestadt Wismar zur Kenntnis geben: 
 
 
Nr. Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 

Forderungen, Vorschläge  
Stellungnahme der Verwaltung  

    
1. Landkreis Nordwestmecklenburg 

Fachdienst Bauordnung und Pla-
nung, 
SG Bauordnung und Bauleitpla-
nung 

Hinweise zur Anführung der Rechtsgrundlagen auf-
grund neuester Gesetzesänderungen 
 
Planerische Festsetzungen 
- Festsetzung des nördlichen Bereiches als Mischge- 
   biet: 
   In der jetzigen Konstellation lässt sich ein Mischge-  
   biet zunächst nicht erkennen, da es im Bestand le-     
   diglich eine Tankstelle und den Einkaufsmarkt gibt,  
   es sich also um ein faktisches Gewerbegebiet gem.  
   § 8 BauNVO handelt 

Hinweise werden berücksichtigt, die aufgeführten 
Rechtsgrundlagen entsprechend korrigiert. 
 
 
Es erfolgt die Festsetzung des Bereiches als Einge-
schränktes Gewerbegebiet. Die ursprünglich vorgesehe-
ne Festsetzung als Mischgebiet entfällt.  
Der Eigentümer des Flurstücks, auf dem sich die Ein-
kaufseinrichtung befindet, hatte der Hansestadt Wismar 
mit Schreiben vom 13.01.2010 mitgeteilt und am 
28.06.2012 telefonisch bestätigt, dass er sich alternativ 
zum Einzelhandelsstandort die Errichtung von Wohnge-
bäuden (z.B. Altenbetreutes Wohnen, Pflegezentrum) 
vorstellen kann und einen entsprechenden Bebauungs-
vorschlag eingereicht. Dieser Vorschlag wurde geprüft. 

   Eine solche Nutzung wäre an diesem attraktiven Stand-
ort in Randlage des Wohngebietes städtebaulich eben-
falls vorstellbar gewesen, ein Erhalt der Einzelhan-
delseinrichtung dagegen nicht zwingend erforderlich, da 
die Nahversorgung auch über andere Standorte inner-
halb des im Regionalen Einzelhandelskonzept für den 
Stadt-Umland-Raum Wismar (REHK SUR Wismar) vom 
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Nr. Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
   Dezember 2012, Beschluss der Bürgerschaft der Hanse-

stadt Wismar vom 27.06.2013 ausgewiesenen bipolaren 
Zentrums zu sichern ist.  
Entsprechend aktueller Schreiben des Eigentümers be-
absichtigt dieser die weitere Verpachtung des Objektes 
an einen Lebensmitteldiscounter. Somit bleibt das Ge-
werbegebiet mit den Nutzern Tankstelle und Einzelhan-
delseinrichtung bestehen und wird im Bebauungsplan 
entsprechend festgesetzt. 
 

  Planzeichnung und Zeichenerklärung sowie Teil B - 
Text: 
Hinweis auf Übertragungsfehler beim Ausdrucken 
Ergänzung/ Änderung von Rechtsbezügen 
 

 
 
Die Hinweise werden berücksichtigt, die Planzeichnung 
und der Text, Teil B entsprechend korrigiert. 
 

  Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind Planzeichen entfällt, da derartige Flächen nicht vorhan-
den 
 

  Schallschutzmaßnahmen 
In der Planvorlage befinden sich Lärmpegelbereiche 
lediglich am bestehenden Tankstellengebäude, wel-
ches lt. Begründung nicht zurückgebaut werden soll. 
Demnach erschließt sich die Festsetzung für die 
Wohngebäude in Lärmpegelbereichen entlang der 
Poeler Straße nicht. 

 
Der Aussage ist zu widersprechen. Zwar ist derzeit ein 
Rückbau der Tankstelle nicht vorgesehen, es ist jedoch 
planungsrechtlich zulässig, am Standort andere Nut-
zungen gemäß § 8 BauNVO zu errichten. Hier können 
u.a. auch gemäß § 8 (3) BauNVO Wohnungen für Auf-
sichts- und Bereitschaftspersonen u.ä. ausnahmsweise 
zugelassen werden. Die Festsetzungen zum Schallschutz 
bleiben erhalten. 
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Nr. Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
  Hinweis, dass sichergestellt sein muss, dass die Be-

troffenen in zumutbarer Weise Kenntnis von DIN-
Vorschriften Kenntnis erlangen können, wenn in den 
Festsetzungen auf diese hingewiesen wird (BVerwG-
Beschluss vom 29. Juli 2010, Az. 4 BN 21/10)  
 

Kenntnisnahme 

  Begründung 
Die gegebenen Hinweise und Anregungen sind in der 
Begründung zu berücksichtigen 
 

 
Die Berücksichtigung erfolgt wie oben dargelegt. 

  Die Erschließung (Verkehr, Löschwasser, Abwasser, 
Wasser, Strom etc. muss vor Satzungsbeschluss gesi-
chert vorliegen. Die Löschwasserversorgung ist nach-
zuweisen. 

Das Plangebiet ist bereits erschlossen. 

    
2. Staatliches Amt für Landwirt-

schaft und Umwelt (StALU) 
Bereich Landwirtschaft/ EU-
Förderangelegenheiten 

Keine Bedenken und Anregungen Kenntnisnahme 

    
2. Staatliches Amt für Landwirt-

schaft und Umwelt (StALU) 
Bereich Integrierte ländliche 
Entwicklung 

Mitteilung, dass sich das Gebiet in keinem Verfahren 
zur Neuregelung der Eigentumsverhältnisse befindet,  
Bedenken und Anregungen werden nicht geäußert 

Kenntnisnahme 
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2. Bürgerbeteiligung  
 
 
2.1 Frühzeitige Bürgerbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 
 

Die frühzeitige Bürgerbeteiligung zum Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 75/09 „Stadtteilzentrum Kagenmarkt“ fand in der Zeit vom 24.03.2010 
bis einschließlich 01.04.2010 statt. 

 
Während der frühzeitigen Bürgerbeteiligung wurden Anregungen oder Hinweise von zwei Unternehmen zum Planentwurf vorgebracht.  
 

 
Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 

Forderungen, Vorschläge  
Stellungnahme der Verwaltung  

    
1.  Wohnungsgenossenschaft Union 

Wismar eG 
Hinweis auf Rahmenplan, Hinweis auf Schreiben der 
WGU vom 14.02.2007 sowie Gespräch am 02.02.2007 

Kenntnisnahme; 
zwischenzeitlich erfolgte – auch in Abstimmung mit 
dem Antragsteller als im Plangebiet ansässiges Woh-
nungsunternehmen – eine Überarbeitung des Planent-
wurfes. Zu der Entwurfsfassung vom August 2013, die 
vom 11.11. bis zum12.12.2013 gemäß § 3 (2) BauGB 
öffentlich ausgelegen hat, gab es seitens des Antrags-
stellers keine Anregungen oder Hinweise. 

    
2. Osterloh & Brüggehagen GbR Anmerkung, dass der Mietvertrag für das Penny-

Grundstück bis 2016 verlängert wurde.  
Bitte um Rücknahme der Neuanpflanzung am Sport-
platz in der Einmündung Poeler Straße/Talliner Stra-
ße, da das Grundstück schwer einzusehen ist. 

Kenntnisnahme; 
eine Rücknahme der Neuanpflanzungen ist nicht vorge-
sehen, da diese Teil des Gestaltungskonzeptes für die 
Sport- und Freizeitanlage ist. Gemäß § 1 (6)  sind bei 
der Aufstellung von Bauleitplänen insbesondere auch 
gesunde Wohnverhältnisse zu berücksichtigen. Hierzu 
trägt u.a. eine Begrünung des Wohnumfeldes bei. Ein 
Rechtsanspruch auf freie Sicht auf alle Grundstücke ist 
nicht nachzuweisen. 
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2.2. Öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB  
 

Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 75/09 „Stadtteilzentrum Kagenmarkt“ sowie die Begründung einschließlich Umweltbericht und die um-
weltrelevanten Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange haben in der Zeit vom 11.11.2013 bis einschließlich 
12.12.2013 öffentlich ausgelegen. 

 
Während bzw. vor der öffentlichen Auslegung wurden folgende Anregungen und Hinweise vorgebracht: 
 

    
Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 

Forderungen, Vorschläge  
Stellungnahme der Verwaltung  

    
1. Osterloh & von Engelbrechten 

GbR 
 

Entsprechend Schreiben des Bauamtes an die Fa. 
Osterloh & von Engelbrechten GbR vom 22.07.2013 
wird das Schreiben des Unternehmens an den Bür-
germeister der Hansestadt Wismar vom 17.07.2013 
als Einwendung zum Bebauungsplan betrachtet: 

 

  Gegen den Entwurf des B-Planes wird Widerspruch 
eingelegt. Es ist unglaublich, dass das Unternehmen 
zufällig davon hörte, ohne von der Behörde in Kennt-
nis gesetzt zu werden, dass auf dem Nachbargrund-
stück ein SO-Gebiet festgelegt werden soll. 

Kenntnisnahme 
Das Bauleitplanverfahren ist ein Prozess, bei dem die 
Planentwürfe häufig überarbeitet, aktuellen städtebau-
lichen Erfordernissen angepasst und von den Fachbe-
hörden diskutiert werden. Die Stadtverwaltung der Han-
sestadt Wismar ist nicht verpflichtet, die Eigentümer 
über jeden Planungsschritt und Planvarianten zu infor-
mieren. Eigentümer können sich am Planverfahren im 
Rahmen der Frühzeitigen Bürgerbeteiligung gemäß § 3 
(1) BauGB sowie der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 
(2) BauGB beteiligen. Die öffentliche Auslegung des 
Planentwurfes erfolgt nach Beschluss der Bürgerschaft 
der Hansestadt Wismar. Zum Zeitpunkt des Schreibens 
der Fa. Osterloh & von Engelbrechten GbR lag ein sol-
cher Beschluss nicht vor.  
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
  Dem Antragsteller liegt das beschlossene Einzelhan-

delskonzept der Fa. Junker + Kruse vor. Der An-
tragsteller steht mit Herrn Kruse in Kontakt. Aus die-
sem Gutachten geht eindeutig hervor, dass eine Flä-
chenerweiterung über 800 m² gewünscht wird, da sie 
konsequent auf die Stadtteilzentren wirkt (S. 77 und 
90) 
 

Bei dem genannten Einzelhandelskonzept handelt es 
sich um das Regionale Einzelhandelskonzept für den 
Stadt-Umland-Raum Wismar (REK SUR Wismar). Dieses 
ist am 27.06.2013 von der Bürgerschaft der Hansestadt 
Wismar unter Beachtung der Konkretisierung zum Nah-
versorgungszentrum Kagenmarkt als städtebauliches 
Entwicklungskonzept beschlossen worden. Hier wird für 
das Nahversorgungszentrum Kagenmarkt folgende Kon-
kretisierung zum Konzeptinhalt angeregt: „Das ausge-
wiesene bipolare Zentrum ist zu trennen. Der südliche 
Bereich mit dem sogenannten „prägenden Anbieter“ 
(Vollversorger Markant) ist als Hauptzentrum, der restli-
che Bereich als Nebenzentrum zu bezeichnen.“ 
Entgegen der Aussagen des Antragstellers ist aus dem 
genannten Gutachten nicht ersichtlich, dass eine Flä-
chenerweiterung der Einzelhandelseinrichtung im restli-
chen Bereich über 800 m² gewünscht wird. Entspre-
chend der Ansiedlungsempfehlungen (Tabelle 8) im REK 
SUR Wismar sind Lebensmitteldiscounter sowohl in Ein-
richtungen mit einer Verkaufsraumfläche von mehr als 
auch von weniger als 800 m² anzusiedeln. Diese Emp-
fehlungen sind im Einzelfall durch die Hansestadt Wis-
mar zu prüfen und zu entscheiden,  was u.a. durch Fest-
setzungen in der verbindlichen Bauleitplanung (Bebau-
ungsplan) deren Begründung erfolgt. 
 

  Der Antragsteller erwartet eine klare Weichenstellung 
der Politik und die planungsrechtliche Umsetzung der 
Bauleitplanung. Ein solches Gutachten kann nicht  

Mit dem o.g. Beschluss der Bürgerschaft der Hansestadt 
Wismar erfolgte diese geforderte „Weichenstellung“.  
Das genannte Einzelhandelskonzept ist als informelle  
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
  einfach mit nicht nachvollziehbaren Konkretisierun-

gen außer Kraft gesetzt werden, die als unabdingbar 
festgelegt wurden. 

Planung eine der Grundlagen für konkretisierende Be-
schlüsse und verbindliche Bauleitplanungen (formelle 
Planung) der Hansestadt Wismar. Die Umsetzung von 
informellen Planungen durch die Hansestadt Wismar 
erfolgt in Abwägung aller Belange. Dies sind beispiels-
weise auch städtebauliche Gründe zur besonderen Ent-
wicklung des Hauptzentrums als „Eingangsbereich“ in 
das Wohngebiet Kagenmarkt mit Gemeinbedarfseinrich-
tungen wie Kindertagesstätte, Schule, Freiwillige Feuer-
wehr und eines Einkaufszentrums Nahversorgung ein-
schließlich der Freiraumgestaltung mit einer öffentli-
chen multifunktional nutzbaren Platzfläche. 
 

  Der Antragsteller hat nichts gegen die Festsetzung 
des Markt-Bereiches als SO-Gebiet. Eine Verkaufsflä-
che von nur 800 m² ist für die heutigen Bedürfnisse 
für das Grundstück des Antragstellers nicht mehr ak-
zeptabel. Die Flächenzuwächse der Discounter ist 
größer (1000 m² VK, 1250 m² Gesamtfläche), was 
auch klar aus dem Gutachten hervorgeht. 
Der Antragsteller möchte dem Wunsch der Penny-
Gruppe nachkommen, nachdem endlich die Umsätze 
dort befriedigend sind. Das Stadtteilzentrum soll für 
die Zukunft gestärkt werden, was auch das Interesse 
des Bürgermeisters und das der Politik sein sollte. 
Abschließend weist der Antragsteller darauf hin, dass 
der Flächenzuwachs des Markant-Marktes ausgehend 
vom Limit von 800 m² ca. 50 % ausmacht. Das 
Bestreben des Antragstellers auf Flächenvergrößerung 

Kenntnisnahme 
Das Grundstück des Antragstellers ist im REK Teil des als 
„Nahversorgungszentrum“ ausgewiesenen Bereiches. 
Primär ist innerhalb des Zentrums zur Sicherung des 
Versorgungszieles ein sogenannter „Vollversorger“ anzu-
siedeln, der Discounter kann ein zusätzliches Angebot 
sein. Entsprechend der im Bebauungsplan festzusetzen-
den Sortimentsliste sind im Nahversorgungszentrum vor 
allem nahversorgungsrelevante Sortimente zulässig, an-
dere Sortimente dürfen nur auf maximal 10 % der zu-
lässigen Verkaufsraumfläche angeboten werden. Das 
impliziert nicht zwingend die Ansiedlung eines Discoun-
ters mit den vom Antragsteller dargestellten erforderli-
chen Flächenzuwächsen am Standort. Das Konzept der 
Discounter sieht teilweise nicht nahversorgungsrelevan-
te Randsortimente durch wechselnde Angebote vor. Es  
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  beträgt nur 25 %. Somit ist der Markt immer noch 

untergeordnet 
ist davon auszugehen, dass die Flächenzuwächse insbe-
sondere hiermit zu begründen sind. Die Randsortimente 
sind der zulässigen Sortimentsliste gemäß jedoch einzu-
schränken, somit wird der entsprechend der Festsetzun-
gen zulässige Flächenzuwachs um ca. 30 % für den Dis-
counter als ausreichend erachtet. 
Aktueller Rechtssprechungen folgend beträgt die Grö-
ßenordnung für „die der Versorgung des Gebietes die-
nende Läden“ in Allgemeinen Wohngebieten (das Ge-
werbegebiet befindet sich im Randbereich zum Wohn-
gebiet) maximal 800 m².  
Die Ausweisung des Sondergebietes erfolgt in einem Teil 
des Plangebietes aus städtebaulichen Gründen zur Ges-
taltung des zentralen Eingangsbereiches in das Wohn-
gebiet sowie zur Sicherung des Versorgungsziels lt. REK 
„Erhalt einer wohnungsnahen Grundversorgung“ mit 
Hilfe eines sogenannten „Vollsortimenters“. 
 

  Die Frage ist, wo bleiben die kleinteiligen Einzelhänd-
ler und Dienstleister wie Computer, Fahrräder, Friseur 
etc. wenn auf dem SO-Gebiet ein Markt in dieser 
Größe entsteht?  

Kleinere Einzelhandelseinrichtungen und Dienstleister 
sind innerhalb des Einkaufszentrums zulässig. Es wird 
darauf hingewiesen, dass die maximal zulässige Ver-
kaufsraumfläche im Einkaufszentrum 1.200 m² beträgt. 
Die Festsetzungen Nr. 1.3. zur zulässigen Sortimentsliste 
sind einzuhalten. 
Des weiteren können Einzelhandelseinrichtungen mit 
einer maximalen Verkaufsraumfläche von 400 m² im 
Teilbereich WA 3 an der öffentlichen Platzfläche zuge-
lassen werden. 
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2. Wismarer Wohnungsgenossen-

schaft eG 
Die geplante Aufwertung des Wohngebietes durch 
Schaffung eines Stadtteilzentrums wird begrüßt. 
Insbesondere bei der weiteren Planung der Straßen-
erneuerung wird die Einbeziehung des EVB Wismar 
hinsichtlich Neuverlegung von Abwasserleitungen im 
Straßenbereich für erforderlich gehalten. Für die Wie-
derbebauung der bereits beräumten sowie künftig 
noch zu beräumenden Bauflächen bedarf es technisch 
und rechtlich sicherer Anschlussmöglichkeiten. Bei 
möglichen Neuparzellierungen und Wechseln von 
Grundstückseigentümern wird dies noch wichtiger.  
  

Kenntnisnahme 
 
Der EVB, Bereich Entwässerung war als Träger öffentli-
cher Belange gemäß § 4 BauGB am Planverfahren betei-
ligt und hat eine Stellungnahme abgegeben (siehe Nr. 
26). Die Erschließungsplanung und -ausführung erfolgt 
ebenfalls mit Beteiligung des EVB. 
 
 
 
 
 

  Im Gebiet WA 1 geht die Antragstellerin davon aus, 
dass im Zuge der Straßenumverlegung eine Überfahrt 
von der Prof.-Frege-Straße zur Stellplatzanlage an der 
Rigaer Straße 10 erhalten bleibt. 
 

Der Hinweis wurde bereits bei der Straßenplanung be-
rücksichtigt.                        

  Für das Gebiet WA 7 sieht der Planentwurf den Neu-
bau eines straßenbegleitenden Gehweges entlang der 
Prof.-Frege-Straße vor. Die geplante Wegeführung 
verläuft im Bereich der jetzt vorhandenen privaten 
Stellplatzanlage. Eine Enteignung der privaten Grund-
stücksteile durch die momentan geplante Wegefüh-
rung würde die Wohnungsgenossenschaft nicht ak-
zeptieren und eine rechtliche Auseinandersetzung 
nicht scheuen. Für die weitere Nutzung des Wohnge-
bäudes Prof.-Frege-Straße 42-48 mit 60 Wohnungen 
ist die Erhaltung dieser 26 Stellplätze existenziell 
notwendig. Weitere Stellplätze zur Deckung des  

Die Hinweise wurden geprüft, sie werden teilweise be-
rücksichtigt. 
Wie bereits in der Begründung zum Bebauungsplan dar-
gelegt, ist im Bereich der Prof.-Frege-Straße derzeit le-
diglich die Fahrbahn als öffentliche Straße im Eigentum 
der Hansestadt Wismar. Die öffentlich genutzten Geh-
wege vor den Wohnblöcken befinden sich – wie auch 
ein Teil der Ver- und Entsorgungsleitungen - auf priva-
ten Flächen. Entsprechende Geh-, Fahr- und Leitungs-
rechte werden im Bebauungsplan mit dem Planzeichen 
Nr. 15.5 PlanZV gem. § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB festge-
setzt und sind über Baulast- oder  
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  Bedarfs können ggf. auf angrenzenden privaten 

Grundstücken geschaffen werden. Es wird vorge-
schlagen, die Wegeführung hinter den Stellplätzen 
anzuordnen. Diese Bauweise ist bereits bei der Erneu-
erung der Joh.-R.-Becher-Straße im Wohngebiet Frie-
denshof erfolgreich realisiert worden. Dabei würden 
auch die Baukosten für die öffentliche Infrastruktur in 
diesem Abschnitt deutlich geringer ausfallen. 
 

Grundbucheintragungen zwischen Eigentümern und 
Nutzern zu sichern.  
Eines der Ziele der Bauleitplanung ist die Neuordnung 
des öffentlichen Verkehrsraumes. Gemäß der Richtlinie 
für die Anlage von Stadtstraßen (RASt 06) ist aus Grün-
den der Verkehrssicherheit die Prof.-Frege-Straße als 
Sammelstraße mit einer Fahrbahn und unmittelbar an-
grenzenden beidseitigen Nebenanlagen (Gehwege) zu 
planen.  
Aufgrund der beengten Raumverhältnisse am Standort 
soll von dieser Richtlinie allerdings teilweise abgewi-
chen werden. In Abstimmung mit den benachbarten pri-
vaten Eigentümern (Wohnungsunternehmen) ist die 
Prof.-Frege-Straße deshalb nur einseitig mit einem öf-
fentlichen Gehweg westlich der Fahrbahn (d.h. an der 
sogenannten „Innenseite“) auszustatten. Nördlich und 
östlich der Fahrbahn (also an der „Außenseite“)  ist wie 
bisher der zweite Gehweg auf privaten Flächen mit  
Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zugunsten der Allge-
meinheit zu führen.  
 
Da sich das Grundstück der Antragstellerin auf der so-
genannten „Innenseite“ der Fahrbahn befindet, ist der 
öffentliche Gehweg entsprechend des oben erläuterten  
Konzeptes bei konsequenter und sicherer Verkehrsfüh-
rung auf der Fläche anzuordnen, die derzeit durch die 
26 Stellplätze im Eigentum der Antragstellerin genutzt 
werden.  
Für die von der Antragstellerin angesprochene  
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   Problematik ergeben sich nun zwei Lösungsmöglichkei-

ten:  
1. Der öffentliche Gehweg wird entsprechend der Fest-
setzungen im Bebauungsplan an der Fahrbahn ausge-
führt, für die wegfallenden 26 Stellplätze wird auf der 
im Bebauungsplan, Baufeld WA 7 festgesetzten Stell-
platzanlage Ersatz geschaffen. Dies kann ggf. als Ord-
nungsmaßnahme zur Umsetzung der Erschließung im 
Plangebiet erfolgen. 
2. Falls eine Einigung zum erforderlichen Grunderwerb 
durch die Hansestadt Wismar mit der Antragstellerin für 
den straßenbegleitenden Gehweg nicht zustande 
kommt, ist alternativ dieser im Bereich des WA 7 als 
öffentlicher Gehweg nicht auszuführen. In dem Fall 
bleiben Stellplätze und privater Gehweg einschließlich 
eines Geh-, Fahr- und Leitungsrechtes analog der ge-
genüberliegenden Straßenseite wie bisher bestehen.  
Die Einleitung eines Enteignungsverfahrens, wie vom 
Antragsteller befürchtet, ist seitens der Hansestadt 
Wismar nicht vorgesehen. 
 
Die Festsetzungen im Bebauungsplan werden im Sinne 
der bereits erläuterten künftigen strategisch optimalen 
Verkehrsführung getroffen. Eine Verlegung des öffentli-
chen Gehweges, wie von der Antragstellerin vorgeschla-
gen erfolgt aus städtebaulichen Gründen und hier ins-
besondere aufgrund mangelnder Verkehrsführung ein-
schließlich der damit verbundenen erforderlichen Ver-
kehrssicherheitsmaßnahmen nicht.  



 
 

40 

Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
3. Ganten, Hünecke, Bieniek und 

Partner als rechtliche Vertretung 
von Osterloh Brüggehagen GbR 
u.a 

Hinweis, dass die Vertretung der Osterloh Brüggeha-
gen GbR sowie von Herrn Holger Osterloh, der Holger 
Osterloh & Brigitte v. Engelbrechten GbR und Frau 
Brigitte v. Engelbrechten rechtlich gesichert ist. 

Kenntnisnahme 

  Es werden folgende Einwendungen erhoben: 
Die Mandanten wenden sich gegen den Bebauungs-
plan Nr. 75/09. Der Bereich des B-Planes wird im 
Nordwesten durch die Poeler Straße begrenzt. Hier 
liegen auch die Eigentumsflächen der Einwender, na-
mentlich das im Eigentum der Mandanten stehende 
Grundstück in Wismar, Poeler Straße 75. Dort befin-
det sich ein verpachteter Lebensmittelmarkt, Penny-
Markt innerhalb des Bebauungsplangebietes sowie 
außerhalb des Plangebietes in der Poeler Straße 75 
ein beabsichtigter Getränkemarkt. 
 
Im Einzelnen: 

 

  I. Hinweis auf die vorliegenden Satzungsgrundlagen 
Hinweise zum Aufstellungsbeschluss der Bürgerschaft 
der Hansestadt Wismar sowie auf Aussagen in der 
Begründung zum Bebauungsplan  
Hinweis auf die Ausführungen zum Sondergebiet und 
zu der dort erläuterten moderaten Erhöhung der Ver-
kaufsraumfläche. Die Mandanten können nicht im 
Ansatz nachvollziehen, warum sie hierunter nicht fal-
len, da gerade diese Entwicklung auch für sie zutrifft 
und sie diese Entwicklung wünschen. 
 

Kenntnisnahme 
 
 
 
Der Aussage, dass die Einwender nicht hierunter fallen 
ist zu widersprechen. Auch für das Grundstück der 
Mandanten der Einwender ist gemäß der Festsetzungen 
die Errichtung von Einzelhandelseinrichtungen als „der 
Versorgung des Gebietes dienende Läden“ und damit als 
Teil des Nahversorgungszentrums zulässig. Entsprechend 
aktueller Rechtssprechungen haben diese eine maximale 
Verkaufsraumfläche von 800 m². Hiermit kann eine  
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   moderate Erhöhung der Verkaufsraumfläche von derzeit 

600 m² und damit die in der Begründung genannte 
großzügigere Warenpräsentation unter Beibehaltung 
der Nahversorgungsfunktion für das benachbarte 
Wohngebiet ermöglicht werden. 
Wie bereits in der Abwägung zum Schreiben der Man-
danten der Einwender (siehe Nr. 1) dargestellt, ist der 
zentrale Bereich des Wohngebietes Kagenmarkt im Re-
gionalen Einzelhandelskonzept für den Stadt-Umland-
Raum Wismar (REK) als „Nahversorgungszentrum“ aus-
gewiesen. Entwicklungsziel ist u.a. die „Sicherung und 
Stärkung der (Nah)Versorgungsfunktion ... durch Erhalt 
der wohnungsnahen Grundversorgung“. Primär ist hier 
zur Sicherung des Versorgungszieles ein sogenannter 
„Vollversorger“ anzusiedeln, der Discounter kann ein zu-
sätzliches Angebot sein.  
Im Rahmen der Abwägung war zunächst die Auswei-
sung des gesamten im REK als Nahversorgungszentrum 
dargestellten Bereiches im Bebauungsplan als Sonder-
gebiet analog des festgesetzten SO Einkaufszentrum 
Nahversorgung zu prüfen. Dies betrifft neben dem SO 
die Baugebiete GEE und WA 3, die Gemeinbedarfsflächen 
Schule und Freiwillige Feuerwehr sowie Teile der bereits 
errichteten Sport- und Freizeitanlage. Planungsrechtli-
che Festsetzungen zur maximal zulässigen Verkaufs-
raumfläche sind nicht je Baugebiet sondern nur je Bau-
grundstück möglich. Da im Bereich des Nahversorgungs-
zentrums mehrere Grundstücke mit verschiedenen Ei-
gentümern vorhanden sind, müsste es dann auch für  
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   jedes Baugrundstück zulässig sein, ein Einkaufszentrum 

analog der Festsetzungen im SO zu errichten. In diesem 
Fall könnte ein Überangebot an Nahversorgungseinrich-
tungen entstehen, dies zulasten anderer für ein funktio-
nierendes Stadtteilzentrum wichtiger zentraler Einrich-
tungen und entgegen der städtebaulichen Zielstellungen 
zur Entwicklung des Plangebietes. So ist dieser Ansatz 
nicht weiter zu verfolgen.  
Eine Steuerung der Einzelhandelsstandorte innerhalb 
des im REK ausgewiesenen Nahversorgungszentrums 
unter Beachtung der Sicherung der Nahversorgung für 
das Wohngebiet Kagenmarkt ist aus städtebaulichen 
Gründen zwingend geboten und soll durch die Festset-
zungen des Bebauungsplanes erfolgen. 

   So wurde in einem nächsten Schritt untersucht, an wel-
chen Standorten der sogenannte „Vollversorger“ mit ei-
nem breiten und umfassenden Nahversorgungssorti-
ment und weitere Einrichtungen zur Nahversorgung 
vorzugsweise zu etablieren sind. Mögliche Standorte für 
ein Einkaufszentrum wären aufgrund der Grundstücks-
größen die vorhandenen Einrichtungen an der Prof.-
Frege-Straße (Markant-Markt) und an der Talliner Stra-
ße (Penny-Markt). Hier ist darauf hinzuweisen, dass die 
Prof.-Frege-Straße die Hauptzufahrt in das Wohngebiet 
Kagenmarkt bildet, die Talliner Straße hat lediglich eine 
fußläufige Anbindung an das Wohngebiet. Die Bewoh-
ner des Gebietes, die die Nahversorgungseinrichtung 
primär nutzen sollen, haben also die Möglichkeit, die 
Einrichtung an der Prof.-Frege-Straße direkt   
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   (beispielsweise auf dem „Nachhauseweg“) auch zusätz-

lich motorisiert (z.B. per PKW) zu erreichen. Für die Ein-
richtung an der Talliner Straße besteht eine derartige 
Zufahrtsmöglichkeit nur über die Poeler Straße.  
Zudem ist in unmittelbarer Nähe zum Standort Prof.-
Frege-Straße das eigentliche städtebauliche Zentrum 
des Wohngebietes mit den Gemeinbedarfseinrichtungen 
Kindertagesstätte, Schule, Schulhort und Freiwillige 
Feuerwehr um eine geplante Freiraumanlage (Platz) zu 
sehen. Zur weiteren Entwicklung und Ausgestaltung 
dieses Zentrums wird die Förderung der Nahversor-
gungsfunktion mit einem komplexen Angebot, wie es 
ein Vollversorger bereitstellt, an diesem Standort städ-
tebaulich gesehen als besonders wichtig erachtet. Aus 
den genannten Gründen ist der Vollversorger mit kleine-
ren Shops als „Einkaufszentrum Nahversorgung“ in un-
mittelbarer Nähe zur Prof.-Frege-Straße anzusiedeln.  
Der Standort Talliner Straße befindet sich dagegen in 
Randlage zum Wohngebiet und damit dezentral, eine 
Etablierung als Einkaufszentrum wäre hier für die städ-
tebauliche Gestaltung des Wohngebietes kontraproduk-
tiv und widerspricht dem Charakter und den spezifi-
schen Anforderungen als multifunktionales „Zentrum“. 

   Eine Ansiedlung von zwei Einkaufszentren Nahversor-
gung mit der Festsetzung als Sondergebiete innerhalb 
des Wohngebietes wiederum könnte zu einem Überan-
gebot an Nahversorgungseinrichtungen führen. Städte-
bauliche Missstände durch Leerstand und Verfall sind zu 
befürchten.  
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   Wie bereits erörtert, wird die Nahversorgungseinrich-

tung im zentralen Bereich an der Prof.-Frege-Straße zur 
städtebaulichen Gestaltung als erforderlich für das 
Funktionieren des Wohngebietes angesehen. Eine zu-
sätzliche Einrichtung in Randlage zum Wohngebiet soll 
zulässig sein, ist aber für die Grundversorgungsfunktion 
nicht zwingend erforderlich. An diesem Standort sind 
deshalb auch andere Nutzungen denkbar, die eine un-
mittelbare Zentrumsnähe nicht benötigen. Dementspre-
chend erfolgt die Festsetzung im Bebauungsplan als 
GEE. 
Innerhalb des zentralen Bereiches des Wohngebietes an 
der Prof.-Frege-Straße wird zur Förderung der Ausbil-
dung eines Zentrums mit vielfältigen Funktionen u.a. 
explizit ein Sondergebiet Einkaufszentrum Nahversor-
gung ausgewiesen.  
Mit dieser Festsetzung an städtebaulich bedeutsamer 
Stelle im unmittelbaren „Eingangsbereich“ zum Wohn-
gebiet, den Festsetzungen zur Zulässigkeit weiterer Ver-
kaufseinrichtungen in den Baugebieten innerhalb des im 
Regionalen Einzelhandelskonzept für den Stadt-
Umland-Raum Wismar (REK SUR Wismar) definierten 
Nahversorgungszentrums (WA 3 und GEE) sowie dem 
Ausschluss von Einzelhandelseinrichtungen in 
Baugebieten des Planbereiches außerhalb dieses im REK 
dargestellten Nahversorgungszentrums wird die 
Nahversorgung gemäß der Empfehlungen des REK 
planerisch verbindlich geregelt.  
Das entspricht zudem dem Beschluss der Bürgerschaft  
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   der Hansestadt Wismar zum REK vom 27.06.2013 mit 

der Konkretisierung zum Nahversorgungszentrum Ka-
genmarkt. 
 

  II. Die Einwender haben sowohl Grundstücke im Plan-
gebiet als auch außerhalb des Plangebietes wie oben 
dargestellt. 

Die Aussagen werden zur Kenntnis genommen. 

    
  Die Einwender sind der Auffassung, dass der Bebau-

ungsplan bereits nicht erforderlich ist. Sollte er von 
der Politik als erforderlich angesehen werden, müsse 
eine Gleichbehandlung stattfinden auch vor dem Hin-
tergrund des aktiven und passiven Bestandsschutzes. 

Die Aussagen werden zur Kenntnis genommen. 
Gemäß § 1 Abs. 3 BauGB haben Gemeinden Bauleitplä-
ne aufzustellen, „sobald und soweit es für die 
städtebauliche Ordnung erforderlich ist“. Dies wird 
seitens der Hansestadt Wismar zur Optimierung einer 
städtebaulichen Grundordnung für das Stadtteilzentrum 
Kagenmarkt einschließlich der Strukturierung als 
Nahversorgungszentrum für erforderlich erachtet und 
ist in der Begründung zum Bebauungsplan so 
dargestellt. Der Bestandsschutz der bestehenden 
Verkaufseinrichtung wird durch die Festsetzungen des 
Bebauungsplanes nicht gefährdet. Erweiterungen 
entsprechend der zulässigen Nutzung als Nahversorger 
(„der Versorgung des Gebietes dienende Läden“) sind 
möglich (aktiver Bestandsschutz).  

  Zugunsten der Einwender ist nicht ansatzweise er-
sichtlich, welche städtebaulichen Ziele die Antrags-
gegnerin mit der Planung kohärent verfolgt, da es 
massive Widersprüche zum Einzelhandelskonzept und 
der historischen Entwicklung gibt. Insbesondere vor  

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
Die Städtebaulichen Ziele zur Entwicklung des Stadtteil-
zentrums sind der Begründung zum Planentwurf zu ent-
nehmen. Widersprüche zum Einzelhandelskonzept be-
stehen nicht, da das im REK mit der Darstellung als  
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  dem Hintergrund der historischen Entwicklung seit 

1992 bis heute wird hier mit dem Planungsrecht 
Wettbewerbsrecht gemacht, obwohl das planungs-
rechtlich grundsätzlich wettbewerbsneutral sei. In der 
Abwägung zwischen den öffentlichen Belangen und 
den Belangen der Einwender hat die Hansestadt 
Wismar bisher nicht die historische Entwicklung und 
den Standort zugunsten der Einwender berücksichtigt 
und andere Standorte bevorzugt, so dass dies zu einer 
Existenzvernichtung führen wird. 
Ein schlüssiges Gesamtkonzept für die Einzelhandels-
entwicklung, das zusammenhängend durchgehalten 
werde, ist nicht ersichtlich. Es rechtfertigt hier auch 
nicht die Benachteiligung der Einwender. Auch kann 
hier nicht erkannt werden, inwieweit hier Einzelhan-
delskonzepte Gegenstand der Planung geworden sind. 
Alternativplanungen und Standortanalysen zugunsten 
der Einwender seien ebenfalls nicht ersichtlich. Zu-
dem verändert die Planung die bestandsgeschützte 
Grundstückssituation der Antragsteller nachhaltig 
und verletzt ihr Grundrecht aus Art. 14 Abs. 1 GG. 

zentraler Versorgungsbereich Nahversorgungszentrum 
verbundene Ziel des Erhalts einer wohnungsnahen 
Grundversorgung durch die Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes erfüllt werden kann.  
Die historische Entwicklung des Wohngebietes Kagen-
markt ist seit seinem Entstehen in den 1970er Jahren zu 
betrachten. Bereits die ursprüngliche Bebauungskonzep-
tion von August 1971, die seinerzeit Grundlage für die 
Errichtung des Wohngebietes war, sah als Hauptein-
gangsbereich in das Gebiet die jetzige Prof.-Frege-
Straße vor. Der Standort der Nahversorgungseinrichtung 
(Kaufhalle) für das Wohngebiet ist im festzusetzenden 
Baufeld SO Einkaufszentrum gelegen und wird so ge-
nutzt. Die Festsetzungen im Bebauungsplan entsprechen 
dem ursprünglichen städtebaulichen Konzept.  
1992 entstand auf einer Fläche, die im Konzept zur Er-
richtung einer sogenannten Volksschwimmhalle vorge-
sehen war, als zusätzliche Einzelhandelseinrichtung ein 
Discountermarkt. Die Erschließung erfolgt von der 
Poeler Straße aus, zum Wohngebiet besteht eine fuß-
läufige Anbindung. Hier werden die Festsetzungen im 
Bebauungsplan entsprechend der tatsächlichen Nutzun-
gen und der Empfehlungen des REK angepasst.  
Die Aussage, dass dies zu einer Existenzvernichtung 
führen wird, wird vom Antragsteller nicht begründet. Es 
ist nicht erkennbar, inwieweit die Planung die bestands-
geschützte Grundstücksituation verändert und ihr 
Grundrecht nach Art. 14 Abs. 1 GG verletzt. Die Eigen-
tumsrechte bleiben bestehen, derzeitige Nutzungen  
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   genießen Bestandsschutz und können moderat erweitert 

werden. 
 

  Die Abwägungsfehler, die derzeit ersichtlich sind, sind 
auch offensichtlich auf das Abwägungsergebnis von 
Einfluss gewesen. 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Prüfung der Anre-
gungen und Hinweise gemäß § 1 Abs. 7 BauGB erst mit 
vorliegender Abwägung der öffentlichen und privaten 
Belange gegeneinander und untereinander stattfindet. 
Dem Antragsteller ist das Abwägungsergebnis noch 
nicht bekannt. Insofern können auch keine Abwägungs-
fehler ersichtlich sein. 
 

  Die Einwender sind sowohl innerhalb als auch außer-
halb des Plangebietes als Eigentümer betroffen. Als 
Eigentümer sind sie auch in ihrem Vertrauensschutz 
in den Standort betroffen, so dass sie ein Rechts-
schutzbedürfnis haben und auch einwendungsbefugt 
sind.  

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Die 
Einwendungsbefugnis ist nicht in Frage zu stellen. 
 
 
 
 
 

  Die Einwendungsbefugnis ergibt sich neben der mate-
riellen Betroffenheit zusammengefasst aus einer Do-
kumentation (Anlagen 2, 3, 4 und 5) 
Argumentativ weisen die Mandanten darauf hin, dass 
die Hansestadt Wismar sich in Widerspruch zu dem 
städtebaulichen Konzept setzt und damit zu dem Re-
gionalen Einzelhandelskonzept. Gewollt ist aus Sicht 
der Mandanten die städtebauliche Verknüpfung. Diese 
wird mit der Planung nicht erzielt. 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen; 
der Aussage zum Widerspruch zum städtebaulichen 
Konzept und zum REK ist zu widersprechen. Wie bereits 
oben bzw. in der Begründung zum Bebauungsplan er-
läutert nehmen die Festsetzungen die Vorgaben aus 
dem ursprünglichen städtebaulichen Konzept, dem von 
der Bürgerschaft der Hansestadt Wismar am 24.04.2008 
beschlossenen städtebaulichen Rahmenplan Wismar Ost 
sowie die Empfehlungen aus dem REK auf. Die städte-
bauliche Verknüpfung zwischen den möglichen  
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   Standorten, auf denen Einzelhandel zulässig ist (SO, WA 

3 und GEE) erfolgt fußläufig durch bereits fertiggestellte  
(Promenade Talliner Straße) bzw. geplante (zentrale 
Platzfläche) öffentliche Verkehrsflächen. Eine Orientie-
rung zum Wohngebiet als für dieses zusätzliche Nahver-
sorgungseinrichtung (Nebenzentrum lt. Beschluss der 
Bürgerschaft der Hansestadt Wismar zum REK) ist somit 
gegeben. 

    
  Der städtebauliche Entwurf sieht WA 3 und nicht SO 

vor. Dies ist existenzvernichtend. 
Dieser Satz ist unverständlich. 
 

    
  Erneuter Hinweis auf Auszüge in der Begründung 

s.o.). Eine moderate Erhöhung der Verkaufsraumflä-
chen stellt einen Kernwunsch der Einwender dar. Der 
Ausschluss dieser Entwicklung ist aus Sicht der Ein-
wender rechtswidrig und verletzt sie in ihren subjek-
tiven Rechten und ist darüber hinaus existenzbedro-
hend. 

Der Wunsch der Einwender zur moderaten Erhöhung der 
Verkaufsraumflächen wird zur Kenntnis genommen und 
berücksichtigt. Es ist entsprechend der Festsetzungen 
zulässig, die derzeit genehmigte Verkaufsraumfläche des 
Penny-Marktes von 600 m² auf bis zu 800 m² zu erhö-
hen. Das wäre eine Erhöhung um ca. 30 %, was in Ab-
wägung anderer oben erläuterter städtebaulicher Be-
lange als durchaus angemessen anzusehen ist. 
 

  Auch für den betreffenden Bereich des Eigentums der 
Mandanten hat es immer nur Planungen über Einzel-
handel dort gegeben. Die jetzige Planung ist rechts-
widrig. 

Dieser Aussage ist zu widersprechen.  
Wie bereits oben erwähnt ist die in Rede stehende Flä-
che in der ursprünglichen Bebauungskonzeption für das 
Wohngebiet Kagenmarkt nicht als Einzelhandelsstandort 
dargestellt. Vielmehr sollte hier in Ergänzung zur be-
nachbarten Sporthalle eine Schwimmhalle errichtet 
werden, die restlichen Flächen des Grundstücks waren 
als Freiflächen vorgesehen. 
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   Auch nach Errichtung der Verkaufseinrichtung 1992 ist 

deren Erhalt seitens des Grundstückseigentümers nicht 
als erforderlich angesehen worden. So wurde dem Bau-
amt der Hansestadt Wismar mit Schreiben vom 
13.01.2010 durch den Mandanten der Antragsteller 
Herrn Osterloh im Auftrag der Osterloh & Brüggehagen 
GbR mitgeteilt: „Alternativ könnten wir uns, bei Bedarf, 
hier auch ein Pflegezentrum vorstellen.“ Hierzu wurden 
ein Lageplan mit Bebauungsvorschlag sowie Vorschläge 
für die Festsetzungen (dreigeschossig zzgl. Dachge-
schoss) eingereicht. Dieser Vorschlag wurde im Bauamt 
geprüft. Die Errichtung eines derartigen Vorhabens am 
Standort in Randlage zum Wohngebiet ist aus städte-
baulichen Gründen zu befürworten, dies insbesondere 
auch aufgrund der vorhandenen Altersstruktur im 
Wohngebiet Kagenmarkt und unter dem Aspekt aktuel-
ler Untersuchungen zum demografischen Wandel und 
der Erkenntnis, dass Menschen, die pflegebedürftig wer-
den, gern in der Nähe ihres „alten“ Wohnortes bleiben 
möchten. Um das Vorhaben realisieren zu können, er-
folgte in vorherigen Entwürfen des Bebauungsplanes die 
Festsetzung des Bereiches als Mischgebiet. 
Noch am 28.06.2012 bestätigte Herr Osterloh nach tele-
fonischer Nachfrage, dass weiterhin Interesse an einer 
neuen Bebauung auf seinem Grundstück entsprechend 
dem seinerzeit eingereichten Bebauungsvorschlag be-
steht. 
Erst mit Schreiben vom 12.04.2013 teilte der Eigentü-
mer dem Bauamt der Hansestadt Wismar mit, dass „der  
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   Penny-Markt sich endlich etabliert hat“ und fragte an, 

„ob der neue Bebauungsplan für uns eine Vergrößerung 
auf 800 m² grundsätzlich vorsieht“ (z.Zt. 600 m²). Dies 
war und ist entsprechend der Festsetzungen im Bebau-
ungsplan zu bejahen. 

    
  Die Bauzone hat sich bei dem GE anstatt MI ver-

schlechtert. Es ist eine Herabzonung. 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die erforder-
liche Änderung der zulässigen Art der baulichen Nut-
zung ist wie folgt zu begründen: 
Im wirksamen Flächennutzungsplan der Hansestadt 
Wismar ist die Fläche als Wohnbaufläche dargestellt. 
Derzeit befinden sich hier aber nur Einrichtungen ge-
werblicher Art und keine Wohnungen. 
So war das Baufeld im ursprünglichen Bebauungsplan-
entwurf (Stand Frühzeitige Bürgerbeteiligung) entspre-
chend seiner vorhandenen (Tankstelle und Discounter- 
markt) und der seinerzeit vom Eigentümer beabsichtig-
ten Nutzung (Pflegeheim bzw. betreutes Wohnen) als 
Mischgebiet festgesetzt.  
Mischgebiete dienen gemäß § 6 BauNVO dem Wohnen 
und der Unterbringung von Gewerbebetrieben, die das 
Wohnen nicht wesentlich stören. Wenn das Kriterium 
„Wohnnutzung“ entfällt, ist der Bereich ein faktisches 
Gewerbegebiet. Nach Mitteilung des Eigentümers, dass 
er keine Wohnnutzung auf dem Grundstück beabsich-
tigt, ist hier – bezugnehmend auf die tatsächliche Nut-
zung – das Baufeld als Gewerbegebiet festzusetzen. Bei 
Festsetzung als Mischgebiet wäre es seitens der Bau-
ordnungsbehörde beispielsweise erforderlich, bei  
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   künftigen Bauanträgen auf dem Grundstück eine 

Wohnnutzung zu fordern, um dem festgesetzten Ge-
bietscharakter entsprechen zu können. Auch wenn das 
aus o.g. städtebaulichen Gründen wünschenswert ist, 
wäre die Verpflichtung zum Wohnungsbau bei künftigen 
Bauvorhaben eine zu starke Einschränkung der Eigen-
tumsrechte. Nach Aussage des Eigentümers beabsichtigt 
dieser keine Wohnnutzung. Der Bereich ist deshalb ent-
sprechend der tatsächlichen Nutzung als eingeschränk-
tes Gewerbegebiet festzusetzen. 
 

  Die Verbesserung des Einzelhandels an richtiger Stelle 
wäre geboten. Die Mandanten regen folgendes aus-
drücklich an: 
- Aufgrund des demografischen Wandels benötigen 
die Mandanten für ihre Flächen auch Umregalierung 
für ältere Menschen lt. Begründung  im SO-Gebiet 
- Die Bauzone ist jetzt kleiner als die GRZ von 0,6 
durch die festgesetzten Parkplatzflächen 
- Die Mandanten haben jetzt 1.252 m² GRZ. Nach 
Rechtsprechung und dem BauGB wird ab 1.200 m² 
vom großflächigen Einzelhandel gesprochen. 
- Die Mandanten haben 600 m² bzgl. des Penny-
Marktes zzgl. 300 m² Shops zzgl. 350 m² genehmigte 
Fläche von damals für Getränke (außerhalb des Plan-
gebiets) liegende Flächen 
- Damit sind die Mandanten bei 1.250 m² Verkaufs-
raumfläche 
- Neben dem SO-Gebiet von 1.200 m² kann zusätzlich  

Zu diesen Anmerkungen der Antragsteller bzw. ihrer 
Mandanten gibt es folgende Hinweise: 
Die angesprochene „Umregalierung für ältere Men-
schen“ lässt sich bei dem anzustrebenden Nahversor-
gungsangebot entsprechend der zulässigen Sortiments-
liste und einem zulässigen Flächenzuwachs des Dis-
countermarktes von ca. 30 % (derzeit 600 m², zulässig 
800 m²) problemlos realisieren. 
Die Darstellungen der Antragsteller zu den auf den 
Grundstücken der Mandanten genehmigten Verkaufs-
raumflächen ist falsch. Entsprechend der Bauakten lie-
gen derzeit Genehmigungen für den Discountermarkt 
mit 600 m² Verkaufsraumfläche sowie für zusätzliche 
Shops vor. Letztere sind separat zu betrachten, da sie 
über Eingänge unabhängig vom Discountermarkt verfü-
gen. Sie sind auch künftig zusätzlich zu dem Discoun-
termarkt zulässig. 
Für einen Getränkemarkt außerhalb des  
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  noch ca. 650 m² Verkaufsfläche im WR 3 gebaut wer-

den. Damit sind die Mandanten mit ihrem verpachte-
ten Penny-Markt immer noch kleiner als die anderen 
Flächen. 

Bebauungsplangebietes gibt es keine Baugenehmigung. 
Hier war seitens der Grundstückseigentümer im Jahr 
2007 ein Antrag auf Vorbescheid für einen Neubau mit 
360 m² Grundfläche gestellt worden; der seinerzeit er-
teilte Bescheid ist bereits am 15.02.2012 abgelaufen. 
Ein weiterer Antrag auf Vorbescheid wurde 2008 durch 
die Mandanten der Antragsteller zur Unterbringung der 
derzeit vorhandenen Shopflächen im Getränkemarkt 
(also außerhalb des Bebauungsplangebietes) gestellt. 
Dieser Bescheid ist am 23.02.2013 abgelaufen.  
Somit liegen außer der o.g. Baugenehmigung keine wei-
teren Genehmigungen vor. 
Es wird des weiteren darauf hingewiesen, dass im Be-
bauungsplan kein Baufeld WR 3 mit einer Verkaufsflä-
che von ca. 650 m² festgesetzt wurde, insofern ist der 
von den Antragstellern formulierte Satz gegenstandslos. 

  Im Einzelnen: 
1. Zunächst besteht bereits keine Erforderlichkeit für 
die städtebauliche Entwicklung und Ordnung gem. § 1 
Abs. 3 BauGB. Die planerische Konzeption der Ge-
meinde ist nicht ersichtlich, da sie dem Einzelkonzept, 
welches im Übrigen nicht Gegenstand der Bauleitpla-
nung in den Begründungen ist, widerspricht. 
Hierauf wird noch eingegangen. Die städtebauliche 
Erforderlichkeit besteht aber auch hinsichtlich der 
Umsetzung des Einzelhandelskonzeptes ebenso wenig 
wie vor dem Hintergrund der für die Mandanten be-
troffenen Herabzonung des Gebietes (ihres Eigen-
tums), insbesondere vor dem Hintergrund der 

 
Wie bereits oben dargelegt haben Gemeinden gemäß § 
1 Abs. 3 BauGB Bauleitpläne aufzustellen, „sobald und 
soweit es für die städtebauliche Ordnung erforderlich 
ist“. Dies wird seitens der Hansestadt Wismar zur Opti-
mierung einer städtebaulichen Grundordnung für das 
Stadtteilzentrum Kagenmarkt einschließlich der Struk-
turierung als Nahversorgungszentrum für erforderlich 
erachtet und ist in der Begründung zum Bebauungsplan 
so dargestellt. Zuvor erarbeitete informelle Planungen 
der Stadt für diesen Planbereich (Städtebaulicher Rah-
menplan Wismar Ost sowie REK) finden – auch in Ab-
wägung mit anderen städtebaulichen Belangen –  
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  geplanten weiteren Investitionsmaßnahmen in den 

Standort. 
Berücksichtigung bei Erstellung der verbindlichen Bau-
leitplanung. 
Die hier erwähnte „Herabzonung“ des Gebietes ent-
spricht – wie bereits oben erläutert – der derzeitigen  
sowie der vom Eigentümer gewünschten künftigen Nut-
zung des Grundstücks mit einer Einzelhandelseinrich-
tung als Gewerbebetrieb ohne Wohnnutzung. 
 

  Hinweis auf Fortschreibung des Einzelhandelsfach-
planes für die Hansestadt Wismar von Dezember 
2007. Hiergegen wird verstoßen. Das Einzelhandels-
konzept und der Bebauungsplan sind somit nicht im 
Ansatz deckungsgleich. Hieran mangelt es Auch die 
Investitionsabsichten der Mandanten sind nicht be-
rücksichtigt worden. Sie stehen auch im Zusammen-
hang mit dem nicht im Plangebiet befindlichen Ge-
tränkemarkt. Der Pächter, Penny, wünscht Erweite-
rungsflächen. Dieser Wunsch würde auch für andere 
gewerbliche Pächter zutreffen. Darüber hinaus sind 
die Einzelhandelskonzepte den Planunterlagen nicht 
beigefügt worden. Im Ergebnis sind die Festsetzungen 
des Bebauungsplanes keine konsequente Umsetzung 
des Einzelhandelskonzeptes, sondern stehen im Ge-
gensatz. Zutreffend wäre eine Ausdehnung der Le-
bensmitteleinzelhandelsflächen im Bestand. Auch er-
weiterter Bestandsschutz ist nicht gewährleistet wor-
den. 

Der pauschalen Aussage ist zu widersprechen, konkrete 
Verstöße wurden seitens des Antragsstellers nicht ge-
nannt. Aktuelle Grundlage für den Bebauungsplanent-
wurf ist – wie schon mehrfach erwähnt – das im Juni 
2013 von der Bürgerschaft der Hansestadt Wismar be-
schlossene Regionale Einzelhandelskonzept und nicht 
der vom Antragsteller erwähnte Einzelhandelsfachplan 
von Dezember 2007. Letzterer wurde als informelle Pla-
nung für den Einzelhandel und damit als eine der 
Grundlagen bei Erstellung des Bebauungsplanes vom 
REK ersetzt. 
Die Wohnungsnahversorgung als Ziel des REK für den 
Bereich Kagenmarkt ist durch die Festsetzungen im auf-
zustellenden Bebauungsplan insbesondere auch unter 
dem Aspekt der Verringerung des Wohnungsbestandes 
und damit der potentiellen Kundenzahlen bei gleichzei-
tiger qualitativer Aufwertung der vorhandenen Einzel-
handelseinrichtungen gesichert. Das REK SUR Wismar 
ist im Bauamt der Hansestadt Wismar sowie im Internet 
unter www.wismar.de einsehbar. 
Dem Wunsch nach einer Flächenerweiterung der  
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   Lebensmitteleinzelhandelsflächen um ca. 30 % kann - 

wie bereits oben mehrfach erläutert – entsprochen wer-
den. 

    
  Auch die Planentwicklung ist nicht erkennbar, so dass 

im Ergebnis die Grundsätze der Planentwicklung nicht 
gewahrt worden sind. 

Die Planentwicklung ist in der Begründung zum Bebau-
ungsplan dargelegt. 

    
  2. Im Ergebnis sind auch Ziele der Raumordnung ge-

mäß § 1 Abs. 4 BauGB nicht eingehalten worden. Im 
Ergebnis treten erhebliche Widersprüche auf. 

Der pauschalen Aussage ist zu widersprechen, konkrete 
Widersprüche wurden seitens des Antragsstellers nicht 
genannt. Das Amt für Raumordnung und Landesplanung 
Westmecklenburg war als Behörde gemäß § 4 BauGB 
am Planverfahren beteiligt und hat folgende Stellung-
nahme abgegeben: „Der vorgelegte B-Planentwurf be-
rücksichtigt die Ziele der Raumordnung und Landespla-
nung (vgl. insbesondere 4. Siedlungsentwicklung RREP 
WM). Bezogen auf den Einzelhandel berücksichtigt der 
Bebauungsplan die Zielaussagen des REHK SUR Wismar 
vom Dezember 2012.“ (REK SUR Wismar) 
 

  Die Wohnungsnahversorgung würde durch eine Er-
weiterung des Marktes gestärkt. 

Die Aussage wird zur Kenntnis genommen, wie bereits 
oben dargelegt, wird eine ausreichende Wohnungsnah-
versorgung durch die Festsetzungen des Bebauungspla-
nes ermöglicht.  
Ein Überangebot an diesem Standort würde zu uner-
wünschten Verdrängungseffekten und damit zu städte-
baulichen Missständen durch leerstehende Gebäude im 
näheren und ferneren Umfeld des Standorts führen. 
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  3. Die ordnungsgemäße Prüfung der planrelevanten 

Belange der Privaten ist nicht gewährleistet worden, 
so dass gegen das Abwägungsgebot des § 1 Abs. 7 
BauGB verstoßen worden ist. Insbesondere sind die 
Eigentumsbelange der Einwender nicht mit dem ihnen 
zukommenden Gewicht in die Abwägung eingestellt 
worden. 

Diese Aussage des Antragstellers entbehrt der Grundla-
ge. Die Prüfung der Anregungen und Hinweise gemäß § 
1 Abs. 7 BauGB findet mit vorliegender Abwägung der 
öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und 
untereinander statt. Dem Antragsteller ist das Abwä-
gungsergebnis noch nicht bekannt. 

    
  Kern der Argumentation ist folgendes:  

Wird ein Bebauungsplan geändert, so ist das Interesse 
der Planbetroffenen an der Beibehaltung des bisheri-
gen Zustands und seines Entwicklungspotential ab-
wägungserheblich. Hiergegen ist verstoßen worden. 
Insbesondere haben meine Mandanten auf die Fort-
geltung der Planfestsetzungen und vor dem Hinter-
grund des Einzelhandelskonzeptes auch auf die Aus-
weitung hin Vermögensdispositionen getroffen und 
sich hierauf eingerichtet und im Vertrauen hierauf 
gehandelt. 

Hierzu ist darauf hinzuweisen, dass der Bebauungsplan 
nicht wie vom Antragsteller dargestellt geändert wird, 
sondern es sich um die Neuaufstellung eines Bebau-
ungsplanes handelt.  
Vom Antragsteller bzw. seiner Mandanten geäußerte 
Argumente werden im Rahmen der Abwägung gemäß § 
1 Abs. 7 BauGB teilweise berücksichtigt, indem entspre-
chend Planungsrechtlicher Festsetzung Nr. 1.2. im ein-
geschränkten Gewerbegebiet Einzelhandel in einer Ein-
richtung je Grundstück und mit Sortimenten entspre-
chend der Liste unter Nr. 1.3. zulässig sein soll. Das be-
deutet entsprechend aktueller Rechtssprechungen eine 
maximal zulässige Verkaufsfläche von 800 m² und da-
mit die Möglichkeit zur Vergrößerung der bestehenden 
Verkaufseinrichtung. Die Größenordnung wird im Be-
bauungsplan nicht explizit festgesetzt. Es soll eine Nah-
versorgungseinrichtung am Rande des Wohngebietes 
analog § 4 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO („die der Versorgung des 
Gebietes dienende Läden“) zulässig sein. Wenn sich die 
bauordnungsrechtlich zulässige Größenordnung auf-
grund aktueller allgemeiner Entwicklungen der 
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   Einzelhandelsbranche und darauf basierender Rechts-

sprechungen erhöht, kann auch hier von einer weiteren 
möglichen Erhöhung ausgegangen werden. Auf die er-
forderliche Einhaltung der Sortimentsliste zum Schutz 
des zentralen Versorgungsbereiches Altstadt wird hin-
gewiesen. 
Die Beibehaltung des bisherigen Zustands einschließlich 
eines Entwicklungspotentials kann durch die Festset-
zungen im Bebauungsplan bejaht werden, ein Verstoß 
hiergegen, wie von den Antragstellern behauptet, ist 
nicht nachweisbar. Inwieweit die Mandanten der An-
tragsteller Vermögensdispositionen im Vertrauen auf die 
Fortgeltung bisher nicht bestehender Planfestsetzungen 
getroffen haben, ist nicht nachvollziehbar. Das REK als 
informelle (und damit nicht verbindliche Bauleit-) Pla-
nung geht ebenfalls nicht von einer zwingend erforder-
lichen Erweiterung der Verkaufsraumflächen im Nahver-
sorgungszentrum aus. Als Entwicklungsziele werden hier 
genannt: Sicherung und Stärkung der (Nah-) Versor-
gungsfunktion durch Erhalt einer wohnungsnahen 
Grundversorgung (was durch die Festsetzungen im Be-
bauungsplan gewährleistet werden kann) sowie die 
städtebauliche Aufwertung und Verknüpfung des Zent-
rumsbereiches im Rahmen der Entwicklungsmaßnahmen 
Kagenmarkt (was durch bereits fertiggestellte (Prome-
nade Talliner Straße) bzw. geplante (zentrale Platzflä-
che) öffentliche Verkehrsflächen erfolgt). 
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
  Hinweis auf diverse Anlagen mit Schriftverkehr zwi-

schen der Hansestadt Wismar und dem Mandanten 
(siehe Anhang) 
Das Schreiben vom 13.05.2013, Anlage 8, wird zum 
Gegenstand dieser Einwendungen gemacht. 

Die Anlagen werden zur Kenntnis genommen. 
Wie bereits mehrfach oben erläutert, besteht gemäß der 
Festsetzungen im Bebauungsplan die Möglichkeit zur 
Erweiterung des Marktes auf max. 800 m² Verkaufs-
raumfläche entsprechend der vom Antragsteller über-
sandten Anlage 7 (Schreiben des Mandanten vom 
12.04.2013). Der in Anlage 8 (Schreiben vom 
13.05.2013) geäußerte Wunsch nach einer „Markterwei-
terung von 1.250 m² Nutzfläche“ wird nicht berücksich-
tigt. Wie ebenfalls bereits mehrfach dargelegt soll am 
Standort eine zusätzliche Nahversorgungseinrichtung 
entsprechend § 4 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO (der Versorgung 
des Gebietes dienende Läden) zulässig sein. Die Größen-
ordnung für diese Form des Einzelhandels beträgt lt. 
aktueller Rechtssprechungen bis zu 800 m² Verkaufs-
raumfläche. Diese Größenordnung wird im Bebauungs-
plan nicht explizit festgesetzt, sondern nur die Art der 
Verkaufseinrichtung. Diese soll entsprechend der Sorti-
mentsliste ausschließlich der Nahversorgung vor allem 
mit Lebensmitteln dienen. Nicht zentrenrelevante sowie 
sonstige zentrenrelevante Produkte sind nur auf maxi-
mal 10 % der zulässigen Verkaufsraumfläche zulässig. 
Das Konzept der Discounter sieht teilweise nicht nah-
versorgungsrelevante Randsortimente durch wechselnde 
Angebote vor. Es ist davon auszugehen, dass die ge-
wünschten Flächenzuwächse insbesondere hiermit zu 
begründen sind. Zum Erhalt der wohnungsnahen Grund-
versorgung als Entwicklungsziel für das  
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
   Nahversorgungszentrum ist die Erweiterungsmöglichkeit 

um ca. 30 % der derzeitigen Verkaufsraumfläche ausrei-
chend. 
Falls sich künftig für die sogenannten „der Versorgung 
des Gebietes dienenden Läden“ als Nahversorgungsein-
richtung andere Größenordnungen allgemein als erfor-
derlich erweisen, kann das im Bauantragsverfahren für 
Vorhaben innerhalb des Baugebietes Berücksichtigung 
finden. Grundlage hierfür wären beispielsweise entspre-
chende Gesetze oder Rechtssprechungen. 

    
  Darüber hinaus ist in dem Schreiben hervorgehoben 

worden, dass vom Bürgermeister der Hansestadt 
Wismar bereits mit Schreiben vom 02.06.2008 eine 
Erweiterung zugesagt wurde. Unstreitig gehört lt. 
Einzelhandelskonzept das Stadtteilzentrum als Ent-
wicklungspotential einer Erweiterung. 

Dieser Aussage ist zu widersprechen. Wie dem Schreiben 
vom 05.06.2008 (Anlage 6 der vom Antragsteller beige-
fügten Anlagen) klar zu entnehmen ist, enthält der dort 
erwähnte von der Bürgerschaft beschlossene Rahmen-
plan „keine zusätzliche Fläche für eine größere Ver-
kaufseinrichtung“.  
Seitens des Bürgermeisters bzw. der damaligen Bürger-
meisterin wurden keine Erweiterungen zugesagt.  

    
  Die Mandanten streben darüber hinaus eine Planung 

für die nächsten 20 Jahre und keine Spontanplanung 
an. 

Kenntnisnahme 

    
  Gemessen daran leidet der Bebauungsplan aus Sicht 

der Mandanten an Abwägungsfehlern und steht auch 
im Gegensatz zu dem städtebaulichen Rahmenplan 
(Gestaltungsplan vom Januar 2007) und dem regiona-
len Einzelhandelskonzept für den Raum Wismar. 

Diese Aussage wurde vom Antragsteller wiederholt ge-
äußert 
Stellungnahme s.o. 
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
  Im Ergebnis liegt hier auch ein Verstoß gegen Art 14 

Abs. 1 GG vor. 
 

 

  4. Die Rechtsverstöße sind auch beachtlich und im 
Ergebnis abwägungserheblich. 

Kenntnisnahme 

    
  5. Die Mandanten behalten sich darüber hinaus die 

mögliche Geltendmachung eines Amtshaftungsa-
spruches bei Missachtung der Rechte vor. Der Erlass 
des Bebauungsplanes erfolgt aufgrund gesetzlicher 
Verpflichtung (§ 10 Abs. 1 BauGB). Zu den Amts-
pflichten der Gemeinde gehört auch die Pflicht zum 
rechtmäßigen Verwaltungshandeln. Die oben gerüg-
ten subjektiven Rechte der Mandanten sind betroffen, 
so dass der grundsätzliche Ausschluss der Haftung für 
sog. legislatives Unrecht hier nicht einschlägig ist. 

Kenntnisnahme 

    
  Abschließend wird auf folgende Argumentationskette 

verwiesen:  
Hinweise auf Trendreports für Discounter 
Hinweis auf Grundlagengutachten von Junkers + Kru-
se Dezember 2012 mit der Aussage, dass bestehende 
Standorte erweitert werden sollen. Vorgeschlagen 
werden 10 % der Gesamtverkaufsfläche. Aussagen 
spiegeln sich aus Sicht der Mandanten im Bebau-
ungsplan nicht. 

 
 
Kenntnisnahme 
Kenntnisnahme; es ist nochmals darauf hinzuweisen, 
dass das Entwicklungsziel lt. dem genannten Grundla-
gengutachten, beschlossen als REK für das Nahversor-
gungszentrum den Erhalt einer wohnungsnahen Grund-
versorgung vorsieht und durch die Festsetzungen im 
Bebauungsplan eine Erhöhung der Verkaufsraumfläche 
auf 800 m², d.h. um ca. 30 % ermöglicht wird. Somit 
widerspiegeln sich die Aussagen des REK sehr wohl in 
den Festsetzungen des Bebauungsplanes. 
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Nr.  Verfasser  Sachpunkt, Antrag, Antragsbegründung, 
Forderungen, Vorschläge  

Stellungnahme der Verwaltung  

    
4. Frau Bittihn Hinweis, zur Zuwegung für den Hort am Kagenmarkt: 

Der Eingang von der Südseite scheint bedenklich, es 
geht um die Sicherheit der Kinder (Kurvenbereich). Es 
gibt auf der Außenkurve keinen Bürgersteig, auch die 
älteren Bürger benutzen mit ihrem Rollator immer die 
Straße 
Vorschlag: wenn der Eingang für den Hort an der 
Nordseite bleibt, können die Schüler gleich den Hort 
erreichen. 

Der Hinweis wird berücksichtigt.  
Fußläufige Zuwegungen zum Hort sind sowohl von der 
Nord- als auch von der Südseite der Gemeinbedarfsflä-
che aus möglich.  
Die Anbindung für Kfz (Lieferverkehr sowie Bringen und 
Abholen der Kinder) soll ausschließlich über die südlich 
von der Gemeinbedarfseinrichtung erworbene Fläche an 
der Prof.-Frege-Straße erfolgen. Vom Eigentümer ist 
vorgesehen, hier eine Vorfahrt mit (Kurzzeit-) Parkplät-
zen zu errichten, um ein gefahrloses Bringen und Abho-
len der Kinder durch ihre Eltern zu ermöglichen.  
Im Zuge dieser Maßnahmen ist es auch geplant, den 
Gehweg auf der Nordseite der Prof.-Frege-Straße wieder 
herzustellen. 

    
5.  Amt für Kultur, Schule, Jugend 

und Sport 
Bitte um Berücksichtigung des Containerstandorts als 
neues Baufenster  

Der Hinweis wird berücksichtigt.  
In der Planzeichnung Teil A wird eine entsprechende 
Fläche zum Aufstellen eines Containers ausgewiesen. 
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WA9a

GE

WA3

WA10

WA1

WA7

WA4

WA9b

WA6

WA2

WA5

WA8

Allgemeines Wohngebiet (WA)

Baugrenze

Fläche für den Gemeinbedarf

Straßenverkehrsfläche

Verkehrsberuhigter Bereich Fussgängerbereich

Fuss- und Radweg
Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

Grünfläche

Sportplatz

Wasserfläche

Erhaltung Baum Anpflanzung Baum

Nebenanlagen (Stellplatzanlagen)

Flurstücksgrenze

Wegfallende Grundstücksgrenzen / Flächendarstellung

In Aussicht genommene Grundstücksgrenzen

Sonstiges Sondergebiet (SO)

Straßenlinien

Wiese (öffentlich) Wiese (privat)

Elektrizität Gas

Eingeschränktes Gewerbiet (GEE)

Wegfallende Bäume

Wegfallende Gebäude

Überschwemmungsgebiet

Containerstellplatz für Sportzubehör

ZEICHENERKLÄRUNG

1. Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 des Baugesetzbuches - BauGB -
§§ 1 - 11 der Baunutzungsverordnung - BauNVO)

2. Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

z.B. 0,5 Grundflächenzahl
z.B. II Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß
z.B. I S Zahl der Staffelgeschoss

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

o offene Bauweise

a abweichende Bauweise

ED Nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig

4. Einrichtungen und Anlagen zur Versorgung mit Gütern und

Dienstleistungen des öffentlichen und privaten Bereichs

Flächen für den Gemeinbedarf, Flächen für Sport- und Spielanlagen

(§ 5 Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 4 § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB)

5. Verkehrsflächen
(§§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

6. Grünfläche
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

7. Wasserflächen

8. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen

für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung

von Natur und Landschaft

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen,
Sträuchern und sostigen Bepflanzungen

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und
für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

Sonstige Planzeichen

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu belastende Flächen zug. Anlieger
HWI, WBV, EVB, Stadtwerke (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB)

Umgrenzung der Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum
Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-
immissionsschutzgesetzes (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 und Abs. 4 BauGB)

Grenze des Geltungsbereiches
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung, z.B. von Baugebieten
oder Abgrenzung das Maßes der Nutzung innerhalb eines Baugebietes
(§ 16 Abs. 5 BauNVO)

Darstellung ohne Normcharakter

z.B. 4402 Flurstücksnummer

ZUG. Zugunsten
LPB Lärmpegelbereich

Hinweis: Längenmaße und Höhenangaben in m

GST Gemeinschaftsstellflächen

(§ 9 Abs. 1 Nr.16 und Abs. 6 BauGB)

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

Schutz, Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft

6. Flächen für Versorgungsanlagen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 12 und 14)

Zweckbestimmung: Einkaufszentrum / Nahversorgung

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen

HWI Hansestadt Wismar
WBV Wasser- und Bodenverband
EVB Entsorgungs- und Verkehrsbetrieb

SATZUNG ÜBER DEN BEBAUUNGSPLAN NR. 75/09

"STADTTEILZENTRUM KAGENMARKT"

TEIL A PLANZEICHNUNG

ART UND M ASS DER BAULICHEN NUTZUNG

W A III - V W A II - III W A I

0,4 0,4 0,4

a o ED

GEE II + IS II

0,6 0,7

o a

W A 10
W A 1, 2, 4, 6, 7,

8
W A 3, 5

GE E
SO

EINKAUFSZENTRUM

NAHVERSORGUNG M.1:1000



TEIL B TEXT 
 

 

I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN  
 (§ 9 Abs. 1 BauGB) 
 
1. ART UND MASS DER BAULICHEN NUTZUNG 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 2 und § 16 Abs. 2 BauNVO) 
 
1.1. ALLGEMEINES WOHNGEBIET (WA) 
 (§ 4 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5, 6 und 9 BauNVO) 
 

Das Allgemeine Wohngebiet besteht aus zehn Teilbereichen. 
Im Allgemeinen Wohngebiet (WA) sind die Nutzungen nach § 4 Abs. 3 Nr. 4 
und 5 BauNVO (Gartenbaubetriebe und Tankstellen) auch ausnahmsweise 
nicht zulässig.  
 
Einzelhandel:  
Im Allgemeinen Wohngebiet WA sind Einzelhandelseinrichtungen allgemein 
nicht zulässig. 
Im Teilbereich WA 3 können ausnahmsweise Einzelhandelseinrichtungen mit 
einer maximalen Verkaufsraumfläche von 400 m² und Sortimenten entspre-
chend der Liste unter Pkt. 1.3. zugelassen werden. 
 
 

1.2. EINGESCHRÄNKTES GEWERBEGEBIET (GEE)  
(§ 8 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5, 6 und 9 BauNVO) 
 
Im Eingeschränkten Gewerbegebiet sind Gewerbebetriebe aller Art zulässig, 
die das benachbarte Wohnen nicht wesentlich stören. Lagerhäuser und La-
gerplätze sind nicht zulässig.  
Einzelhandel ist ausschließlich in einer Einrichtung je Grundstück und mit Sor-
timenten entsprechend der Liste unter Pkt. 1.3. zulässig. 
Nutzungen nach § 8 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO (Anlagen für kirchliche, kulturelle, 
soziale und gesundheitliche Zwecke) sind allgemein zulässig. 
Nutzungen nach § 8 Abs. 3 Nr. 3 BauNVO (Vergnügungsstätten) sind auch 
ausnahmsweise nicht zulässig. 
 
 

1.3. SONSTIGES SONDERGEBIET MIT DER ZWECKBESTIMMUNG EIN-
KAUFSZENTRUM – NAHVERSORGUNG (SO) 
(§ 11 BauNVO) 

 
Im Sonstigen Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Einkaufszentrum – 
Nahversorgung ist die Errichtung eines Einkaufszentrums mit einer maximalen 
Verkaufsraumfläche von 1.200 m² und folgenden nahversorgungsrelevanten 
Sortimenten zulässig: 
Back- und Fleischwaren 
Drogeriewaren 
Nahrungs- und Genussmittel (inkl. Getränke) 
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Pharmazeutika 
Reformwaren 
Schnittblumen 
Zeitungen/Zeitschriften 
Auf maximal 10 % der zulässigen Verkaufsraumfläche der jeweiligen Ver-
kaufseinrichtung sind nicht zentrenrelevante sowie sonstige zentrenrelevante 
Sortimente zulässig. 
 
 

1.4. FLÄCHEN FÜR DEN GEMEINBEDARF 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB) 
 

Auf den Gemeinbedarfsflächen ist die Errichtung von zweckgebundenen 
Gebäuden mit maximal 2 bzw. 3 Vollgeschossen innerhalb der festgesetzten 
Baugrenzen zulässig.  
Des weiteren dürfen zur Gestaltung der Gemeinbedarfsflächen mit den 
Zweckbestimmungen Kindertagesstätte/Schulhort und Schule Anlagen als 
Spiel- und Kommunikationsflächen, Spielplätze für Kinder einschließlich Un-
terstellplätze, überdachte Sitzgelegenheiten, Spielhäuser etc. sowie KfZ-
Stellplätze auch außerhalb der Baugrenzen/Baulinien errichtet werden.  
Die maximal zulässige Grundflächenzahl (GRZ) beträgt auf diesen Gemein-
bedarfsflächen  0,4.  

 
Auf der Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung Freiwillige Feuerwehr 
ist es zulässig, außerhalb der festgesetzten Baugrenzen KfZ-Stellplätze sowie 
eine befestigte Übungsfläche zu errichten.  
Die maximal zulässige Grundflächenzahl (GRZ) wird für die Gemeinbedarfs-
flächen mit den Zweckbestimmungen  Freiwillige Feuerwehr und Sporthalle 
mit 0,6 festgesetzt. 

 
 
1.5. ÖFFENTLICHE GRÜNFLÄCHEN 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 
 

Auf der öffentlichen Grünfläche mit der Zweckbestimmung Öffentliche Sport- 
und Freizeitanlage ist es zulässig, auf der in der Planzeichnung festgesetzten 
Fläche einen Container zur Unterbringung von Sportutensilien aufzustellen. 

 
 
1.6. ZAHL DER VOLLGESCHOSSE - STAFFELGESCHOSS 
  (§ 16 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO) 
  

Zusätzlich zu der festgesetzten Zahl der Vollgeschosse ist im Teilbereich GEE 
die Errichtung eines Staffelgeschosses mit einer maximalen Größe von 2/3 
der Grundfläche des darunter liegenden Vollgeschosses und mit einem Min-
destabstand zur Traufe dieses Vollgeschosses von umlaufend 1,50 m zuläs-
sig.  
 

 
1.7. ZULÄSSIGE ÜBERSCHREITUNGEN 
  (§ 19 Abs. 4 BauNVO) 
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Überschreitungen der Grundflächenzahl sind für Nutzungen gemäß § 19 Abs. 
4 BauNVO in den Baugebieten sowie auf den Flächen für den Gemeinbedarf 
bis zu 50 % der festgesetzten Grundflächenzahl höchstens jedoch bis zu einer 
Grundflächenzahl von 0,8 zulässig. 
 
 

2. ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHE 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 Abs. 3 BauNVO) 
 
Die Überschreitung der Baugrenze für Gebäudeteile wie z. B. Erker, Balkone, 
Windfänge u.ä. bis zu einem Drittel der Gebäudebreite ist um max. 1,50 m zu-
lässig. 
Auf der Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung Freiwillige Feuerwehr 
ist die Überschreitung der Baugrenze für Anbauten und Nebengebäude in 
westlicher Richtung bis zu 2,50 m zulässig. 
  

 
3. HÖHENLAGE DER BAULICHEN ANLAGE 
 (§ 9 Abs. 3 BauGB)  
 
 Die Mindesthöhenlage für die OK Rohfußboden wird wie folgt festgesetzt: 

+ 3,15 m über NHN für Wohnnutzung  
+ 2,25 m über NHN für gewerbliche Nutzung, Sondergebietsnutzung  

und  Verkehrsflächen 
 

Die Oberkante des Erdgeschossfußbodens darf bei Wohngebäuden höchs-
tens 0,60 m über dem Bezugspunkt liegen. Als Bezugspunkt gilt die mittlere 
Höhe des zugehörigen anbaufähigen Straßenabschnittes (Privatweg, Stra-
ßenachse).  
Ausnahmen von den Festsetzungen zur Höhenlage der Gebäude können im 
Einzelfall gestattet werden, wenn die Einhaltung der Festsetzung erhöhte Auf-
wendungen (z. B. Bodenregulierungen beim Anschluss an das System der 
Abwasserbeseitigung) bedeuten würde. 
 

 
4. NEBENANLAGEN UND STELLPLÄTZE 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. §§ 12, 14 und 23 Abs. 5 BauNVO) 
 

Anlagen und Einrichtungen zur Kleintierhaltung sind in den Baugebieten WA 1 
bis WA 9 sowie im Mischgebiet und im Sondergebiet unzulässig. 

 Für alle anderen Nebenanlagen gemäß § 14 Abs. 1 BauNVO gilt: 
Nebenanlagen sind außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen nur im 
Bereich zwischen der straßenseitigen Baugrenze und deren Flucht und der 
rückwärtigen Grundstücksgrenze zulässig. Der Abstand zu öffentlichen Ver-
kehrsflächen muss in jedem Fall mindestens 3 m betragen. 
 
Gleiches gilt für überdachte Stellplätze (Carports) und Garagen.  
Diese dürfen nur außerhalb der Bereiche zwischen Straßenbegrenzungslinie 
und straßenseitiger Baugrenze bzw. deren Flucht  sowie auf ausgewiesenen 
Flächen für Nebenanlagen errichtet werden. Der Abstand zu allen öffentlichen 
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Verkehrsflächen muss mindestens 3 m betragen. An der Einfahrtseite ist ein 
Mindestabstand von 5 m zur öffentlichen Verkehrsfläche einzuhalten. 
Nicht überdachte Stellplätze sind in Abstimmung mit der Genehmigungsbe-
hörde auch in anderen Bereichen zulässig. 
 
Im Teilbereich WA 10 gilt:  
Je Wohneinheit sind zwei Stellplätze auf dem privatem Baugrundstück herzu-
stellen. 
 
 

5. HÖCHSTZULÄSSIGE ZAHL DER WOHNUNGEN IN WOHNGEBÄUDEN 
(§ 9 Abs. 1 Nr.6 BauGB) 
 
Im Teilbereich WA 10 gilt:  
Je Einzelhaus sind maximal zwei Wohnungen zulässig. 
 

 
6. VORKEHRUNGEN ZUM SCHUTZ VOR SCHÄDLICHEN UMWELTEINWIR-

KUNGEN  
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 
 

SCHALLSCHUTZMASSNAHMEN 
 

Entlang der mit Lärmpegelbereichen gekennzeichneten Baugrenzen (LPB V – 
III) müssen bei Errichtung, Erweiterung, Änderung oder Nutzungsänderung 
von Gebäuden in den nicht nur zum vorübergehenden Aufenthalt von Men-
schen vorgesehenen Räumen (Aufenthaltsräume im Sinne von § 48 BauNVO) 
die Anforderungen an das resultierende Schalldämm-Maß gemäß ermittelten 
und ausgewiesenen Lärmpegelbereichen nach DIN 4109/11.89 - Schallschutz 
im Hochbau – Tabelle 8 erfüllt werden. Nach außen abschließende Umfas-
sungsbauteile sind so auszuführen, dass sie entsprechend den Lärmpegelbe-
reichen folgende Schalldämm-Maße aufweisen: 
 
Lärmpegelbereich 

nach DIN 4109 
Maßgeblicher  

Außenlärmpegel  
La [dB(A)] 

Erforderliches bewertetes Schall-
dämm-Maß der Außenbauteile 

Erf.R`w, res [dB(A)] 
  Wohnräume Büroräume 

III 61 – 65 35 30 
IV 66 – 70 40 35 
V 71 – 75 45 40 

 
Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens ist für die Errichtung, Erweite-
rung, Änderung oder Nutzungsänderung von Gebäuden zum dauerhaften 
Aufenthalt von Menschen die Vorlage eines Schallschutznachweises entspre-
chend den Anforderungen der DIN 4109 erforderlich. 
 
Bei Errichtung von Wohnungen gemäß § 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO im Gewer-
begebiet gilt: 
Für alle überwiegend zum Schlafen genutzten Räume mit Fenstern in den Be-
reichen der gekennzeichneten Baugrenzen (Lärmpegelbereiche) sind schall-
gedämmte Lüftungsanlagen (Be- und Entlüftung) vorzusehen. 
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Die Grundrisse der Gebäude, deren Grundstücke an die Poeler Straße an-
grenzen sind so zu gestalten, dass an den der Poeler Straße zugewandten 
Gebäudeseiten nur Wohn- und Nebenräume, d.h. keine Schlafräume anzu-
ordnen sind (Schallschutzgrundrisse). 
Es sind Anforderungen an das resultierende Schalldämm-Maß zu beachten. 
Ausnahmsweise können Schlafräume mit Ausrichtung zur Poeler Straße zuge-
lassen werden, wenn schallgedämmte Lüftungsanlagen vorgesehen und die 
erhöhten Anforderungen an das resultierende Schalldämm-Maß eingehalten 
werden. Der Nachweis ist im Rahmen eines Schallschutznachweises entspre-
chend den Anforderungen der DIN 4109 zu erbringen. 
An Fassaden, für die baulicher Schallschutz gemäß Lärmpegelbereich IV oder 
V der DIN 4109 erforderlich ist, sind offene Wohnfreiflächen nicht zulässig. Zu-
lässig sind hier nur Wintergärten oder Loggien mit transparenten Brüstungser-
höhungen. Das Material für die Brüstung inkl. transparenter Brüstungserhö-
hung muss ein resultierendes Schalldämm-Maß von mindestens Rw = 15 
dB(A) haben. Die schalltechnische Eignung ist im Rahmen eines Schall-
schutznachweises entsprechend den Anforderungen der DIN 4109 im Ge-
nehmigungsverfahren nachzuweisen. 
 
 

7. MASSNAHMEN ZUR VERMEIDUNG ERHEBLICHER BEEINTRÄCHTI-
GUNGEN DER LEISTUNGS- UND FUNKTIONSFÄHIGKEIT DES NATUR-
HAUSHALTS  

 (§ 1a Abs. 3 BauGB) 
  
 Zur Vermeidung des Eintritts von Verbotstatbeständen nach § 44 Abs. 1 

BNatSchG gegenüber europarechtlich geschützten Tierarten sind Gehölzbe-
seitigungen grundsätzlich außerhalb der Brut- und Aufzuchtphase bzw. der 
Wochenstubenzeit, d.h. im Zeitraum vom 1. Oktober bis 28. Februar durchzu-
führen.  

 Vor Gehölzbeseitigungen in der Zeit vom 1. März bis 30. September sowie 
ganzjährig vor Gebäuderückbaumaßnahmen ist gegenüber der zuständigen 
Naturschutzbehörde fachkundig nachzuweisen, dass europarechtlich ge-
schützte Tierarten nicht entgegen § 44 Abs. 1 BNatSchG betroffen werden. 

 
 
8. FLÄCHEN MIT FESTSETZUNGEN ODER BINDUNGEN FÜR BEPFLAN-

ZUNGEN  
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 
 

Die zur Erhaltung festgesetzten Einzelbäume im Plangebiet einschließlich der 
gemischten Gehölzpflanzungen entlang der Poeler Straße sind dauerhaft vor 
Beeinträchtigungen, die den Fortbestand gefährden und auch während der 
Baumaßnahmen gemäß DIN 18920 zu schützen. Der Grundstückseigentümer 
ist neben der Pflege auch für die Verkehrs- und Standsicherheit zuständig. 
Beschädigte oder abgegangene Gehölze sind in Abstimmung mit der zustän-
digen Behörde gleichwertig zu ersetzen. 

 
In begründeten Einzelfällen ist eine Fällung von festgesetzten Einzelbäumen 
in Abstimmung mit der zuständigen Behörde auf Antrag möglich. In diesem 
Falle sind Ersatzpflanzungen zu leisten. 
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Zur Sicherung des Begrünungszieles im Plangebiet ist mit der Bauanzeige ein 
Freiflächenplan (Begrünungs- und Pflegeplan) mit der geplanten Gestaltung 
und Pflanzenverwendung einzureichen. In diesem Plan ist der räumliche  
Zusammenhang mit der Gestaltung des unmittelbar angrenzenden 
öffentlichen Freiraumes darzustellen. 
 
Offene Baumscheiben für Baumstandorte sind in einer der Baumart angemes-
senen Mindestgröße auszubilden. Straßenbäume bzw. Verkehrsbegleitgrün 
sind ggf. vor Anfahrschäden zu schützen. 

 
Die befestigten Ballspielflächen (Asphalt) der vereinsgenutzten Sportanlage 
sind zurückzubauen und dauerhaft als Rasen/Wiesenfläche anzulegen.   
 
Für befestigte Plätze und Promenaden ist zu prüfen, ob das anfallende Ober-
flächenwasser in benachbarte Pflanz- und Rasenflächen abgeleitet werden 
kann, um dort zu versickern. 
  
Auf den  Flächen der Sport- und Freizeitanlage ist eine parkartige Grüngestal-
tung mit Rasenflächen und artenreichen Gehölzpflanzungen, als Ausgleichs-
flächen in Form von Hochstämmen, 16/18 cm im Stammumfang  in  Gruppen 
vorzusehen, dauerhaft zu pflegen und zu erhalten.  
Vorzugsweise sind auf Grund der Platzverhältnisse einheimische, große 
Laubbäume zu pflanzen wie z.B. Ahorn, Buche, Eiche, Linde, Pappel, Eber-
esche, Weißdorn und Weide in Sorten. 
 
Auf insgesamt 30 % der Gesamtfläche der Freizeitanlage sind Baum- und Ge-
hölzgruppenpflanzungen entsprechend der o.g. Arten als Ausgleichspflanzun-
gen vorzunehmen und dauerhaft zu erhalten. 
 
Im Zuge des Schulneubaus sind vollversiegelte Außenanlagen (Asphalt, Be-
tonplatten) zurückzubauen. Für die zukünftige Gestaltung der Pausenhöfe 
sind nach Möglichkeit offenporige/durchlässige Oberflächenmaterialien zu  
verwenden.  
Neue Pflanzungen sind auf ihre Verwendung in Bezug auf giftige Pflanzenteile 
hin zu überprüfen.  
 
Bei Errichtung der Neubauten der Freiwilligen Feuerwehr und des Schulhortes 
sind zur Gestaltung der unversiegelten Teilflächen Baum- und Strauchpflan-
zungen entsprechend der nachstehenden Artenliste vorzunehmen. Je 500 m² 
Grundstücksfläche ist ein Laubbaum (Hochstamm, mindestens 16/18 cm im 
Stammumfang) zu pflanzen, dauerhaft zu pflegen und zu erhalten. 
 
Stellplatzanlagen sind offenporig anzulegen. Je sechs KfZ-Stellplätze ist ein 
Laubbaum (Hochstamm, mindestens 16/18 cm im Stammumfang) ebenfalls 
entsprechend der nachstehenden Artenliste zu pflanzen, dauerhaft zu pflegen 
und zu erhalten. 
 
Die neuanzulegende Promenade von der Prof.-Frege-Straße bis zur Sporthal-
le ist beidseitig mit Bäumen (Hochstämme mindestens 16/18 cm im Stamm-
umfang) zu bepflanzen, dauerhaft zu pflegen und zu erhalten. 
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Die festgesetzten geschützten Uferbereiche sind als sukzessive Entwicklungs-
flächen für Hochstauden und Gräser bestimmt. Pflegegänge sind ausschließ-
lich entsprechend der Entwicklungsziele und in Abstimmung mit der zuständi-
gen Naturschutzbehörde vorzunehmen. Bauliche Anlagen und Versiegelun-
gen in diesem geschützten Bereich sind untersagt. 
 
 
Arten für das Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern auf privaten und 
öffentlichen Grünflächen  
 
Private und öffentlich festgesetzte Grünflächen sind entsprechend nachste-
hender Artenliste zu bepflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten: 

 
- Kolkwitzie, Deutzie 
- Garteneibisch, Hortensien  
- Schneeball, Spierstrauch 
- Sommerflieder, Flieder 
- falscher Jasmin, Zaubernuss  
- Forsythie, Weigelie 
- Apfel-, Weinrose   
- Stechpalme, Kirschlorbeer   
- Feuerdorn, Zierquitte 
- Kuchenbaum, Trompetenbaum 
- Blumenesche, Blumenhartriegel 
- Magnolie, Zierkirsche 
- Kugelrobinie, Rotdorn 
- Zierapfel, Zierpflaume 
- Ahorn, Linde, Eiche und Eberesche in Sorten 
 
Zur Begrünung der Flächen sind individuell Sträucher in der Qualität ohne Bal-
len in der Höhe 30/40 (bei Verkehrsbegleitgrün) oder 100/150 cm bzw. in der 
Qualität mit Ballen bei Solitärpflanzungen sowie Bäume mit einem Stammum-
fang 18/20 cm zu verwenden. 
 
Die Grünflächen sind ausschließlich frei von baulichen Anlagen zu nutzen. 

 
 

Arten für das Anpflanzen auf Flächen zum Anpflanzen gemischter Ge-
hölzstreifen und Ausgleichsflächenpflanzungen 

 
Diese Flächen sind mit Arten der nachstehenden Pflanzliste zu bepflanzen: 

 
- vielblütige Rose 
- Haselnuss, Holunder 
- Felsenbirne, Hundsrose 
- Schlehe, Pfaffenhütchen 
- Erbsenstrauch, Kornellkirsche 
- Rosmarienweide, Purpurweide 
- Blasenspiere, Heckenkirsche  
- weidenblättrige Felsenmispel 
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- Hartriegel, Weißdorn 
- Liguster, Kreuzdorn  
- Feldahorn, Spitzahorn, Eberesche 
- Hainbuche, Rotbuche  
- Stieleiche, Linde, Eiche in Sorten 
 
Für die Erstbepflanzung sind 1,5 Gehölze pro m² zu pflanzen. 
 
Auf immergrüne Nadelgehölze wie z.B. Lebensbaum und Scheinzypresse ist 
bei allen Pflanzungen des Plangebietes und der Ausgleichsflächen zu verzich-
ten. 
 
 
 

II.  BAUGESTALTERISCHE FESTSETZUNGEN 
 (§ 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 86 LBauO M-V) 
 
1. GEBÄUDEGESTALTUNG 

 
DÄCHER 

 Zulässig sind Flachdächer (0-10°), flachgeneigte Dächer (10-22°) sowie Steil-
dächer (größer 22°). 
Steildächer sind als symmetrische Sattel- oder Walmdächer auszubilden und 
mit roter bis rotbrauner oder anthrazitfarbener Hartdacheindeckung (ungla-
siert) zu decken.  

 Liegende Dachfenster, Dachgauben, Dacheinschnitte und Zwerchgiebel sind 
zulässig, wenn sie insgesamt 25 % der jeweiligen Dachfläche nicht 
überschreiten. Die Oberkante von Dachaufbauten muss mindestens 0,70 m 
unterhalb der Hauptfirstlinie liegen.  

 Giebel können mit einem Dachüberstand bis max. 0,50 m ausgebildet werden.  
Traufseitig sind Dachüberstände bis max. 0,75 m ausschließlich der Dachrin-
ne zulässig.  

 Bei Garagen und Nebengebäuden sind Abweichungen von den Festsetzun-
gen zur Dachneigung und Dacheindeckung zulässig.  

 

AUSSENWÄNDE 
 Zur Gestaltung der Außenwände sind neben ziegelsichtigem Mauerwerk auch 

glatt verputzte Außenflächen zulässig. Zulässig sind Kombinationen mit Holz 
und Glas.  

 Nicht zulässig sind: 
- hochglänzende Baustoffe (z.B. Edelstahl, emaillierte Elemente einschließlich 

Fliesen) 
- Verkleidungen aus Materialien, die andere Baustoffe vortäuschen (Imitatio-

nen) 
 
GARAGEN UND NEBENGEBÄUDE 
Die Gestaltung der Außenwände von Garagen, Anbauten und Nebengebäu-
den hat wie die der zugehörigen Hauptgebäude zu erfolgen.  
Die Errichtung von Überdachungen für KfZ-Stellplätze (Carports) aus Holz 
sind zulässig. 
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2. EINFRIEDUNGEN UND SCHUTZANLAGEN 

  
Grundstückseinfriedungen sowie Sicht-, Schall- und sonstige Schutzanlagen 
entlang der öffentlichen Verkehrsflächen sind zulässig als Heckenbepflanzun-
gen, als Zäune integriert in lebende Hecken und als Einfriedung aus gemauer-
ten Pfeilern mit Zaunelementen mit senkrechter Lattung. 
 
Im Bereich zwischen Straßenbegrenzungslinie und Gebäude darf die Höhe 
der Einfriedung 0,70 m bezogen auf die Fahrbahnhöhe nicht überschreiten. 
Bei den Gemeinbedarfseinrichtungen sind in Abstimmung mit der Genehmi-
gungsbehörde Ausnahmen bis zu einer Höhe von 2,00 m zulässig. Zaunanla-
gen, die die Höhe von 0,70 m überschreiten sind mit transparenten Materialien 
auszuführen. 
 
An den rückwärtigen und seitlichen Grundstücksgrenzen, die nicht an öffentli-
chen Verkehrs- und Wegeflächen liegen, sind Einfriedungen bis zu einer Höhe 
von 2,00 m zulässig.  
 
Sicht-, Schall- und sonstige Schutzanlagen sind außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksfläche und gekennzeichneten Bereichen nur wie folgt zulässig: 
Entlang der öffentlichen Verkehrsflächen: maximale Höhe 0,70 m; entlang der 
seitlichen und rückwärtigen Grundstücksgrenzen, die nicht an öffentlichen 
Verkehrsflächen liegen: maximale Höhe 2,00 m. 
 
 

3. PHOTOVOLTAIKANLAGEN / SOLARANLAGEN / WINDENERGIEANLA-
GEN 

 
Im Plangebiet ist die Errichtung von Photovoltaik- und Solaranlagen auf den 
Dächern der Haupt- und Nebengebäude zulässig. Hier ist der Nachweis zur 
Vermeidung von Blendwirkungen zu erbringen. 
Die Errichtung von Windenergieanlagen ist bis zu einer Höhe analog der des 
Hauptgebäudes auf dem Grundstück unter der Voraussetzung zulässig, dass 
Emissionen auf benachbarte Baugrundstücke ausgeschlossen sind. Ein ent-
sprechender Nachweis ist zu erbringen. 
 
 

4. WERBEANLAGEN 
 

Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung innerhalb der Baugrenze bis 
zu einer Größe von 0,5 m² und im Bereich des Erdgeschosses zulässig.  
Werbeanlagen mit Leuchtfarben und sich bewegenden Lichtern sind unzuläs-
sig. 
Ausnahmsweise kann für Nutzungen an der Stätte der Leistung im Einge-
schränkten Gewerbegebiet sowie im Sondergebiet Einkaufszentrum Nahver-
sorgung und ausschließlich auf Grundstücken, die direkt an der Poeler Straße 
bzw. dem Philosophenweg gelegen sind, eine bis max. 4 m hohe freistehende 
Werbeanlage auch außerhalb der Baugrenze zugelassen werden. Sofern mehr 
als eine gewerbliche Nutzung hiervon betroffen ist, ist eine Gemeinschaftswer-
beanlage vorzusehen. Die Größe der Werbeflächen ist der Höhe der Werbean-
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lage proportional anzupassen. Die genaue Art und Ausführung ist mit der Ge-
nehmigungsbehörde abzustimmen.  
 
 

5.  BUSSGELDVORSCHRIFT 
 

Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die gestalterischen Festsetzungen ver-
stößt, handelt rechtswidrig im Sinne des § 84 Abs. 1 Nr. 1 LBauO M-V und 
kann mit Bußgeld geahndet werden. 
 

 

III. HINWEISE 
 
1. BODENDENKMALE 
 

Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind im Gebiet keine Bodendenkmale be-
kannt. Bei Bauarbeiten können jedoch jederzeit archäologische Funde und 
Fundstellen entdeckt werden. Daher sind folgende Hinweise zu beachten: 
Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen 
entdeckt werden, ist gemäß § 11 DSchG M-V die zuständige Untere Denk-
malschutzbehörde zu benachrichtigen und der Fund und die Fundstelle bis 
zum Eintreffen von Mitarbeitern oder Beauftragten des Landesamtes in unver-
ändertem Zustand zu erhalten. Verantwortlich sind hierfür der Entdecker, der 
Leiter der Arbeiten, der Grundeigentümer sowie zufällige Zeugen, die den 
Wert des Fundes erkennen. Die Verpflichtung erlischt fünf Werktage nach Zu-
gang der Anzeige, doch kann die Frist für eine fachgerechte Untersuchung im 
Rahmen des Zumutbaren verlängert werden (§ 11 (3) DSchG M-V). 
 
 

2.  BODENSCHUTZ / ABFALL 
 

Bodenschutz 
Innerhalb des Plangebietes sind keine schädlichen Bodenveränderungen im 
Sinne des § 2 Abs. 3 Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) bekannt. Ei-
ne Gewähr für die Freiheit des Plangebietes von schädlichen Bodenverände-
rungen oder Altlasten wird jedoch nicht übernommen. 
Werden schädliche Bodenveränderungen oder Altlasten im Sinne BBodSchG 
festgestellt, sind der Grundstückseigentümer, der Inhaber der tatsächlichen 
Gewalt über das Grundstück sowie die weiteren in § 4 Abs. 3 und 6 
BBodSchG genannten Personen verpflichtet, unverzüglich die Landrätin des 
Landkreises Nordwestmecklenburg als zuständige Bodenschutzbehörde zu in-
formieren. Diese Pflicht gilt bei Baumaßnahmen, Baugrunduntersuchungen 
oder ähnlichen Einwirkungen auf den Boden und den Untergrund zusätzlich 
auch für die Bauherren und die von ihnen mit der Durchführung dieser Tätig-
keiten Beauftragten, Schadensgutachter, Sachverständige und Untersuchun-
gen. 
Bei allen Maßnahmen ist Vorsorge zu treffen, dass schädliche Bodeneinwir-
kungen, welche eine Verschmutzung, unnötige Vermischung oder Verände-
rungen des Bodens, Verlust von Oberboden, Verdichtung oder Erosion hervor-
rufen können, vermieden werden. 
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Abfallentsorgung 
Der Grundstücksbesitzer ist als Abfallbesitzer gemäß § 7 Kreislaufwirtschafts-
gesetz (KrWG) zur ordnungsgemäßen Entsorgung des belasteten und unbe-
lasteten Bodenaushubs verpflichtet. Er unterliegt der Anzeige- und Nachweis-
pflicht.  
Hierbei sind die Abfälle gemäß § 9 KrWG zur Verwertung und Behandlung ge-
trennt zu halten. 
Bauabfälle (Bauschutt, Baustellenabfälle auch aus Abbruch) sind zur Verwer-
tung einer zugelassenen Aufbereitungsanlage zuzuführen.  
Nicht verwertbare bzw. schadstoffverunreinigte Materialien sind zu separieren 
und durch hierfür gesondert zugelassene Unternehmen entsorgen zu lassen.  
 
Bei Abrissarbeiten insbesondere von vor 1990 errichteten Gebäuden ist mit 
dem Vorkommen schadstoffhaltiger Baustoffe (z.B. Asbest, Teeröle bei Dach-
pappen sowie Insektizide bei Holz) zu rechnen. Bei Verdacht wird dringend 
geraten, durch einen Sachverständigen ein Schadstoffkataster anfertigen zu 
lassen und den Abbruch entsprechend zu planen. Arbeiten mit asbesthaltigen 
und/oder teerölhaltigen Abfällen sind i.d.R. in Anwesenheit einer sachkundigen 
Person unter Einhaltung der Gefahrstoffverordnung und der Technischen Re-
geln für Gefahrstoffe TRGS 519 und/oder TRGS 551 durchführen zu lassen. 
Die Anmeldung hat spätestens 7 Tage vor Arbeitsbeginn bei der zuständigen 
Arbeitsschutzbehörde, dem Landesamt für Gesundheit und Soziales zu erfol-
gen. 
 

 
3. MUNITIONSFUNDE 
 
 Das Plangebiet ist nicht als kampfmittelbelasteter Bereich bekannt.  

Konkrete und aktuelle Angaben über die Kampfmittelbelastung erhält man als 
Vorhabenträger gebührenpflichtig beim Munitionsbergungsdienst des Lan-
desamtes für zentrale Aufgaben und Technik der Polizei, Brand- und Katast-
rophenschutz M-V (LPBK). Ein entsprechendes Auskunftsersuchen wird 
rechtzeitig vor der Bauausführung empfohlen. 
 
Da es nach bisherigen Erfahrungen nicht auszuschließen ist, dass - auch in 
für den Munitionsbergungsdienst als nicht kampfmittelbelastet bekannten Be-
reichen - Einzelfunde auftreten können, sind Tiefbauarbeiten im gesamten 
Plangebiet stets mit entsprechender Vorsicht durchzuführen. Sollten bei die-
sen Arbeiten kampfmittelverdächtige Gegenstände oder Munition aufgefunden 
werden, ist aus Sicherheitsgründen die Arbeit an der Fundstelle und der un-
mittelbaren Umgebung sofort einzustellen und der Munitionsbergungsdienst 
des LPBK zu benachrichtigen. Nötigenfalls ist die Polizei und ggf. die örtliche 
Ordnungsbehörde hinzuzuziehen. 
 
 

4. GEWÄSSERSCHUTZ 
 

Das Plangebiet wird durch die derzeitige Trinkwasserschutzzone (TWSZ) der 
Wasserfassung Friedrichshof berührt und befindet sich in der vom StALU 
Westmecklenburg beantragten TWSZ IIIB der Wasserfassung Friedrichshof. 
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Nach deren Festsetzung gelten die Verbote oder beschränkt zulässige Hand-
lungen der neu festgesetzten TWSZ IIIB. 
 
Am östlichen Plangebietsrand befindet sich ein Gewässer II. Ordnung. Für die 
Unterhaltung ist der Wasser- und Bodenverband Wallensteingraben-Küste zu-
ständig. 
Jeglicher Umgang mit wassergefährdenden Stoffen hat auf der Grundlage des 
§ 62 WHG und § 20 LWaG M-V so zu erfolgen, dass das Grund- und Oberflä-
chenwasser nicht zu gefährden ist. Neue Lageranlagen sind gemäß § 20 
LWaG M-V bei der unteren Wasserbehörde des Landkreises Nordwestmeck-
lenburg anzuzeigen. 
 
Werden bei Baumaßnahmen Erdaufschlüsse erforderlich (auch Flächenkollek-
toren oder Erdwärmesonden für Wärmepumpen), mit denen unmittelbar bzw. 
mittelbar auf die Bewegung oder die Beschaffenheit des Grundwassers ein-
gewirkt wird, sind diese gemäß § 49 Abs. 1 WHG einen Monat vor Baubeginn 
bei der unteren Wasserbehörde anzuzeigen. Dies trifft ebenso für eventuell 
notwendige Grundwasserabsenkungen zu. 
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1. Erfordernis der Planaufstellung und allgemeine Ziele 
 
1.1. Allgemeines 
 

Am 30.04.2009 beschloss die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar die Aufstel-
lung des Bebauungsplanes Nr. 75/09 „Stadtteilzentrum Kagenmarkt“. Dieser Be-
reich ist als Kern des bestehenden Wohngebietes Kagenmarkt neu zu überpla-
nen.  
 
Das Wohngebiet war anfänglich geprägt durch fünfgeschossigen Wohnungsbau 
in industriell gefertigter Zeilenbauweise mit ca. 1.100 Wohneinheiten unterschied-
licher Größe, die in den Jahren 1973 bis 1975 auf ca. 18 ha Grundfläche erbaut 
worden sind. Zusätzlich gab es im Wohnkomplex Verkaufs- und Dienstleistungs-
einrichtungen, zwei Schulen einschließlich Sporthalle und Schülerspeisungsein-
richtung sowie eine Kindertagesstätte. Neben dem Rückbau von Wohnungen 
wurden in den vergangenen Jahren auch die Schulgebäude mit Schülerspeisung 
abgetragen. 1990 hatte der gesamte Stadtteil Wismar Ost noch 5.767 Einwohner, 
die Zahl sank bis zum 31.12.2011 auf 3.726, davon 2.644 im Gebiet Kagenmarkt. 
 
Grundlage für die Planungen sollen insbesondere neben der ursprünglichen Be-
bauungskonzeption aus dem Jahr 1971, der im April 2008 von der Bürgerschaft 
der Hansestadt Wismar beschlossene städtebauliche Rahmenplan für den Stadt-
teil Wismar Ost sowie die am 26. September 2013 beschlossene 2. Fortschrei-
bung des Stadtentwicklungskonzeptes Teil B, Wismar Ost – Kagenmarkt (ISEK) 
sein.  
Diese definieren Maßnahmen, die für die Verbesserung des Wohnumfeldes und 
der Lebensbedingungen der dort wohnenden und der künftigen Bürger erforder-
lich sind. 
 
Insbesondere mit der Gestaltung des Stadtteilzentrums Kagenmarkt und einer 
wirksamen qualitativen Aufwertung dieses Bereiches soll eine Verbesserung des 
Wohnumfeldes und der Infrastruktur und somit eine bessere Identifizierung der 
Bürger mit ihrem Wohngebiet ermöglicht werden. 
 
Bisher bereits durchgeführte Maßnahmen, wie der Rückbau von 225 Wohneinhei-
ten durch die Eigentümer, die Errichtung einer neuen Grundschule, die Sanierung 
von Kindertagestätte und Sporthalle sowie die Umgestaltung des Sportplatzes in 
eine attraktive multifunktional nutzbare Sport- und Grünanlage finden bei der Er-
arbeitung des Bebauungsplanes Berücksichtigung. 
 
 

1.1. Geltungsbereich 
 

Das Plangebiet befindet sich im Stadtteil Wismar-Ost.  
Der Bebauungsplan umfasst einen Geltungsbereich von ca. 14 ha. 
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Er wird begrenzt: 

 
im Nordwesten:  durch die Poeler Straße 
im Norden: durch die Kleingartenanlage Schafweide 
im Osten:      durch die Torfmoorwiesen/Renaturierungsfläche der ehemaligen 

Zuckerfabrik (Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 77/10 
„Sondergebiet Photovoltaikanlagen Wismar Ost“ 

im Süden:     durch die südliche Bebauung an der Prof.-Frege-Straße 13-31 
im Südwesten:  durch den Philosophenweg und die westliche Bebauung  Prof.-

Frege-Straße 16-28 
 

Der Geltungsbereich umfasst folgende Flurstücke bzw. Teile von folgenden 
Flurstücken:  
aus der Flur 1: 3622/15, 3694/28, 3694/31, 3694/32, 3723/1, 4355/4, 4355/6, 
4355/16, 4355/17, 4355/18, 4355/19, 4355/21, 4355/22, 4355/23, 4355/24, 
4355/26, 4355/27, 4355/28, 4355/30, 4355/31, 4355/32, 4355/34, 4355/36, 
4355/38, 4355/39, 4355/40, 4355/41, 4468/5, 4568/6, 4568/7, 4568/8, 4568/9, 
4568/10, 4568/11, 4568/12, 4568/13, 4568/14, 4568/52, 4568/59, 4568/188, 
4585/5, 4585/9, 4585/8 und 4585/10; 
aus der Flur 17: 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 12/1, 13, 14, 15, 16, 17, 18, 19, 20, 21, 22, 23, 
24, 25, 26, 29 und 31. 
 
 
Einordnung der Planung 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 75/09 befindet sich lt. wirksamem 
Flächennutzungsplan der Hansestadt Wismar auf einer Wohnbaufläche. Der Be-
bauungsplan wird somit aus dem rechtswirksamen Flächennutzungsplan entwi-
ckelt.  
 
 

1.3. Rechtsgrundlagen 
 

 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 
(BGBl. I S. 2414) zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes zur Stärkung der 
Innenentwicklung vom 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548) 

 
 Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverord-

nung - BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 1990 
(BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes zur Stärkung der 
Innenentwicklung vom 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548) 

 
Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Plan-
inhaltes (Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990 
(BGBl. 1991 I S. 58) 

 
Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern in der Neufassung vom 18. April 
2006 (GVOBl. M-V S. 102) zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes zur  
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Bereinigung des Landes-UVP-Rechts und anderer Gesetze vom 20. Mai 2011 
(GVOBl. M-V S. 323) 

 
 Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern vom 13. Juli 2011 

(GVOBl. M-V S. 777) 
 
 
1.4. Planungsabsichten und Ziele 
 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes sollen die planungsrechtlichen Voraus-
setzungen für eine Umgestaltung des Stadtteilzentrums Kagenmarkt einschließ-
lich der Veränderung der technischen Infrastruktur, insbesondere der Straßenfüh-
rung sowie für eine Wiederbebauung von Rückbauflächen im Wohngebiet ge-
schaffen werden. 
 
Auf letzteren sollen – anders als die vorhandene fünfgeschossige Wohnbebauung 
– vorwiegend kleinere Baukörper wie Stadtvillen in bis zu dreigeschossiger offe-
ner Bauweise entstehen. 
 
Die bereits bestehende soziale Infrastruktur wie Grundschule, Kindertageseinrich-
tung sowie Einkaufs- und Dienstleistungseinrichtungen wurde bereits kürzlich sa-
niert (Kindertageseinrichtung und Sporthalle) bzw. neu errichtet (Grundschule) 
und umgestaltet (Sport- und Freizeitanlage). Durch den beabsichtigten Umbau 
der Straßenführung verbessert sich insbesondere die Erschließung des Einkaufs- 
und Dienstleistungsbereiches. 
Im Planbereich vorgesehen ist die Errichtung eines Schulhortes für die Schüler 
der Grundschule in unmittelbarer Nachbarschaft zur bestehenden Kinderta-
geseinrichtung sowie einer Station für die Freiwillige Feuerwehr Altstadt/Wismar 
Ost und Nord. 
 
Ein weiteres Ziel der Planung ist neben der Umgestaltung des Stadtteilzentrums 
die Optimierung der Fußwegeverbindungen und die Vernetzung und Gestaltung 
der Freiräume.  
 
Aufgrund der günstigen Lage des Wohngebietes mit fußläufiger Verbindung zur 
historischen Altstadt und direkter Anbindung an den ÖPNV ist dieser Bereich für 
eine Wohnnutzung prädestiniert. Qualitative Verbesserungen der schon vorhan-
denen Infrastruktur und des Wohnumfeldes werden diesen in den Stadtorganis-
mus integrierten Standort weiter attraktivieren und für jetzige und künftige Be-
wohner interessant gestalten. 
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2. Planinhalt 
 
2.1. Art und Maß der baulichen Nutzung 
 
2.1.1. Allgemeines Wohngebiet (WA) 

 
Ein großer Teil des Plangebietes wird als allgemeines Wohngebiet festgesetzt. 
Dieses besteht aus zehn Teilbereichen. 
 
In den Baugebieten WA 1, WA 2 sowie WA 6 bis WA 8 soll in Abstimmung mit 
den Grundstückseigentümern die vorhandene Bebauung mit fünfgeschossigen 
Wohnblöcken erhalten bleiben. Es besteht hier aber auch die Möglichkeit eines 
partiellen Rückbaus, sektions- und/oder etagenweise. Art und Maß der festge-
setzten baulichen Nutzung orientieren sich am Bestand unter Berücksichtigung 
eines eventuellen Rückbaus bis zu zwei Etagen. 
Im WA 4 ist – wie in den o.g. Baugebieten – ebenfalls ein Erhalt der Bebauung 
bzw. ein partieller Rückbau zulässig. Vorzugsweise sollte hier jedoch aus städte-
baulichen Gründen auf einen Rückbau und eine Neugestaltung im Zusammen-
hang mit den benachbarten Teilbereichen WA 3 und WA 5 orientiert werden. 
 
In den Bereichen WA 3, WA 5 und WA 9a/b wurden ursprünglich vorhandene 
fünfgeschossige Wohnblöcke einschließlich der Nebenanlagen bereits zurückge-
baut. Eine individuelle Bebauung mit Einzelhäusern beispielsweise in Form von 
Stadtvillen ist auf den Baufeldern WA 3 und 5 geplant.  
Das WA 9a/b ist – in Abstimmung mit den Grundstückseigentümern – zur Errich-
tung von Stellplatzanlagen zugunsten der benachbarten Wohngrundstücke Flur-
stücks-Nr. 7 und Nr. 13 (Prof.-Frege-Straße 13-25 bzw. 16-28) vorgesehen, da 
auf diesen die für die Wohnnutzung erforderlichen Stellplätze nicht in ausreichen-
der Anzahl und Größenordnung nachweisbar sind.  
 
Aufgrund seiner Lage am zentralen Platz des Wohngebietes ist der Teilbereich 
WA 3 – evtl. gemeinsam mit den benachbarten Bereichen WA 4 und WA 5 – prä-
destiniert für die Aufnahme besonderer Wohnnutzungen und -formen wie z.B. Al-
tenbetreutes oder Mehrgenerations-Wohnen verbunden mit öffentlichen Einrich-
tungen wie Sozialstation, Wohngebietstreffpunkt mit kleiner gastronomischer Ein-
richtung etc. Diese Nutzungen sind neben der Wohnnutzung gemäß § 4 (2) 
BauNVO im festgesetzten Allgemeinen Wohngebiet zulässig. Entsprechend § 4 
(3) Nr. 1-3 BauNVO können weitere Nutzungen ausnahmsweise zugelassen wer-
den. 
Und während im Allgemeinen Wohngebiet Einzelhandelseinrichtungen gemäß § 
1 Abs. 5 Bau NVO allgemein nicht zulässig sein sollen, ist deren Errichtung im 
WA 3 aus städtebaulichen Gründen und ausnahmsweise in einer begrenzten, 
kleinteiligen Form (maximale Verkaufsraumfläche bis zu 400 m²) und mit be-
grenzten zulässigen Sortimenten/Warengruppen möglich und erwünscht. Wie un-
ter Pkt. 2.1.3 (Nahversorgung) näher erläutert, werden durch diese Festsetzun-
gen die planungsrechtlichen Voraussetzungen dafür geschaffen, dass einerseits 
die Konzentration der Einzelhandelseinrichtungen auf das im Regionalen Einzel- 
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handelskonzept für den Stadt-Umland-Raum Wismar dargestellte Nahversor-
gungszentrum Kagenmarkt erfolgen und andererseits eine städtebauliche Auf-
wertung und Verknüpfung des Zentrumsbereiches geschaffen werden kann. 
 
Die Nutzungen gemäß § 4 (3) Nr. 4 und Nr. 5 BauNVO (Gartenbaubetriebe und 
Tankstellen) sind im Allgemeinen Wohngebiet nicht zulässig. Diese Nutzungsar-
ten sind innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes im einge-
schränkten Gewerbegebiet zulässig und sollen ausschließlich auf diesen Standort 
am Rande des Wohngebietes Kagenmarkt beschränkt bleiben. 
 
Das Maß der baulichen Nutzung wird insbesondere durch Festsetzungen zur zu-
lässigen überbaubaren Grundstücksfläche (Grundflächenzahl – GRZ) und der zu-
lässigen Anzahl der Geschosse bestimmt.  
 
Die GRZ beträgt in allen Bereichen des Wohngebietes 0,4. Dieser Wert entspricht 
der Obergrenze für die Bestimmung des Maßes der baulichen Nutzung gemäß § 
17 BauNVO in allgemeinen Wohngebieten.  
 
Aufgrund ihrer Lage und unter Berücksichtigung vorhandener Bebauungen in der 
unmittelbaren Nachbarschaft erhalten die einzelnen Wohnungsbaugebiete zur zu-
lässigen Geschossigkeit verschiedene Festsetzungen. 
 
In den Baugebieten WA 1, WA 2, WA 4, WA 6, WA 7 und WA 8 können entspre-
chend dem städtebaulichen Rahmenplan und in Abstimmung mit den Eigentü-
mern die vorhandenen Gebäude und damit die städtebaulichen Strukturen erhal-
ten bleiben. Seitens der Eigentümer ist allerdings eine partielle Abstockung, d.h. 
der teilweise Rückbau von bis zu zwei Geschossen vorgesehen. Deshalb wird 
hier eine zulässige Geschossigkeit von drei bis fünf Vollgeschossen festgesetzt. 
 
In den Bereichen WA 3 und WA 5 sind nach dem Abbruch der ursprünglichen 
Bebauung zwei- bis dreigeschossige Gebäude vorzugsweise als Mehrfamilien-
häuser (Stadtvillen) mit zwei bis sechs Wohnungen zu errichten. 
 
Im WA 10 soll die bestehende eingeschossige Bebauung mit Einfamilienhäusern 
in dieser Kubatur beibehalten und ergänzt werden. 

 
 
2.1.2. Eingeschränktes Gewerbegebiet (GEE) 
 

Der Bereich nördlich der Talliner Straße/ Poeler Straße wird als Eingeschränktes 
Gewerbegebiet festgesetzt. Hier befinden sich derzeit eine Tankstelle und ein 
Discountermarkt. Diese sind in den 1990er Jahren entgegen des ursprünglichen 
städtebaulichen Konzeptes für das Wohngebiet Kagenmarkt zusätzlich entstan-
den. 
 
Die Einschränkungen und Zulässigkeiten für die im Bebauungsplan festgesetzten 
Nutzungen im Gewerbegebiet erfolgen gemäß § 1 Abs. 5, 6 und 9 BauNVO auf-
grund des besonderen städtebaulichen Charakters dieses Gewerbegebietes als  
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Teil des Stadtteilzentrums Kagenmarkt und in unmittelbarer Nähe zu vorhandener 
Wohnbebauung. Angestrebt werden Nutzungen gewerblicher Art, die insbeson-
dere ergänzende Funktionen zum Wohngebiet aufnehmen können, wie z.B. 
Dienstleistungen, Nahversorgung, Tankstelle aber auch Anlagen für sportliche, 
kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke. 
 
Lagerhäuser und Lagerplätze sowie Vergnügungsstätten sollen dagegen an die-
sem Standort nicht zulässig sein, da diese Nutzungsarten aufgrund ihrer erforder-
lichen Flächengröße und den zu erwartenden Belastungen beispielsweise durch 
Be- und Entlieferungsverkehre dem gewünschten städtebaulichen Erscheinungs-
bild und dem Charakter als Stadtteilzentrum widersprechen würden. Für derartige 
Nutzungsarten sind innerhalb des Stadtgebietes der Hansestadt Wismar andere 
geeignete Standorte vorhanden. 
 
Zu beachten ist, dass im Gewerbegebiet nur Nutzungen zulässig sind, die das 
benachbarte Wohnen nicht wesentlich stören. Es handelt sich hier im allgemeinen 
um Nutzungen, die auch in einem Mischgebiet zulässig wären. 
 
Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens wurde sich ursprünglich mit einer Festset-
zung des Bereiches als Mischgebiet auseinandergesetzt. Auch dies wäre aus 
städtebaulichen Gründen denkbar. Jedoch ist hier auch die Realisierung einer 
Wohnnutzung erforderlich. Nach Rücksprache mit den Grundstückseigentümern 
ist eine solche Nutzung derzeit nicht vorgesehen. 
 
Die bereits oben erwähnte Nutzung durch einen Discountermarkt im Baufeld GEE  
war u.a. Gegenstand von Untersuchungen im Rahmen der Erarbeitung des Regi-
onalen Einzelhandelskonzeptes für den Stadt-Umland-Raum Wismar (REK SUR 
Wismar) 2012. Dieses ist am 27.06.2013 durch die Bürgerschaft der Hansestadt 
Wismar unter Beachtung der Konkretisierung zum Nahversorgungszentrum Ka-
genmarkt als städtebauliches Entwicklungskonzept bestätigt worden. Das Nah-
versorgungszentrum Kagenmarkt wird hier als bipolares Zentrum dargestellt. Die-
ses ist zu trennen: der südliche Bereich mit dem sogenannten „prägenden Anbie-
ter“ (Vollversorger) ist als Hauptzentrum, der restliche Bereich als Nebenzentrum 
zu kennzeichnen. Hier ist also innerhalb des Zentrums eine Stufung in der Grö-
ßenordnung und Bedeutung der Nahversorgung vorzusehen. Der Discounter-
markt mit einem im Verhältnis zum „Vollversorger“ eingeschränkten Nahversor-
gungsangebot soll ein geringeres Flächenangebot aufweisen. Andererseits ist 
auch hier im Sinne des aktiven Bestandsschutzes von einer moderaten Erhöhung 
der derzeitigen Verkaufsraumfläche von ca. 600 m² auf Grund der unter Pkt. 
2.1.3. erläuterten zeitgemäßen Warenpräsentation auszugehen. Entsprechend 
rechtlicher Entscheidungen ist für „die der Versorgung des Gebiets dienende Lä-
den“ gemäß § 4 Abs. 2 BauNVO aktuell eine Zulässigkeit von max. 800 m² Ver-
kaufsraumfläche gegeben.  
Es wird darauf hingewiesen, dass kleinere Verkaufseinrichtungen (Shops), die  
zusätzlich genehmigt wurden, unabhängig vom Discountermarkt betrieben wer-
den und beispielsweise über eigene Eingänge verfügen, auch weiterhin bauord-
nungsrechtlich separat zu betrachten sind. Sie sind auch künftig zusätzlich zum 
Discountermarkt zulässig. 
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Den o.g. Ausführungen gemäß erfolgen die Festsetzungen im Bebauungsplan. 
Im eingeschränkten Gewerbegebiet sollen aufgrund der Lage in einem Nahver-
sorgungszentrum und unmittelbarer Nähe zu Wohngebieten Einzelhandelsein-
richtungen mit einem Nahversorgungssortiment analog § 4 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO 
(„die der Versorgung des Gebietes dienende Läden“) zulässig sein. Die maximal 
zulässige Größenordnung der Verkaufsraumfläche für derartige Einrichtungen im 
Gewerbegebiet beträgt entsprechend aktueller Rechtssprechungen und Bedarfe 
800 m².  
 
Die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung erfolgen auch hier primär 
durch die Parameter zur maximal zulässigen Grundflächenzahl sowie der maxi-
mal zulässigen Geschossigkeit.  
Die Grundflächenzahl (GRZ) wird im Eingeschränkten Gewerbegebiet mit 0,6 
festgesetzt. Dieser Wert entspricht der Obergrenze für die Bestimmung des Ma-
ßes der baulichen Nutzung gemäß § 17 BauNVO in Mischgebieten, was dem 
städtebaulichen Charakter dieses speziellen Gewerbegebietes in Randlage des 
Wohngebietes und angrenzend zu umfangreichen Freiflächen (Kleingartenanla-
ge) eher gerecht wird als die zulässige verdichtete Bebauung in einem „norma-
len“ Gewerbegebiet. Es soll allerdings berücksichtigt werden, dass bei den vor-
gesehenen Nutzungen die Ausweisung umfangreicher KfZ-Stellplatzflächen er-
forderlich ist. Deshalb wird die Möglichkeit zur Überschreitung für Stellplätze und 
Zufahrten bis zu einer GRZ von 0,8 gemäß § 19 (4) BauNVO gegeben.  
Die derzeit vorhandene eingeschossige Bebauung kann entsprechend der Fest-
setzungen auf maximal zwei Vollgeschosse und ein Staffelgeschoss ergänzt 
werden. Hierdurch ist es möglich, die Gebäudekubaturen besser an die vorhan-
dene umgebende Bebauung (Schule, Sporthalle, Wohngebäude) anzupassen. 
 
 

2.1.3. Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Einkaufszentrum - Nahversorgung 
 
Grundlagen für die Festsetzung eines Sondergebietes mit der Zweckbestimmung 
Einkaufszentrum – Nahversorgung sind zum einen das bereits oben erwähnte im 
Dezember 2012 fertiggestellte und im Juni 2013 durch die Bürgerschaft der Han-
sestadt Wismar bestätigte Regionale Einzelhandelskonzept für den Stadt-
Umland-Raum Wismar (REK SUR Wismar) sowie zum anderen weitere städte-
bauliche Konzepte wie die ursprüngliche Bebauungskonzeption und der Städte-
bauliche Rahmenplan von April 2008. 
 
Im Regionalen Einzelhandelskonzept ist das Nahversorgungszentrum Kagen-
markt als bipolares Zentrum dargestellt, wobei der im Bereich südlich der Prof.- 
Frege-Straße gelegene „Vollsortimenter“ als prägender Anbieter definiert wird. 
Dieser wird durch weitere kleinteilige Einzelhandelsbetriebe ergänzt.  
Im Bereich nördlich der Talliner Straße befindet sich zudem ein Lebensmitteldis-
counter.  
Diese ausschließlich auf den kurzfristigen Bedarfsbereich ausgerichteten Ange-
botsstrukturen umfassen derzeit insgesamt rund 1.800 m² Verkaufsraumfläche.  
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Als Entwicklungsziele für das Nahversorgungszentrum werden im Einzelhandels-
konzept genannt: 
 
� Sicherung und Stärkung der (Nah-) Versorgungsfunktion als Nahversorgungs-

zentrum für den unmittelbaren Nahbereich durch Erhalt einer wohnungsnahen 
Grundversorgung 

� Städtebauliche Aufwertung und Verknüpfung des Zentrumsbereiches im 
Rahmen der Entwicklungsmaßnahmen Kagenmarkt. 

 
Wie in den o.g. städtebaulichen Konzepten Bebauungskonzeption und Rahmen-
plan dargelegt, ist ein besonderes Augenmerk auf die Ausgestaltung des zentra-
len Bereiches um die Platzfläche an der Prof.-Frege-Straße mit verschiedenen 
Gemeinbedarfs- und auch Nahversorgungseinrichtungen zu richten. Die Förde-
rung der Nahversorgungsfunktion ist zur Entwicklung und Ausgestaltung des 
Zentrums als dem „Haupteingangsbereich“ in das Wohngebiet mit direkter Er-
reichbarkeit vom und zum Wohngebiet fußläufig und motorisiert hier besonders 
hervorzuheben. Durch die Ausweisung eines  Sondergebietes Einkaufszentrum 
Nahversorgung in einem Teilbereich des Zentrums als wichtiges Element der 
städtebaulichen Gestaltung wird dem entsprochen.  
 
Um das Ziel des Regionalen Einzelhandelskonzeptes zum Erhalt der wohnungs-
nahen Grundversorgung erreichen zu können, sind neben der präferierten Stand-
ortauswahl zur Zentrengestaltung weitere planungsrechtliche Festsetzungen er-
forderlich. So soll eine moderate Erhöhung der Verkaufsraumflächen und damit 
eine zeitgemäße, komfortablere Warenpräsentation durch die Anbieter auch unter 
Berücksichtigung des demografischen Wandels (z.B. niedrigere Regale, breitere 
Gänge zwischen den Regalen als Angebote speziell auch für die ältere Bevölke-
rung) ermöglicht werden.  
Es ist beabsichtigt, die Verkaufsraumfläche der vorhandenen Vollversorger-
Einrichtung von derzeit 680 m² zuzüglich kleinerer Ladenflächen für externe Nut-
zer auf insgesamt maximal 1.200 m² zu erweitern. Hier erfolgt eine entsprechen-
de Festsetzung im Bebauungsplan. 
 
Zusätzliche Nahversorgungseinrichtungen als „die der Versorgung des Gebiets 
dienende Läden“ gemäß § 4 Abs. 2 BauNVO sind in den Baugebieten innerhalb 
des Nahversorgungszentrums lt. REK zulässig.  
Die Anordnung dieser Betriebe entlang der öffentlichen Verkehrsflächen Freiflä-
che an der Prof.-Frege-Straße (Platzgestaltung) sowie Promenade Talliner Stra-
ße soll entsprechend der Zielstellung im Regionalen Einzelhandelskonzept zu ei-
ner städtebaulichen Verknüpfung zwischen den Nahversorgungseinrichtungen 
beitragen. 
 
Zusammenfassend stellt sich die Ausgestaltung der Nahversorgung im Wohnge-
biet wie folgt dar: 
 
� Festsetzung eines Sondergebietes mit der Zweckbestimmung Nahversor-

gungszentrum südlich der Prof.-Frege-Straße mit max. 1.200 m² Verkaufs-
raumfläche. Diese Begrenzung gilt für den sogenannten Vollversorger ein-
schließlich kleinerer Verkaufseinrichtungen wie z.B. Backshop u.ä. 
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� Zulässigkeit von einer Nahversorgungseinrichtung je Grundstück mit max. 800 

m² Verkaufsraumfläche im eingeschränkten Gewerbegebiet GEE 
� Ausnahmsweise können kleinere Verkaufseinrichtungen mit einer Verkaufs-

raumfläche von max. 400 m²  im WA 3 zugelassen werden. 
 
Zu Erfüllung der Zielstellung im Regionalen Einzelhandelskonzept ist innerhalb 
des Nahversorgungszentrums die wohnungsnahe Grundversorgung der Bewoh-
ner für den Bereich Kagenmarkt/Poeler Straße sicherzustellen. Gleichzeitig ist 
der Erhalt und das Funktionieren der im Einzelhandelskonzept dargestellten be-
nachbarten vorhandenen Zentren in jeweils ca. 800 bis 1.000 m Entfernung zum 
Wohngebiet Kagenmarkt: das Hauptgeschäftszentrum Altstadt Wismar sowie das 
Nahversorgungszentrum Am Wiesengrund zu gewährleisten. Sowohl eine Unter- 
als auch eine Überversorgung mit Angeboten sind zu vermeiden; letztere könnte 
bei Nichtbeachtung zu Leerständen vorhandener Einrichtungen und damit zu 
städtebaulichen Missständen führen. Einschränkungen der maximal zulässigen 
Verkaufsraumflächen sind aus diesen Gründen erforderlich. 
 
Entsprechend der Charakteristik des Standorts als Nahversorgungszentrum und 
der im o.g. Einzelhandelskonzept definierten regionalen Sortimentsliste für den 
SUR Wismar erfolgt die Festsetzung der in den Einzelhandelseinrichtungen zu-
lässigen nahversorgungsrelevanten Sortimente und Warengruppen. Hierbei han-
delt es sich insbesondere um Lebensmittel, Drogeriewaren sowie Zeitungen und 
Zeitschriften. Untergeordnet, d.h. auf maximal 10 % der Verkaufsraumfläche der 
jeweiligen Verkaufseinrichtung sollen auch andere Sortimente zulässig sein. Eine 
solche Festsetzung hat sich in der Vergangenheit und bestätigt durch Gerichtsur-
teile als notwendig erwiesen, um das wirtschaftlich darstellbare Geschäftsmodell 
einiger Nahversorgungsbetreiber nicht zu gefährden. Zudem ist durch den Ver-
kauf sonstiger zentrenrelevanter Sortimente in geringem Maße in Einrichtungen 
des Nahversorgungszentrums die Existenz des benachbarten Hauptgeschäfts-
zentrums Altstadt Wismar nicht als gefährdet anzusehen.  
Es wird darauf hingewiesen, dass sich – entsprechend dem planerischen Ziel zur 
Konsolidierung und Stärkung des Bereiches als Nahversorgungszentrum – die 
Zulässigkeit anderer als der festgesetzten nahversorgungsrelevanten Sortimente 
auf 10 % der Verkaufsraumfläche der jeweiligen Verkaufseinrichtung mit Nahver-
sorgungssortimenten beschränkt. D.h. Verkaufseinrichtungen, die ausschließlich 
oder überwiegend nicht zentrenrelevante oder sonstige zentrenrelevante Sorti-
mente führen, sind im Plangebiet nicht zulässig.  
 
Neben den aufgeführten quantitativen Veränderungen der Einzelhandelseinrich-
tungen ist es im Zuge der Umverlegung der Prof.-Frege-Straße durch die Hanse-
stadt Wismar zudem vom Eigentümer der Verkaufseinrichtung im Sondergebiet 
Einkaufszentrum Einzelhandel beabsichtigt, auch den Eingangsbereich des vor-
handenen Gebäudes und seine vorgelagerten Freiflächen (Wegeverbindungen, 
Kfz-Stellplätze) neu und attraktiv zu gestalten. 
Alternativ zu diesen Umbau- und Erweiterungsmaßnahmen der Verkaufseinrich-
tung wären auch entsprechend der planungsrechtlichen Festsetzungen ein Rück- 
und Neubau des Gebäudes zulässig. 
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Durch all diese Maßnahmen kann die Versorgungsfunktion für das Wohngebiet 
ausreichend, in einer besseren Qualität und barrierefrei erfüllt werden; die Aus-
weisung weiterer Flächen für den Einzelhandel im Wohngebiet ist nicht erforder-
lich. 
 
Maß der baulichen Nutzung 
Im Sondergebiet wird eine GRZ von 0,7 festgesetzt. Dieser Wert liegt unterhalb 
der Obergrenze für die Bestimmung des Maßes der baulichen Nutzung gemäß § 
17 BauNVO in einem Sonstigen Sondergebiet und wird am Standort innerhalb 
des Stadteilzentrums bei gleichzeitiger Möglichkeit der Überschreitung für Stell-
plätze und Zufahrten gemäß § 19 (4) BauNVO als ausreichend erachtet. 
Diese Überschreitung ist bis zu einer GRZ von 0,8 zulässig, da sich im Bereich 
mit der Einkaufseinrichtung eine öffentlichkeitswirksame Einrichtung befindet, die 
Versorgungsfunktionen für das Wohngebiet erfüllt und so das Wohngebietszent-
rum prägt, aber auch spezielle Anforderungen an die Nutzbarkeit, beispielsweise 
durch die Bereitstellung von Kfz-Stellplätzen aufweist. 
Die Festsetzung der maximal zulässigen Geschossigkeit im Sondergebiet (zwei 
Vollgeschosse) erfolgt zur städtebaulichen Gestaltung des Bereiches durch die 
Kubatur der anzuordnenden Hochbauten analog der bereits bestehenden Nach-
barbebauungen (Philosophenweg 45-49 sowie Kindertagesstätte).    
 
 

2.1.4. Flächen für den Gemeinbedarf 
 

Im Plangebiet werden folgende Flächen für den Gemeinbedarf ausgewiesen, die 
auch die Funktion haben, mit ihren Einrichtungen, das Stadtteilzentrum städte-
baulich zu gestalten: 

� Kindertagesstätte/Schulhort 
� Schule (Grundschule)  
� Sporthalle 
� Freiwillige Feuerwehr 
� Gemeinnützige Vereine 

 
Kindertagesstätte, Grundschule und Sporthalle sind bereits vorhanden und sollen 
in ihrer derzeitigen Kubatur erhalten bleiben. Die Grundschule ist im Jahr 2011 
am ursprünglichen Schulstandort neu gebaut worden. Kindertagesstätte und 
Sporthalle wurden im Jahr 2011 saniert.  
 
Der Schulhort ist in Ergänzung zur Grundschule auf dem Gelände der Kinderta-
geseinrichtung neu zu errichten, da die Kapazitäten der vorhandenen Einrichtung 
nicht ausreichen. Hierbei sind Synergieeffekte durch die gemeinsame Nutzung 
vorhandener Freianlagen zu erzielen. 
 
Neu anzusiedeln ist im Wohngebiet eine Station (Gerätehaus) der Freiwilligen 
Feuerwehr Altstadt/Wismar Ost und Nord. Auch hier können Synergieeffekte er-
zielt werden, wie beispielsweise durch die Nutzung der benachbarten Sport- und 
Freizeitanlage zu Trainingszwecken sowie Freizeitangebote für Kinder und Ju-
gendliche (Jugendfeuerwehr). 
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Auf den Gemeinbedarfsflächen ist die Errichtung von zweckgebundenen Gebäu-
den mit maximal zwei bzw. drei Vollgeschossen innerhalb der festgesetzten Bau-
grenzen zulässig. Des weiteren dürfen zur Gestaltung der Gemeinbedarfsflächen 
mit den Zweckbestimmungen Kindertagesstätte/Schulhort bzw. Schule Anlagen 
als Spiel- und Kommunikationsflächen, Spielplätze für Kinder einschließlich Un-
terstellplätze, überdachte Sitzgelegenheiten, Spielhäuser etc. auch außerhalb der 
Baugrenzen/Baulinien errichtet werden. Die maximal zulässige Grundflächenzahl 
(GRZ) beträgt auf diesen Gemeinbedarfsflächen – analog der Festsetzung im 
Allgemeinen Wohngebiet – 0,4. 
 
Auf der Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung Freiwillige Feuerwehr ist 
es zudem zulässig, KfZ-Stellplätze sowie vor den Ausfahrtstoren eine befestigte 
Übungsfläche entsprechend der DIN 14092 zu errichten. Als GRZ wird hier 0,6 
festgesetzt, eine Überschreitung gemäß § 19 (4) BauNVO (beispielsweise für 
Stellplätze und ihre Zufahrten) bis zu einer GRZ von 0,8 ist zulässig. 
 
Auf der Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbindung Gemeinnützige Vereine ist 
ein Gebäude bereits vorhanden. Dieses soll für die gemeinnützige Vereinsarbeit 
innerhalb des Stadtteilzentrums Kagenmarkt dauerhaft genutzt werden. Bauliche 
Erweiterungen sowie eine Neubebauung sind unzulässig. 
 
 

2.2. Überbaubare Grundstückfläche, Bauweise 
 

Flächen, auf denen Gebäude errichtet werden dürfen, werden durch Baufenster 
ausgewiesen. Durch diese Festsetzung soll die gestalterische Qualität der städ-
tebaulichen Räume durch Vorgaben zur Art und Stellung der neu zu errichtenden 
Gebäude gesichert werden.  
 
Die Festsetzung der Bauweise erfolgt in großen Teilen des Wohngebietes und im 
Gewerbegebiet als offene Bauweise, teilweise mit der Konkretisierung Einzel- 
oder Doppelhausbebauung.  
In den Teilbereichen WA 1, WA 2, WA 4, WA 6, WA 7 und WA 8 sowie im Son-
dergebiet Einkaufszentrum wird die abweichende Bauweise festgesetzt, hier sind 
Gebäudelängen über 50 m zulässig. Dies entspricht der vorhandenen Bebauung, 
Reduzierungen sind nicht vorgesehen oder städtebaulich erforderlich. 
 
Überschreitungen der Baugrenze sind für untergeordnete Bauteile zulässig und 
werden entsprechend definiert. 
 
 

2.3. Höhenlage der baulichen Anlage / Hochwasserschutz 
  

Das Plangebiet ist in kleinen Randbereichen (SO Einkaufszentrum Nahversor-
gung sowie Gemeinbedarfsfläche Sporthalle) überflutungsgefährdet. Die genaue 
Ausdehnung dieser Hochwasserrisikoflächen sind den vom Ministerium für Land-
wirtschaft, Umwelt und Verbraucherschutz Mecklenburg-Vorpommern herausge-
gebenen Hochwassergefahrenkarten und Hochwasserrisikokarten gem. Art. 6 der 
Richtlinie 2007/60/EG zu entnehmen. 
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Das Bemessungshochwasser beträgt in der Wismarbucht + 3,15 m über NHN. 
Die Errichtung baulicher Anlagen für eine gewerbliche Nutzung ab + 2,25 m über 
NHN ist zulässig. 
 
Unter dem Aspekt der Hochwassergefährdung im Planbereich und um gleichzei-
tig eine optimale städtebauliche Einordnung zu ermöglichen, wird die Mindesthö-
henlage der baulichen Anlagen entsprechend der Nutzung wie folgt festgesetzt: 
 

+ 3,15 m über NHN  für Wohnnutzungen  
+ 2,25 m über NHN  für gewerbliche Nutzungen, Sondergebietsnut-

zungen und Verkehrsflächen. 
 

Es wird darauf hingewiesen, dass bei einer (zulässigen gewerblichen) Nutzung 
unter + 3,15 m über NHN mit Einschränkungen bzw. erhöhten Auflagen für den 
Nutzer gerechnet werden muss. Insbesondere die Lagerung und der Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen, wie z.B. Heizöl, ist bis zur Hochwasserbemes-
sungsgrenze von + 3,15 m über NHN zu sichern. 

 
Der Nachweis der Hochwassersicherheit sowie der Standsicherheit der Gebäude 
gegen Hochwasser erfolgt im Baugenehmigungsverfahren nach § 64 LBauO. 

 
Weitere Festsetzungen zur zulässigen Höhenlage baulicher Anlagen erfolgen aus 
städtebaulichen Gründen zur Gestaltung der Erdgeschosszonen in den öffentli-
chen Straßenräumen. Von diesen Festsetzungen kann bei Nachweis erhöhter 
Aufwendungen (z. B. Bodenregulierungen beim Anschluss an das System der 
Abwasserbeseitigung) abgewichen werden. 

 
 
2.4. Nebenanlagen und Stellplätze 
 

Anlagen und Einrichtungen zur Kleintierhaltung sind im gesamten Plangebiet au-
ßer im WA 10 unzulässig. Diese Anlagen widersprechen dem urbanen Charakter 
dieses Wohngebietes und sollen deshalb an diesem Standort ausgeschlossen 
werden.  
Der Teilbereich WA 10 befindet sich im Randbereich des Wohngebietes entlang 
eines Grabens (Wasserlauf). In dieser natürlichen Umgebung ist auch weiterhin 
die Kleintierhaltung zulässig. 
 
Zur Gestaltung des öffentlichen Raumes und teilweise auch aufgrund verkehrssi-
cherheitstechnischer Anforderungen werden Festsetzungen zur zulässigen An-
ordnung von Nebenanlagen und Stellplätzen getroffen: 
 
Die Errichtung von überdachten Stellplätzen (Carports) und Garagen sowie von 
Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO ist allgemein innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksfläche zulässig.  
Überschreitungen der Baugrenze für überdachte Stellplätze (Carports) und Gara-
gen sowie für Nebenanlagen sind nur außerhalb der Bereiche zwischen Straßen-
begrenzungslinie und straßenseitiger Baugrenze bzw. deren Flucht zulässig.  
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Der Abstand von Carports und Garagen muss unter dem Aspekt der Gestaltung 
des öffentlichwirksamen Straßenraumes zu allen öffentlichen Verkehrsflächen 
mindestens 3 m betragen. An der Einfahrts-/Ausfahrtsseite ist insbesondere aus 
verkehrssicherheitstechnischen Gründen ein Mindestabstand von 5 m zur öffent-
lichen Verkehrsfläche einzuhalten. 
 
Nicht überdachte Stellplätze sind in Abstimmung mit der Genehmigungsbehörde  
auch in anderen Bereichen, also auch an öffentlichen Verkehrsflächen zulässig. 
Die Genehmigung hierzu kann vorbehaltlich der Zustimmung durch den Straßen-
baulastträger der angrenzenden öffentlichen Verkehrsfläche erteilt werden. Ent-
sprechende Überfahrtsgenehmigungen sind zu beantragen.  
 
Im Bereich der öffentlichen Sport- und Freizeitanlage ist es zulässig, für die Un-
terbringung von Sportzubehör, das zur Nutzung der Sportanlage erforderlich ist, 
wie z.B. Bälle, Netze etc. einen Container aufzustellen. Die entsprechende Flä-
che mit einem möglichen Alternativstandort wird als „Containerstellplatz für 
Sportzubehör“ in der Planzeichnung dargestellt. 
 
 

2.5. Baugestalterische / bauordnungsrechtliche Festsetzungen 
 
Auf die Gestaltung der Gebäude und Freiräume, die in den öffentlichen Raum 
hineinwirken, also direkt an öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen liegen, ist ein 
besonderes Augenmerk zu richten.  
 
Festsetzungen für die Gebäudegestaltung werden insbesondere zur Verwendung 
von Materialien und Farben getroffen. Durch diese Vorgaben soll ein städtebau-
lich ansprechendes Siedlungsbild geschaffen werden. 
 
Aufgrund des bereits vorhandenen Bestandes können im Wohngebiet auch wei-
terhin verschiedene Dachformen Anwendung finden. So sind Flachdächer (0-
10°), flachgeneigte Dächer (10-22°) sowie Steildächer (größer 22°) zulässig.  
 
Steildächer sind als symmetrische Sattel- oder Walmdächer auszubilden und mit 
roter bis rotbrauner oder anthrazitfarbener Hartdacheindeckung (unglasiert) zu 
decken. 
Zur Gestaltung der Dachlandschaft wird der Anteil der liegenden Dachfenster, 
Dachgauben, Dacheinschnitte und Zwerchgiebel auf maximal 25 % begrenzt.    
 
Für die Außenwände sind neben ziegelsichtigem Mauerwerk auch glatt verputzte 
Außenflächen zulässig. Kombinationen mit Holz und Glas sind möglich.  
Imitationen, die andere Baustoffe vortäuschen, sind aus gestalterischen Gründen 
nicht zulässig. 
 
Hochglänzende Baustoffe werden ausgeschlossen, um unangenehme Blendwir-
kungen zu vermeiden.  
Von dieser Festsetzung abweichend ist zur Nutzung moderner regenerativer  
Energiequellen (Klimaschutz) die Errichtung von Photovoltaik- und Solaranlagen 
auf den Dächern der Haupt- und Nebengebäude zulässig. Die Vermeidung von  
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Blendwirkungen auf die öffentlichen und privaten Nachbargrundstücke ist nach-
zuweisen. 
 
Die Errichtung von Windenergieanlagen ist bis zu einer Höhe analog der des 
Hauptgebäudes auf dem Grundstück unter der Voraussetzung zulässig, dass  
 
Emissionen auf benachbarte Baugrundstücke ausgeschlossen sind. Zur Vermei-
dung von Störungen auf benachbarten Grundstücken ist hier vom Verursacher 
der Nachweis zu erbringen, dass insbesondere Schall und Schattenwurf der 
Windenergieanlage keine negativen Auswirkungen auf die Nachbargrundstücke 
haben. 
 
Als wichtiges Kriterium zur Gestaltung des öffentlichen Raumes erwies sich in der 
Vergangenheit die Einhaltung von Regelungen zur Gestaltung von Einfriedungen 
und Werbeanlagen. Auch sogenannte Schutzwände können analog der Grund-
stückseinfriedungen das Bild des angrenzenden öffentlichen Raumes prägen und 
ggf. beeinträchtigen. Es werden deshalb Festsetzungen zur maximalen Höhe, 
Materialwahl und Ausführung dieser Elemente getroffen. 
 
An öffentlichen Straßen ist zudem insbesondere aus verkehrssicherheitstechni-
schen Gründen allgemein eine maximale Höhe der Einfriedungen von 0,7 m ein-
zuhalten. Bei Grundstücksausfahrten in den öffentlichen Verkehrsraum ist so ein 
freier Sichtwinkel gewährleistet. 
 
Auf Flächen der Gemeinbedarfseinrichtungen sind in Abstimmung mit der Ge-
nehmigungsbehörde Ausnahmen bis zu einer Höhe von 2,00 m zulässig, wenn 
sie transparent ausgeführt werden. Diese Ausnahmeregelung ist für Gemeinbe-
darfseinrichtungen, insbesondere Schulen und Kindergärten aus Sicherheits-
gründen für die Nutzer erforderlich. Andererseits ist unter o.g. verkehrssicher-
heitstechnischen Aspekten der Sichtwinkel bei Zufahrten auf öffentliche Verkehrs-
flächen einzuhalten. Zaunanlagen, die die Höhe von 0,70 m überschreiten sind 
deshalb transparent auszuführen. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass Festsetzungen, die Einschränkungen zur Ges-
taltung der Anlagen aufgrund der Lage an öffentlichen Verkehrsflächen beinhal-
ten, in allen Bereichen gelten, die an öffentlichen Verkehrsflächen liegen, also 
auch an Straßen, die nicht zur Erschließung des jeweiligen Grundstückes dienen 
(z.B. bei Eckgrundstücken). 
 
 

2.6. Erschließung 
 

2.6.1. Verkehr 
 

Straßenverkehr 
 
Das Plangebiet ist an das überregionale Straßennetz (Bundesautobahn A 20 / A 
14 sowie Bundesfernstraßen) über den Philosophenweg – Rostocker Straße bzw. 
die Poler Straße – Nordostzubringer angebunden. 
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Eine direkte Verbindung in das Zentrum der Hansestadt Wismar (Altstadt) ist über 
die Poeler Straße gegeben. 
 

Die Erschließung des Plangebietes erfolgt von den bereits vorhandenen Straßen 
Philosophenweg und Poeler Straße (Landestraße L 12) aus.  
 
Mit der Anbindung der Talliner Straße an die Poeler Straße werden das festge-
setzte Eingeschränkte Gewerbegebiet sowie die Gemeinbedarfsflächen Schule 
und Sporthalle erschlossen. 
 
Die Haupterschließung des Wohngebietes wird wie bisher ausgehend vom Philo-
sophenweg über die Prof.-Frege-Straße erfolgen. Diese vorhandene Anbindung 
soll um ca. 20 bis 60 m in nördliche Richtung verlegt und so die straßenseitige 
Erschließung des Wohngebietes optimiert werden. Durch Verlagerung der Stell-
platzanlage der Verkaufseinrichtung in unmittelbare Nähe zum Gebäude verbes-
sern sich die Nutzungsbedingungen für Kunden und Betreiber. Gleichzeitig er-
möglicht die neue Straßenführung die Schaffung eines platzartigen Verkehrsrau-
mes der als Fußgängerbereich Funktionen als Markt- und Erlebnisfläche über-
nehmen und damit den Stadtteilzentrencharakter für das Wohngebiet stärken 
kann. 
 
Die einzelnen Baugebiete und die Gemeinbedarfsflächen Freiwillige Feuerwehr 
und Kindertagesstätte werden auch weiterhin über die Prof.-Frege-, Rigaer bzw. 
Gdansker Straße erschlossen.  
 
Die festgesetzten Straßenverkehrsflächen sind mittel- und langfristig umzugestal-
ten. Derzeit sind die öffentlich genutzten Gehwege auf privaten Flächen von den 
Fahrbahnen häufig durch private Stellplatzanlagen getrennt, was zu verkehrs-
technischen Problemen führen kann. Lediglich die Fläche der Fahrbahn ist als öf-
fentliche Straße im Eigentum der Hansestadt Wismar. Ziel der Planung soll des-
halb eine Neuordnung des öffentlichen Verkehrsraumes als Sammelstraße mit 
Fahrbahn, Nebenanlagen und öffentlichen Stellplätzen sowie die Unterbringung 
aller privater Kfz-Stellflächen auf den Baugrundstücken sein. Hierzu werden 
Straßenprofile entsprechend der Richtlinie für die Anlage von Stadtstraßen (RASt 
06) nachrichtlich im Bebauungsplan dargestellt, diese sind nicht Gegenstand der 
Festsetzungen und können in der Ausführungsplanung nach aktuellen Erforder-
nissen angepasst werden.  
In Abstimmung mit den benachbarten Eigentümern (Wohnungsunternehmen) 
wird zur Ausführung der Prof.Frege-Straße zwischen den Teilbereichen des 
Wohngebietes aufgrund der beengten Raumverhältnisse empfohlen, diese nur 
einseitig mit einem öffentlichen Gehweg auszustatten und den Gehweg entlang 
der Baufelder WA 1, WA 2, WA 6 und WA 8 wie bisher auf privaten Flächen mit 
Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu führen. Dadurch können die vorhandenen 
privaten Stellplatzflächen vor diesen Wohngebäuden erhalten bleiben. 
 
Verkehrsflächen, die nur eine geringe Erschließungsfunktion für angrenzende 
Wohngebiete haben (Prof.-Frege-Straße 16-28 und WA 10) werden als Verkehrs-
fläche mit besonderer Zweckbestimmung festgesetzt und als Mischverkehrsflä-
che ausgebildet. 
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 Stellplätze und Grundstücksauffahrten 
 

Die erforderlichen Kfz-Stellplätze für die Nutzungen im Wohn- und Mischgebiet 
sind auf den jeweiligen Privatgrundstücken nachzuweisen.  
 
Entlang der Planstraßen sind weitere öffentliche Stellplätze mit einer Begrünung 
zu integrieren. Dies ist in den Ausführungsplanungen zur verkehrlichen Erschlie-
ßung zu berücksichtigen und zu präzisieren. 
 
An prädestinierten Bereichen sind Grundstücksauffahrten ausgeschlossen, um 
eine bessere Anordnung der Nebenanlagen sowie die Verkehrssicherheit ge-
währleisten zu können. 
 
 
Fußgängerbereich / Fuß- und Radwege 
 
Der zentrale Bereich des Wohngebietes soll vorrangig dem Fußgänger vorbehal-
ten sein und eine angenehme Aufenthaltsqualität schaffen. Entsprechende Fest-
setzungen erfolgen für einen Teilbereich der Talliner Straße und den neu zu ges-
taltenden Platzbereich an der Prof.-Frege-Straße. 
 
Zur angestrebten nichtmotorisierten Nutzung innerhalb des Wohngebietes sind 
des weiteren der Ausbau von Fuß- und Radwegeverbindungen in West-Ost-
Richtung zwischen dem Sondergebiet und dem WA 10 sowie davon ausgehend 
entlang der Gemeinbedarfsfläche Kindertagesstätte in südliche Richtung zur 
Prof.-Frege-Straße (WA 9b) vorgesehen. 

 
 

2.6.2. Ver- und Entsorgung 
 

Für das gesamte Plangebiet sind die Ver- und Entsorgungsanlagen bereits vor-
handen. Es sind folgende Medien verfügbar: Wasser, Elektroenergie, Telekom-
munikation und Fernwärme sowie in Teilbereichen Gas. Aufgrund bereits erfolg-
ter Rückbauten im Wohngebiet von 225 Wohneinheiten kann es zu Überkapazitä-
ten bei der Ver- und Entsorgung kommen. Die Erarbeitung eines Ver- und Ent-
sorgungskonzeptes (Energiekonzept) für das Wohngebiet durch die Ver- und 
Entsorgungsträger und die Wohnungsunternehmen wird angeregt. 
 
Bei Neuverlegung von Ver- und Entsorgungsleitungen sind die im Bebauungsplan 
festgesetzten öffentlichen Verkehrsflächen zu nutzen. Für vorhandene Leitungen, 
die nicht in öffentlichen Räumen liegen, werden im Bebauungsplan Geh-, Fahr- 
und Leitungsrechte dargestellt (Planzeichen 15.5. PlanZV). Die rechtliche Siche-
rung erfolgt durch Eintragung von Baulasten (Baulastenverzeichnis, Grundbuch).  
Sie ist durch den Nutzer (Ver- und Entsorgungsträger) mit dem jeweiligen Grund-
stückseigentümer zu vereinbaren. 
 
Die Baumaßnahmen sind vor Beginn mit den Ver- und Entsorgungsträgern abzu-
stimmen.  
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 Wasserversorgung 

Die Wasserversorgung erfolgt über Anlagen der Stadtwerke Wismar GmbH. Vor-
handene Wasserversorgungsleitungen sind in der Planzeichnung dargestellt. 
 

 Abwasserentsorgung 
Die anfallenden Abwässer (Oberflächenwasser und Schmutzwasser) werden 
grundsätzlich im Trennsystem abgeleitet. Entsprechende Planungen sind durch 
den Erschließungsträger in Abstimmung mit dem Entsorgungs- und Verkehrsbe-
trieb (EVB) durchzuführen. 
Die Planung und der Anschluss an die öffentlichen Abwasseranlage ist gemäß 
Abwassersatzung der Hansestadt Wismar vom 10.06.2002 vorzunehmen. 
 
Für Abwassereinleitungen in das öffentliche Kanalnetz die unter die Abwasser-
verordnung fallen (z.B. bei gewerblichen Nutzungen) sind Anträge auf die Indi-
rekteinleitergenehmigungspflicht bei der unteren Wasserbehörde des StALU 
Westmecklenburg zu stellen. 
Die Beseitigungs- und Überlassungspflicht für Niederschlagswasser entfällt, wenn 
dieses verwertet oder versickert wird, von öffentlichen Verkehrsflächen im Au-
ßenbereich abfließt oder im Rahmen des Gemeingebrauchs in ein oberirdisches 
Gewässer eingeleitet wird. Die Versickerung von erfasstem Niederschlagswasser 
ist durch die untere Wasserbehörde erlaubnispflichtig. 
 
Im Zuge des Rückbaus der Wohnblöcke wurden vorhandene Grundstücksent-
wässerungsanlagen durch die Grundstückseigentümer stillgelegt bzw. zurückge-
baut. 
Die noch vorhandene öffentliche Abwasseranlage außerhalb von öffentlichen 
Räumen ist in der Planzeichnung mit dem Planzeichen Leitungsrecht zugunsten 
EVB dargestellt. Sie muss in ihrer Funktion erhalten bleiben und darf nicht über-
baut oder durch Punktlasten beeinträchtigt werden. 
Planungen für die künftigen Regen- und Schmutzwasserleitungen sind mit dem 
EVB abzustimmen. 
 

 Elektroenergieversorgung 
Die Versorgung des Plangebietes mit Elektroenergie kann durch die Stadtwerke 
Wismar GmbH bzw. die E.ON edis AG sichergestellt werden. Vorhandene Elekt-
roenergieversorgungsleitungen außerhalb öffentlicher Räume sind in der Plan-
zeichnung durch die Darstellung von Leitungsrechten zugunsten der Stadtwerke 
Wismar GmbH gekennzeichnet.  

 
 Gasversorgung 

Das Plangebiet kann durch die Stadtwerke Wismar GmbH ausreichend mit Erd-
gas versorgt werden.  
 

 Fernwärmeversorgung 
Für die vorhandenen Fernwärmetrassen außerhalb öffentlicher Räume werden 
nachrichtlich in der Planzeichnung Leitungsrechte zugunsten der Stadtwerke Wis-
mar GmbH dargestellt.  
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Eine Erweiterung des Fernwärmeversorgungsnetzes ist nach Prüfung der Kapazi-
täten möglich 

 
 Fernmeldeversorgung 

Im Plangebiet befinden sich Telekommunikationsanlagen der Deutschen Telekom 
AG. Diese sind bei Bedarf zu erweitern.  
 
Die Fernmeldeversorgung kann durch die Deutsche Telekom AG oder ggf. durch 
einen anderen privaten Anbieter gesichert werden.  

  
Abfallentsorgung 
Die Abfallentsorgung erfolgt auf Grundlage gesetzlicher Regelungen und der 
diesbezüglichen Satzungen der Hansestadt Wismar. Es gelten die Satzung über 
die Abfallentsorgung in der Hansestadt Wismar (Abfallsatzung) vom 01.01.2009 
und die Straßenreinigungssatzung der Hansestadt Wismar vom 01.01.2009 in der 
jeweils gültigen Fassung.  
 
Von der öffentlichen Entsorgungspflicht ausgeschlossene Abfälle sind vom Ab-
fallerzeuger nach den Bestimmungen des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgeset-
zes zu entsorgen. 
 

 
2.6.3. Brandschutz 

 
Die Zugänglichkeiten im Plangebiet insbesondere Zu- und Durchfahrten sowie 
Aufstell- und Bewegungsflächen für die Einsatzfahrzeuge der Feuerwehr müssen 
entsprechend DIN 14090 gewährleistet sein. 
 
Bei Einbau von Absperranlagen ist die Schließung Wismar zu verwenden.  
 
Aufgrund § 2 Abs.1c des Gesetzes über den Brandschutz und die technischen 
Hilfeleistungen durch die Feuerwehren (BrSchG) für M-V vom 14.11.1991, geän-
dert durch Gesetz 11.02.2002 (GVOBl. S.43) hat die Gemeinde die Löschwas-
serversorgung sicher zu stellen. 
 
Entsprechend des Arbeitsblattes w 405 „Bereitstellung von Löschwasser durch 
die öffentliche Trinkwasserversorgung“ sind für das Planungsgebiet 48 m³/h be-
reitzustellen, die ständig zur Verfügung stehen müssen. 
Der bedarf an Löschwasser ist auf einen Zeitraum von 2 h zu bemessen. 

 
 
2.7. Technischer Umweltschutz / Altlasten und Munition 

 
2.7.1. Immissionsschutz 

 
Nach BImSchG genehmigte Anlagen  
In der immissionsrelevanten Umgebung des Plangebietes sind folgende Anlagen 
bekannt, die nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) genehmigt 
bzw. angezeigt wurden: 
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Seehafen Wismar GmbH (Schüttgutumschlag/Massengutpier, Anlage zum Um-
schlag und Lagerung, Schrottumschlag) 
GER Umweltschutz GmbH (Altholzrecyclinganlage) 
Hanse Asphalt GmbH (Asphaltmischanlage) 
German Pellets GmbH (Wärmeerzeuger mit Nebeneinrichtungen, Biomasse 
Heizwerk) 

 
Inserloh MAB Rostock GmbH (Altautoverwertungsanlage, Zwischenlager von Ei-
sen- und Nichtschrott, Kabellager, Demontagebereich) 
Metallhandel (Anlage zur zeitweiligen Lagerung von metallischen Abfällen) 
 
Die Anlagen genießen Bestandsschutz und sind bei allen Planungen zu berück-
sichtigen. 
 
Lärmimmission 
Zur Gewährleistung des Immissionsschutzes sind folgende Orientierungswerte 
für die städtebaulichen Planungen entsprechend DIN 18005 einzuhalten und 
nach Möglichkeit zu unterschreiten: 
 
Einwirkungsorte Tag 

in dB (A) 
Nacht 
in dB (A) 

Allgemeines Wohngebiet (WA) 55 40  
Eingeschränktes Gewerbegebiet (GEE) 65 50 
Sondergebiet (analog Gewerbegebiet) 65 50 
 
Kurzzeitige Geräuschspitzen müssen vermieden werden, wenn sie die o.g. 
Richtwerte tags um mehr als 30 dB (A) und nachts um mehr als 20 dB (A) über-
schreiten. 
 
Immissionsschutz 
Aus Sicht des Immissionsschutzes ist im wesentlichen die Lage des Plangebietes 
an der Poeler Straße und an der Straße Philosophenweg zu berücksichtigen. 
Durch das Verkehrsaufkommen sowie durch die Sport- und Freizeitanlage erge-
ben sich zu berücksichtigende Belange des Lärmschutzes, welche in einer schall-
technischen Untersuchung des Planungsbüros für Lärmschutz Altenberge GmbH, 
Sitz Senden vom Dezember 2012 betrachtet wurden. Aus dieser Untersuchung 
sind die passiven Schallschutzmaßnahmen abzuleiten, die in den Bebauungsplan 
als Festsetzungen aufgenommen werden. Die ebenfalls in der Untersuchung er-
mittelten Lärmpegelbereiche gemäß DIN 4109, Tab. 8 bilden die Grundlage für 
die Darstellung in der Planzeichnung.  
Es wird darauf hingewiesen, dass die Untersuchung unter der Maßgabe erfolgte, 
dass der Bereich nördlich der Talliner Straße/ Poeler Straße als Mischgebiet aus-
gewiesen wird. Bei der jetzt erfolgten Festsetzung als eingeschränktes Gewerbe-
gebiet können gemäß § 8 (3) BauNVO Nr. 1 ausnahmsweise auch Wohnungen 
zugelassen werden. Die Kennzeichnung der Lärmpegelbereiche und die daraus 
resultierenden Festsetzungen im Text, Teil B Nr. 7 sind bei der Genehmigung zu 
beachten. 
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Im Plangebiet sind zwar zusätzlich Geräuschvorbelastungen durch nahe gelege-
ne nach BImSchG genehmigte Gewerbe- und Industrieanlagen im Bereich See-
hafen – Haffeld vorhanden, jedoch werden die Immissionsrichtwerte der TA-Lärm 
im gesamten Planbereich unterschritten. 
 
Durch die notwendige Ausweisung der Lärmpegelbereiche innerhalb des Plange-
bietes, hervorgerufen durch den Verkehrslärm, werden zudem Schallschutzmaß- 
 
nahmen festgesetzt, welche weit über das notwendige Maß für die industriellen 
bzw. gewerblichen Vorbelastungen hinausgehen. Die anlagenbezogenen Ge-
räuschimmissionen stellen gegenüber den Verkehrslärmimmissionen eine unter-
geordnete Vorbelastung dar. 
 
 

2.7.2. Altlasten / Munition 
 
Bodenschutz 
Innerhalb des Plangebietes sind keine schädlichen Bodenveränderungen im Sin-
ne des § 2 Abs. 3 Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) bekannt. Eine Ge-
währ für die Freiheit des Plangebietes von schädlichen Bodenveränderungen  
oder Altlasten wird jedoch nicht übernommen. 
 
Werden schädliche Bodenveränderungen oder Altlasten im Sinne BBodSchG 
festgestellt, sind der Grundstückseigentümer, der Inhaber der tatsächlichen Ge-
walt über das Grundstück sowie die weiteren in § 4 Abs. 3 und 6 BBodSchG ge-
nannten Personen verpflichtet, unverzüglich die Landrätin des Landkreises 
Nordwestmecklenburg als zuständige Bodenschutzbehörde zu informieren. Diese 
Pflicht gilt bei Baumaßnahmen, Baugrunduntersuchungen oder ähnlichen Einwir-
kungen auf den Boden und den Untergrund zusätzlich auch für die Bauherren 
und die von ihnen mit der Durchführung dieser Tätigkeiten Beauftragten, Scha-
densgutachter, Sachverständige und Untersuchungen. 
Bei allen Maßnahmen ist Vorsorge zu treffen, dass schädliche Bodeneinwirkun-
gen, welche eine Verschmutzung, unnötige Vermischung oder Veränderungen 
des Bodens, Verlust von Oberboden, Verdichtung oder Erosion hervorrufen kön-
nen, vermieden werden. 
 
Abfallentsorgung 
Der Grundstücksbesitzer ist als Abfallbesitzer gemäß § 7 Kreislaufwirtschaftsge-
setz (KrWG) zur ordnungsgemäßen Entsorgung des belasteten und unbelasteten 
Bodenaushubs verpflichtet. Er unterliegt der Anzeige- und Nachweispflicht.  
 
Hierbei sind die Abfälle gemäß § 9 KrWG zur Verwertung und Behandlung ge-
trennt zu halten. 
Bauabfälle (Bauschutt, Baustellenabfälle auch aus Abbruch) sind zur Verwertung 
einer zugelassenen Aufbereitungsanlage zuzuführen.  
Nicht verwertbare bzw. schadstoffverunreinigte Materialien sind zu separieren 
und durch hierfür gesondert zugelassene Unternehmen entsorgen zu lassen.  
 
Bei Abrissarbeiten insbesondere von vor 1990 errichteten Gebäuden ist mit dem 
Vorkommen schadstoffhaltiger Baustoffe (z.B. Asbest, Teeröle bei Dachpappen 
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sowie Insektizide bei Holz) zu rechnen. Bei Verdacht wird dringend geraten, 
durch einen Sachverständigen ein Schadstoffkataster anfertigen zu lassen und 
den Abbruch entsprechend zu planen. Arbeiten mit asbesthaltigen und/oder teer-
ölhaltigen Abfällen sind i.d.R. in Anwesenheit einer sachkundigen Person unter 
Einhaltung der Gefahrstoffverordnung und der Technischen Regeln für Gefahr-
stoffe TRGS 519 und/oder TRGS 551 durchführen zu lassen. Die Anmeldung hat  
spätestens 7 Tage vor Arbeitsbeginn bei der zuständigen Arbeitsschutzbehörde, 
dem Landesamt für Gesundheit und Soziales zu erfolgen. 
 
Munitionsfunde 
Die benannte Fläche liegt in einem Gebiet, worüber dem Munitionsbergungs-
dienst keine Hinweise auf mögliche Kampfmittel vorliegen. Aus Sicht des Muniti-
onsbergungsdienstes besteht kein Erkundungs- und Handlungsbedarf. 
 
Da es nach bisherigen Erfahrungen nicht auszuschließen ist, dass auch in für den 
Munitionsbergungsdienst als nicht kampfmittelbelastet bekannten Bereichen Ein-
zelfunde auftreten können, sind Tiefbauarbeiten im gesamten Plangebiet mit ent-
sprechender Vorsicht durchzuführen. Sollten bei diesen Arbeiten kampfmittelver-
dächtige Gegenstände oder Munition aufgefunden werden, ist aus Sicherheits-
gründen die Arbeit an der Fundstelle und der unmittelbaren Umgebung sofort 
einzustellen und der Munitionsbergungsdienst M-V zu benachrichtigen. Nötigen-
falls ist die Polizei und ggf. die örtliche Ordnungsbehörde hinzuzuziehen. 
 
Entsprechende Vermerke zum Verhalten bei Altlasten- bzw. Munitionsfunden 
werden Bestandteil des Bebauungsplanes (Textliche Hinweise). 

 
 
2.8. Naturschutzrechtlicher Artenschutz 

 
Die Erstellung des Gutachtens zur Speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung 
(SaP) für das Plangebiet erfolgte im August 2012 durch das Büro Dreher + Sud-
hoff Ingenieurplanung GbR, Gelsenkirchen. 
 
Es waren folgende Schutzkategorien nach nationalem und internationalem Recht 
zu beachten: besonders geschützte Arten, streng geschützte Arten inklusive der 
FFH-Anhang-IV-Arten sowie europäische Vogelarten. 
 
Die Festsetzungen im Bebauungsplan lassen für den überwiegenden Teil der 
Biotopstruktur im  Plangebiet keine wesentlichen Veränderungen erwarten. Ne-
ben dem Rückbau von Gebäuden bzw. Gebäudeteilen ist der Verlust von ca. 20  
 
jüngeren und vier mittelalten Einzelbäumen sowie die Inanspruchnahme von 
staudenreichen Ruderalfluren und Zierrasenflächen sowie versiegelten Flächen 
vorgesehen. 
 
Zur Vermeidung von Tatbeständen nach § 44 Abs. 1 BNatSchG wird im Bebau-
ungsplan festgesetzt, dass Gehölzbeseitigungen außerhalb der Brut- und Auf-
zuchtphase bzw. der Wochenstubenzeit, d.h. im Zeitraum vom 1. Oktober bis 28. 
Februar durchzuführen sind. Vor Gehölzbeseitigungen in der Zeit vom 1. März bis 
30. September sowie ganzjährig vor Gebäuderückbaumaßnahmen ist gegenüber 
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der zuständigen Naturschutzbehörde fachkundig nachzuweisen, dass europa-
rechtlich geschützte Tierarten nicht entgegen § 44 Abs. 1 BNatSchG betroffen 
werden.  
Die artenschutzrechtlichen Zugriffsverbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG sind zu 
beachten. Im städtischen Bereich ist hier besonders an europäische Vogelarten  
 
zu denken, die bei Baumfällungen oder auch Gebäuderückbaumaßnahmen be-
troffen sein können wie z.B. Schwalben und Mauersegler. Deshalb ist in § 39 
Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG formuliert, dass Gehölze nur in dem genannten Zeitraum 
gefällt werden sollen. Wird diese Frist in die textlichen Festsetzungen übernom-
men, so sind Verbotsverletzungen entgegen § 44 Abs. 1 BNatSchG während die-
ser Zeit nicht zu erwarten. 
Bei Gebäuderückbauten müssen zudem grundsätzlich Betroffenheiten von Fle-
dermäusen in Betracht gezogen werden. Sie besiedeln oft kleinste Mauerspalten, 
insbesondere an Block- und Plattenbauten. Vor tieferen Eingriffen oder Rückbau-
ten ganzjährig sowie bei Gehölzfällungen in der Brutzeit ist im konkreten Fall 
nachzuweisen, dass Verbote nach § 44 Abs. 1 BNatSchG nicht übertreten wer-
den. 
 
Ausnahmen von den Festsetzungen sind nur in Abstimmung mit der zuständigen 
Behörde zulässig. Das bedeutet, falls Baufeldräumungen in der übrigen Zeit nicht 
vermeidbar sind, ist vor Beginn der Maßnahmen durch eine Fachkraft zu prüfen, 
ob eine aktuelle Nutzung der zu beseitigenden Strukturen als Brut-
/Wochenstubenhabitat vorliegt. Bei negativem Prüfergebnis können Baufeldräu-
mungen auch innerhalb der Brut- und Aufzuchtphase bzw. der Wochenstubenzeit 
vorgenommen werden. Für die zum Rückbau vorgesehenen Gebäude kann auch 
im Vorfeld eine Besiedlung durch die Mehlschwalbe durch Vergrämungsmaß-
nahmen (z.B. durch fassadenbündiges Verschließen der Fensternischen) verhin-
dert werden. 
 
Bei Überprüfung von möglichen Nutzungen der lt. Festsetzungen im Bebauungs-
plan zu beseitigenden Bäume durch besonders geschützte Arten wurde keine 
Nutzung/Nutzungseignung festgestellt. 
 
Unter Berücksichtigung der angeführten Kontrollen ist somit nicht mit dem Eintre-
ten von Tatbeständen nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG zu rechnen. 
 
Des weiteren wurden mögliche Beeinträchtigungen nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 und 
Nr. 3 BNatSchG untersucht. Eine Verletzung von Verbotstatbeständen ist hier 
nicht zu erwarten. 
 
Die Zuständigkeit der Behörden ist im Naturschutzausführungsgesetz Mecklen-
burg-Vorpommern (NatSchAG M-V) geregelt.  
So hat gemäß § 6 NatSchAG M-V die untere Naturschutzbehörde des Landkrei-
ses Nordwestmecklenburg die Entscheidungsbefugnis zu gesetzlich geschützten 
Bäumen nach § 18 NatSchAG M-V. Für satzungsmäßig geschützte Bäume, z.B. 
mit kleinerem Stammumfang als 100 cm oder andere Baumarten als in § 18 ge-
nannt, ist die Hansestadt Wismar zuständig. 
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2.9. Grünordnung / Gestaltung von Natur und Landschaft 
Naturschutzrechtliche Ausgleichsbilanzierung 
 
Ausführliche Erläuterungen zum Bestand und zu den grünordnerischen Pla-
nungszielen werden unter Pkt. 3 des Umweltbericht gegeben. 
 
Wie in diesem vorgeschlagen, erfolgen im Bebauungsplan Festsetzungen zum 
Erhalt, zum Schutz und zur Ergänzung wichtiger Freiflächenbestandteile.  
 
Zusätzliche Bepflanzungen sind zur Gliederung der Freiräume, als Rückzugsge-
biete, zur Abgrenzung und zum Schutz verschiedenartiger Nutzungen vorgese-
hen. 
Festsetzungen zur Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern im Bereich der  
ehemaligen, vereinsgenutzten Sportflächen und der Promenade sind ebenso ge-
plant wie die Flächensicherung zur sukzessiven Entwicklung von Uferstauden im 
unmittelbaren Verlauf des Grabens oder die Entsiegelung von Teilflächen. 
 
Die Auswahl der festgesetzten Baum- und Straucharten erfolgt aufgrund der 
Standorttypik und – verträglichkeit in diesen Bereichen sowie unter stadtgestalte-
rischen Aspekten. 
Anpflanzungen anderer Arten als in den Artenlisten vorgesehen sind in Abstim-
mung mit der unteren Naturschutz- und der Planungsbehörde im Baugenehmi-
gungsverfahren möglich. Es ist jedoch auf die Verwendung immergrüner Nadel-
gehölze wie Lebensbaum, Scheinzypresse und Wacholder in Pflanzungen des 
Plangebietes zu verzichten. 
 
Bei Realisierung der festgesetzten Maßnahmen ergibt sich kein zusätzlicher 
Kompensationsbedarf außerhalb des Plangebietes. Die Eingriffe in Natur und 
Landschaft werden vollständig ausgeglichen (siehe Anlage zur Begründung). 
Eine positive Bilanz durch weniger intensiv versiegelte Bauflächen  bzw. die Ent-
siegelung von Teilflächen ist im Bereich der Sport - und Freizeitanlage zu ver-
zeichnen. Zusätzlich angelegte Pflanzflächen mit insgesamt 120 Großbäumen 
werden dauerhaft zur Vernetzung der Grünbereiche beitragen und als Lebens-
grundlage dienen. 
Auf den mit dem Planzeichen 13.1 PlanZV ausgewiesenen Flächen im Uferbe-
reich des vorhandenen Grabens können in Abstimmung mit der Unteren Natur-
schutzbehörde weitere Maßnahmen zur Sicherung der sukzessiven Entwicklung 
der Uferstauden dienen.  
 
 

2.10. Bau- und Bodendenkmalpflege 
 
Baudenkmalpflege 
Innerhalb des Plangebietes sind keine Bau- und Kunstdenkmale vorhanden. 
 
Bodendenkmalpflege 
Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind im Plangebiet keine Bodendenkmale 
bekannt. 
Bei Bauarbeiten können jedoch jederzeit archäologische Funde und Fundstellen 
entdeckt werden. Daher sind folgende Hinweise zu beachten: 
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Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen ent-
deckt werden, ist gemäß § 11 DSchG M-V die zuständige Untere Denkmal-
schutzbehörde zu benachrichtigen und der Fund und die Fundstelle bis zum Ein-
treffen von Mitarbeitern oder Beauftragten des Landesamtes in unverändertem 
Zustand zu erhalten. Verantwortlich sind hierfür der Entdecker, der Leiter der  
 
Arbeiten, der Grundeigentümer sowie zufällige Zeugen, die den Wert des Fundes 
erkennen. Die Verpflichtung erlischt fünf Werktage nach Zugang der Anzeige, 
doch kann die Frist für eine fachgerechte Untersuchung im Rahmen des Zumut-
baren verlängert werden (§ 11 (3) DSchG M-V). 

 
 
3. Umweltbericht  
 
3.1.  Einleitung  

 
Im Zuge der Novellierung des Baugesetzbuches 2004 ist die Umweltprüfung in 
der Bauleitplanung im § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB sowie der Anlage zum BauGB 
fest verankert worden. Seitdem besteht die Pflicht in einem Umweltbericht die zu-
künftig zu erwartenden Umweltauswirkungen der Planung zu erfassen und dar-
zustellen.  
 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 75/09 „Stadtteilzentrum Kagen-
markt“ sollen die planungs- und bauordnungsrechtlichen Grundlagen zur weiteren 
Entwicklung des Wohngebietes und deren Infrastruktur geschaffen werden. Die 
Zielsetzungen für dieses Gebiet entsprechen dem von der Bürgerschaft 2008 be-
schlossenen Rahmenplan.   
 
Die Maßnahmen aus der Rahmenplangrundlage werden im Bebauungsplan aus-
gewiesen und in Bezug auf die wesentlichen Umweltbelange geprüft.  
 
Entsprechend dieser Kriterien werden Festsetzungen zu den Baukörpern und de-
ren Ausmaß, so wie zu den nicht überbauten Freiflächen, deren Nutzung und 
Gestaltung getroffen.  
 
Der rechtswirksame Flächennutzungsplan stellt den Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes als Wohnbaufläche dar. Das Wohngebiet befindet sich im Stadtteil 
Wismar Ost, angrenzend an die Altstadt. Das Plangebiet umfasst eine Fläche von 
ca. 14 ha. 
 
Der Großteil des Wohngebietes entstand ab 1973 als Mehrgeschosswohnungs-
bau in Zeilenbauweise.  Die fünfgeschossigen Bauten ohne Aufzug entsprechen 
nicht mehr den heutigen Anforderungen an die Wohn- und Lebensbedingungen.  
Der enorme Leerstand war ein weiteres Kriterium für den dann folgenden Rück-
bau einiger Teilbereiche.  
 
Die Ziele bei der Umgestaltung des „Stadtteilzentrums Kagenmarkt“ sind die  
Überarbeitung der Infrastruktur, insbesondere in Bezug auf Verkehr und Hochbau 
sowie die qualitative Überarbeitung vorhandener Freiflächen und deren Verknüp-
fung unter Einbeziehung des vorhandenen teilweise wertvollen Bestandes. 
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Durch die bereits begonnene Umgestaltung im Bereich des ehemaligen Sport-
platzes, konnte eine marode, vom Verein nicht mehr genutzte Sportanlage neu 
errichtet werden. Mit Gussasphalt versiegelte Volleyballfelder und die teilversie-
gelten Tennenflächen werden zurückgebaut. Die Neuplanung sieht eine Gelän-
demodellierung mit intensiver Begrünung des ehemaligen Sportplatzes vor, die  
 
zukünftig mit vielen Baumpflanzungen, Sträuchern und Wiesenflächen verschie-
denen Vögeln, Insekten und Kleinsäugern als Lebensraum dienen wird. 
 
Durchzuführende Bodenproben werden den anstehenden Sportplatztennenbelag 
auf Schadstoffe untersuchen und ggf. wird dieser vorschriftsmäßig zu entsorgen 
sein.  
 
Die vorliegende Planungsabsicht lässt nach erster Einschätzung keine erhebli-
chen und schweren Beeinträchtigungen  bzw. Störungen in  der Funktions- und 
Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes erwarten, die nicht ausgeglichen werden 
können. 
 
 

3.2. Ziele des Umweltschutzes  
 
Die Ziele des Umweltschutzes für das Plangebiet bestehen vor allem in der Aus-
weisung und städtebaulichen Neuordnung der ehemals bebauten und unbebau-
ten Flächen, dem Erhalt der teilweise sehr prägenden Großbäume und der Ver-
knüpfung unterschiedlich genutzter Freiflächen mit dem vorhandenen Grünpoten-
tial der unmittelbaren Umgebung.   
 
Die unterschiedlich genutzten Flächen des Plangebietes werden in der zukünftig 
maximalen Grundstücksauslastung und den Gestaltungsanforderungen über die  
textlichen Festsetzungen berücksichtigt. (z.B. über das Maß der baulichen Nut-
zung, Höhe, Materialverwendung, Pflanzgebot, Erhalt von Bäumen etc.) 
 
Durch die Festlegungen zum baulichen Erhalt bzw. der baulichen Verände-
rung/Rückbau und deren Neuordnung und Aufwertung werden städtebauliche 
Missstände im Bebauungsplangebiet behoben. Die gezielte bedarfsgerechte Frei-
flächengestaltung in unmittelbarer Wohnnähe sowie die Verlagerung von bewe-
gungs- und lärmintensiveren Kinderspiel- und Freizeitsportmöglichkeiten werden 
für dieses Gebiet speziell angepasst und ausgewiesen.  
Vorhandene Großgehölze in Einzelstellung, Reihe oder Gruppen werden bei ent-
sprechender Standsicherheit erhalten und in der Planung berücksichtigt.  
 
Die zum Teil vorhandenen naturnahen Lebensräume bleiben uneingeschränkt 
erhalten und werden über die textlichen Festsetzungen dauerhaft gesichert. 
 
Durch die im Bebauungsplan ausgewiesenen, gesicherten und hinzugewonnenen 
Grünbereiche werden auch zukünftig Lebensräume und Nahrungsgrundlagen für 
die vorkommenden Tierarten berücksichtigt, sowie deren Entwicklung ermöglicht. 
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3.3. Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen  
(Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB) 
 
a) Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umwelt-

zustandes einschließlich der Umweltmerkmale der Gebiete, die     
      voraussichtlich erheblich beeinflusst werden 
 
Tiere 
Auf der Grundlage der vorhandenen Vegetation ist im gesamten Plangebiet von 
einem durchschnittlichen Anteil an Vogel- und Insektenarten sowie Kleinsäugern 
auszugehen.  
Für den Großteil der Arten der Relevanzprüfung, sind die notwendigen Lebens-
räume für die einzelnen Arten im Untersuchungsraum nicht vorhanden.  
 
Die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) wird dem Umweltbericht beige-
fügt und bietet konkrete Informationen. 
 
 
Pflanzen  
Die im Plangebiet wohnungsnahen Grün- und Freiflächen setzen sich aus arten-
armen Zierrasen, einigen Bodendeckerpflanzungen überwiegend aus Zierquitte 
und Zwergmispel und Gehölzpflanzungen bestehend aus Forsythie, Hartriegel, 
Berberis, Pfeifenstrauch und Deutzien zusammen. 
Größere Bedeutung kommt einigen vorhandenen Bäumen, Baumreihen entlang 
der Wohnstrassen zu, bestehend aus Linden und Ahorn. Auffallend ist der Anteil 
an Koniferen wie Kiefern und Scheinzypressen im Plangebiet. In den Wohnhöfen 
sind Einzelbäume und Gruppenpflanzungen aus Ahornarten und Zierbäumen 
(z.B. Blutpflaumen und Kirschen) anzutreffen. 
 
Auf den Flächen im Norden des Plangebietes sind unterhalb der Böschung grö-
ßere zusammenhängende Gehölzflächen, vornehmlich bestehend aus verschie-
denen Weidenarten, Weißdorn und Feldahorn zu verzeichnen. Die ruderale Tritt- 
und Staudenflur besteht neben Gräsern wie Wiesenrispe und Wiesenschwingel 
aus Brennnessel, Goldrute, Kratzdiestel, Beifuss und großer Klette. 
 
Im Osten des Plangebietes besteht entlang des Grabens ein Ufersaum aus einer 
Hochstaudenflur. 
 
 
Boden  
Der im Plangebiet anzutreffende Boden besteht größtenteils aus Geschiebesand 
mit relativ starkem Humusanteil (sandigem Lehm) (siehe Landschaftsplan und 
Kartenmaterial des LUNG: ursprüngliche Grundmoränenlandschaft, eben bis 
kuppig). 
 
Der größte Teil der Flächen im Plangebiet stellt sich als wohn- und verkehrsge-
nutzte versiegelte oder teilversiegelte Fläche dar.  
 
Die Hausvorfelder und Wohnhöfe setzen sich aus Rasenflächen und Gehölz-
pflanzungen zusammen.  
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Die Flächen des vereinsgenutzten Sportplatzes sowie die Schulhofflächen sind 
teilversiegelt (Tennenbelag) und vollversiegelt (Asphalt und Beton). 
Bodenuntersuchungen im Bereich des Sportplatzes haben ergeben, das die an-
stehende Ascheschicht ca. 0,40 – 0,50 tief als teilbelastet nach Zuordnungswert 
Z2 einzustufen ist. Daher wird im folgenden von einer wassergebundenen Wege-
führung der 400 m Laufbahn abgesehen. Empfohlen wird aus diesem Grund ein 
Schichtenaufbau mit einer Asphalttrag- und Deckschicht.   
 
 
Wasser 
Durch den hohen Anteil an teilversiegelten und versiegelten Flächen kann nur 
sehr begrenzt unbelastetes Regenwasser in angrenzenden Grünflächen versi-
ckern. 
Das meiste Oberflächenwasser wird in die Kanalisation eingeleitet und steht für 
eine Grundwasserneubildung nicht zur Verfügung.  
Der das Plangebiet tangierende Graben wurde in einem Vorentwurf zur „Sport- 
und Freizeitanlage am Kagenmarkt“ als renaturierter, geöffneter Grabenlauf dar-
gestellt. Detaillierte Untersuchungen ergaben, das der Graben bis zum Anfang 
der 60iger Jahre des vergangenen Jahrhundert als Bauschutt- und Mülldeponie 
genutzt wurde.  
Eine Grabenöffnung würde daher zunächst eine aufwendige bis zu 3 m tiefe De-
poniesanierung bedeuten und wurde aus Kostengründen verworfen. 
 
 
Klima / Luft 
Der Untersuchungsraum liegt im atlantischen maritim beeinflussten Gebiet des 
west-mecklenburgischen Ostseeküstenklimas. Die vorherrschenden Windrichtun-
gen sind Südwest und West. Die bisherigen Baukörper stellen in Teilbereichen 
eine Schließung des Blockrandes dar, so dass sich im Blockinneren teilweise an-
dere klimatische Bedingungen darstellen.      
 
Die vielbefahrene Poeler Strasse und der Philosophenweg stellen die Hauptver-
kehrsstrassen dar, die das Plangebiet tangieren. Anwohnerstrassen mit adres-
siertem Verkehr bilden die innere Erschließung.    
 
 
Landschaft  
Die bisherigen Flächen stellen sich als bebaute und unbebaute Flächen dar. Es 
gibt Begrünungen, bestehend aus Straßenbäumen und Gruppenpflanzungen in 
den Wohnhöfen, die das Plangebiet durchziehen und rahmen.  
Weitere Begleitpflanzungen in Form von Bodendeckern und Blütengehölzen gibt 
es im Eingangsbereich der Wohnblöcke. 
 
Die Ruderalvegetation auf Teilflächen im Norden und Nordosten des Plangebie-
tes setzt sich aus verschiedenen Gräsern sowie Schafgarbe, Goldrute und Bei-
fuss, durchsetzt von Brombeergebüsch sowie Jungwuchs aus Ahorn und Holun-
der zusammen. 
 
Das Fachprogramm Naturschutz und Landschaftspflege des Landschaftsplanes 
weist für diese Abschnitte keine Maßnahmen aus. 
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Biologische Vielfalt 
Die biologische Vielfalt der Flora und Fauna wird im Plangebiet als durchschnitt-
lich eingestuft.   
Detaillierte Angaben dazu enthält die durchgeführte saP, die dem Umweltbericht 
beigefügt wird.  
 
 
UNESCO-Welterbe 
Seit 2002 sind die historischen Altstädte Wismar und Stralsund in die UNESCO- 
Welterbeliste aufgenommen worden. Gründe dafür sind der weitestgehend erhal-
tene aus dem Mittelalter stammende Stadtgrundriss, die charakteristische Quar-
tier- und Parzellengliederung sowie der Bestand an gotischer Backsteinbaukunst. 
Wismar und Stralsund sind herausragende Beispiele zweier Seehandelsstädte 
aus der Blütezeit des Städtebundes. Diese überlieferten Zeugnisse zu bewahren 
ist Aufgabe der Stadtplanung und -entwicklung, die jedoch das vorliegende Plan-
gebiet nicht tangiert. 
 
 
Erhaltungsziele und Schutzzweck von FFH- und Vogelschutzgebieten 
Keine ausgewiesenen Bereiche im Bebauungsplangebiet 
 
 
b) Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung  

der Planung und bei Nichtdurchführung der Planung  
 
Tiere  
Die im Plangebiet vorhandenen Lebensbereiche bleiben weitestgehend erhalten. 
Insbesondere der Gehölzsaum und der Uferbereich der für Insekten, Vögel und 
Niederwild als Nahrungsquelle und Brutplatz dient, kann langfristig und dauerhaft 
erhalten werden.  
Um den bisherigen Charakter als Habitat zu sichern, wird der im Osten des  
Plangebietes gelegene Ufersaum im Bebauungsplan zusätzlich durch die Fest-
setzung zur Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 
und zur Entwicklung von Natur und Landschaft gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB  
 
(Planzeichen 13.1 PlanzV) geschützt. Eingriffe sind nur in Abstimmung mit der 
Naturschutzbehörde zum Erhalt des Lebensraumes gestattet.  
 
Ausgleichspflanzungen und die Vernetzung von Grünflächen im und außerhalb 
des Plangebietes werden sich insgesamt positiv auf die Artenvielfalt auswirken. 
 
Zur Vermeidung von Tatbeständen nach § 44 BNatschG Abs. 1 Nr. 1 wird im Be-
bauungsplan festgesetzt, dass die Gebäude- und Gehölzbeseitigungen außer-
halb der Brut- und Aufzuchtphase bzw. Wochenstubenzeit durchgeführt werden. 
Sind Baufeldräumungen in der übrigen Zeit nicht vermeidbar, ist vorher durch  
 
eine Fachkraft zu prüfen, ob eine aktuelle Nutzung der zu beseitigenden Struktu-
ren als Brut-/Wochenstubenhabitat vorliegt. 
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Bei Nichtdurchführung der Planung werden sich die Lebensbereiche für Tiere be-
dingt durch Pflanzenverdrängung oder Neuansiedlung geringfügig ändern. 
 
 
Pflanzen  
Prägende, erhaltenswerte Bäume im Plangebiet werden aufgenommen und über 
Festsetzungen gesichert. Zusätzlich werden neue Pflanzungen durch entspre-
chende Festsetzungen ausgewiesen und dauerhaft gesichert.  
 
Bei Nichtdurchführung der geplanten Maßnahmen würden die Rückbauflächen 
weiterhin als teilversiegelte oder vollversiegelte Flächen dienen.  
Auf den Grünflächen entlang der nördlichen und östlichen Planungsgrenze  wür-
den sich Pioniergehölze ausbreiten. Eine stärkere Verbuschung durch Brombee-
ren und Sämlinge von Ahorn, Weiden und Weißdorn würde zu einer teilweisen 
Verdrängung der Gräser und Hochstauden besonders im Ufersaum des Grabens 
führen. 
 
 
Boden 
Insgesamt wird durch die Neuplanung ein Teilbereich der jetzigen vereinsgenutz-
ten Sportfläche entsiegelt und als großzügige Freizeitanlage mit offenen Wiesen-
flächen und Gehölzanpflanzungen umgestaltet. Der bisherige Schulstandort mit 
Schülerspeisung weist eine enorme Flächenversiegelung auf. Zukünftig wird 
durch die städtebauliche Neuordnung der Baukörper eine geringere Vollversiege-
lung zu verzeichnen sein.  
 
Die Bauflächen weisen entsprechend der Vorgaben zur maximal zulässigen 
Grundflächenzahl und der textlichen Festsetzungen eine prozentuale fachgerech-
te Begrünung aus, die dauerhaft zu erhalten ist.  
 
Bei Nichtdurchführung der Planung bleiben die teilversiegelten und vollversiegel-
ten vereinsgenutzten Sportplatzflächen einschließlich der maroden Aufbauten 
bestehen. Insgesamt gesehen, wird durch die vorliegende Planung mehr offene 
Bodenfläche für Mensch und Naturhaushalt zur Verfügung stehen. 
 
 
Wasser 
Durch die festgelegte Grundflächenzahl wird die Bodenversiegelung etwas gerin-
ger und es kann mehr anfallendes Oberflächenwasser als bisher in den unbebau-
ten Freiflächen versickern, hier insbesondere im Bereich der zukünftigen Freizeit-
anlage und auf dem Schulgelände. Die textlichen Festsetzungen zu wasserdurch-
lässigen Oberflächenbefestigungen in ausgewiesenen Bereichen und der verzö-
gerte und verringerte Abfluss des Niederschlagswassers wird ebenfalls positiv zur 
Gesamtbewertung beitragen.  
Bei Nichtdurchführung der Planung bleibt die beeinträchtigte Grundwasserneubil-
dung durch den Anteil an teilversiegelten und versiegelten Flächen erhalten.  
 
 
 



HANSESTADT WISMAR, BAUAMT, ABT.PLANUNG 
BEGRÜNDUNG ZUM BEBAUUNGSPLAN NR. 75/09 „STADTTEILZENTRUM KAGENMARKT“ 

___________________________________________________________________ 

______________________________________________________________________________________________ 
 
PLANUNGSSTAND: SATZUNG                                                                                                              FEBRUAR 2014 

                                   

32

Klima / Luft 
Durch die vorgesehenen zukünftigen Bauflächen erfolgt keine wesentliche Ände-
rung in Bezug auf den Austausch der Luftschichten und die bisherigen klimati-
schen Bedingungen im Plangebiet.  
Durch die geplante Höhenstaffelung der einzelnen Baukörper werden stadtklima-
tisch bedingte Luftschneisen vorgehalten.  
 
In Auswertung des 2012 erstellten Schallgutachtens zu möglichen Auswirkungen 
auf die benachbarte Wohnnutzung (siehe Pkt. 2.6.1. Immissionsschutz) werden 
die Empfehlungen zum Immissionsschutz als Festsetzungen in den Bebauungs-
plan aufgenommen, z. B. Berücksichtigung durch Festsetzung von Lärmpegelbe-
reichen, Materialverendung bei Baukörpern in Bezug auf Wände und Fenster etc.   
 
Bei Nichtdurchführung der Planung ist die Lärm- und Luftbelastung der Anwohner 
nicht größer als bisher. Es kommt durch die Neuplanung zu keinem wesentlich 
größeren Verkehrsaufkommen und zu keinen geänderten klimatischen Bedin-
gungen. 
 
 
Landschaft  
Durch den Bebauungsplan werden städtebauliche Missstände auf Teilflächen be-
seitigt. 
  
Die textlichen Festsetzungen zur Flächenentsiegelung und zum Rückbau maro-
der Gebäude und Aufbauten werden insgesamt zur Aufwertung des Landschafts-
bildes beitragen. Die zukünftig höhengestaffelte Bebauung stellt im Vergleich zu 
den ehemals 5-geschossigen Bauten eine Aufwertung des Planbereiches dar.  
 
Die festgesetzten Begrünungsziele und Maßnahmen werden Vernetzungen von 
Freiräumen im und außerhalb des Plangebietes darstellen. Durch die vorgelegte 
Bebauungsplanung kommt es zur Neuordnung und Nutzung der unbebauten öf-
fentlichen und privaten Freiflächen. Gezielte Erhaltungsmaßnahmen und neu 
ausgewiesene Begrünungen werden zur Aufwertung des Landschaftsbildes und 
der Aufenthaltsqualität beitragen.  
 
Bei Nichtdurchführung der Planung würde die aufgegebene vereinsgenutzte 
Sportanlage im Laufe der Zeit zunehmend durch Spontanvegetation  
 
gekennzeichnet sein und als Erholungsraum ungenutzt für Anwohner und Besu-
cher bleiben. 
Die Schulhoffläche würde weiterhin vollversiegelt (asphaltiert) bleiben. 
 
Die Sicherung zum Schutz des Uferbereiches entlang des Grabens vor individuel-
ler Inanspruchnahme durch Anlieger ist nur über den Bebauungsplan realisierbar. 
 
 
UNESCO-Welterbe  
Durch die vorgelegte Planung wird der geschützte Welterbestatus nicht tangiert.   
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Biologische Vielfalt 
Die biologische Vielfalt der Flora und Fauna kann sich im Plangebiet durch die 
zukünftigen Änderungen in Teilbereichen wesentlich und nachhaltig positiv entwi-
ckeln. Die Vernetzung der Teilflächen mit gezielten Begrünungs- und Erhal-
tungsmaßnahmen führt zu einer Aufwertung der Nist - und Nahrungsplätze.  
Beeinträchtigungen mit Folgen der Verdrängung sind nicht zu erwarten. 
 
Bei Nichtdurchführung der Planung würde sich die biologische Vielfalt in der Flora 
und Fauna kaum verändern. 
 
 
Erhaltungsziele und Schutzzweck von FFH- und Vogelschutzgebieten 
Keine ausgewiesenen Bereiche im Plangebiet 
 
 
c) Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich  
      der nachteiligen Auswirkungen: s. textliche Festsetzungen Teil B 
 
Bäume, die mit dem entsprechenden Planzeichen als Einzelbäume festgesetzt 
sind, sind dauerhaft zu pflegen und zu erhalten. Der Grundstückseigentümer ist 
neben der Pflege auch für die Verkehrs - und Standsicherheit zuständig.  
 
In begründeten Einzelfällen ist eine Fällung in Abstimmung mit der zuständigen 
Behörde möglich. In diesem Falle sind Ersatzpflanzungen zu leisten. 
 
Zur Sicherung des Begrünungszieles ist mit der Bauanzeige ein Freiflächenplan     
(Begrünungs- und Pflegeplan) mit der geplanten Gestaltung und Pflanzenver-
wendung einzureichen. In diesem Plan ist der räumliche  Zusammenhang mit der 
Gestaltung des unmittelbar angrenzenden öffentlichen Freiraumes darzustellen. 
 
Die zur Erhaltung festgesetzten Einzelbäume im Plangebiet sind dauerhaft vor 
Beeinträchtigungen die den Fortbestand gefährden, und auch während der Bau-
maßnahmen gemäß DIN 18920, zu schützen. Beschädigte oder abgegangene 
Gehölze sind in Abstimmung mit der zuständigen Behörde gleichwertig zu erset-
zen. 
 
Offene Baumscheiben für Baumstandorte sind in einer der Baumart angemesse-
nen Mindestgröße (ca. 6 m²) auszubilden. Straßenbäume/ Verkehrsbegleitgrün 
sind ggf. vor Anfahrschäden zu schützen. 
 
Die befestigten Ballspielflächen (Asphalt) der vereinsgenutzten Sportanlage sind 
zurückzubauen und dauerhaft als Rasen/Wiesenfläche anzulegen.   
 
Für befestigte Plätze und Promenaden ist zu prüfen, ob das anfallende Oberflä-
chenwasser in benachbarte Pflanz- und Rasenflächen abgeleitet werden kann, 
um dort zu versickern. 
  
Die gemischten ca. 5 m breiten Gehölzpflanzungen entlang der Poeler Strasse 
sind als Schutzpflanzung dauerhaft zu pflegen und zu erhalten. 
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Auf den  Flächen der zukünftigen Freizeitanlage ist eine parkartige Grüngestal-
tung mit Rasenflächen und artenreichen Gehölzpflanzungen als Ausgleichsflä-
chen in Form von Hochstämmen, 16/18 cm im Stammumfang  in  Gruppen vor-
zusehen, dauerhaft zu pflegen und zu erhalten.  
Vorzugsweise sind auf Grund der Platzverhältnisse einheimische, große Laub-
bäume zu pflanzen wie z.B. Ahorn, Buche, Eiche, Linde, Pappel, Eberesche, 
Weißdorn und Weide in Sorten. 
 
Auf insgesamt 30 % der Gesamtfläche der zukünftigen Freizeitanlage sind Baum- 
und Gehölzgruppenpflanzungen entsprechend der o.g. Arten als Ausgleichs-
pflanzungen vorzunehmen und dauerhaft zu erhalten. 
 
Im Zuge des Schulneubaus sind vollversiegelte Außenanlagen (Asphalt, Beton-
platten) zurückzubauen. Für die zukünftige Gestaltung der Pausenhöfe sind nach 
Möglichkeit offenporige/durchlässige Oberflächenmaterialien zu  verwenden.  
Neue Pflanzungen sind auf Ihre Verwendung in Bezug auf giftige Pflanzenteile 
hin zu überprüfen, insbesondere auf dem Schulhof und den Freiflächen der Kin-
dertagesstätte und des Schulhortes. 
 
Bei Errichtung der Neubauten der Freiwilligen Feuerwehr und des Schulhortes 
sind zur Gestaltung der unversiegelten Teilflächen Baum- und Strauchpflanzun-
gen entsprechend der nachstehenden Artenliste vorzunehmen. Je 500 m² Grund-
stücksfläche ist ein Laubbaum (Hochstamm, mindestens 16/18 cm im Stammum-
fang) zu pflanzen, dauerhaft zu pflegen und zu erhalten. 
 
Stellplatzanlagen sind offenporig anzulegen. Je sechs Kfz-Stellplätze ist ein 
Laubbaum (Hochstamm, mindestens 16/18 cm im Stammumfang) ebenfalls ent-
sprechend der nachstehenden Artenliste zu pflanzen, dauerhaft zu pflegen und 
zu erhalten. 
 
Die neuanzulegende Promenade von der Prof.-Frege-Straße bis zu Sporthalle ist 
beidseitig mit Bäumen (Hochstämme mindestens 16/18 cm im Stammumfang) zu 
bepflanzen, dauerhaft zu pflegen und zu erhalten. 
 
Die festgesetzten geschützten Uferbereiche sind als sukzessive Entwicklungsflä-
chen für Hochstauden und Gräser bestimmt. Pflegegänge sind ausschließlich 
entsprechend der Entwicklungsziele und in Abstimmung mit der zuständigen Na-
turschutzbehörde vorzunehmen. Bauliche Anlagen und Versiegelungen in diesem 
geschützten Bereich sind untersagt. 
 
 
Arten für das Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern auf privaten und öf-
fentlichen Grünflächen  
Private und öffentlich festgesetzte Grünflächen sind entsprechend nachstehender 
Artenliste zu bepflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten: 
 
Kolkwitzie, Deutzie 
Garteneibisch, Hortensien  
Schneeball, Spierstrauch 
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Sommerflieder, Flieder 
falscher Jasmin, Zaubernuss  
Forsythie, Weigelie 
Apfel-, Weinrose   
Stechpalme, Kirschlorbeer   
Feuerdorn, Zierquitte 
Kuchenbaum, Trompetenbaum 
Blumenesche, Blumenhartriegel 
Magnolie, Zierkirsche 
Kugelrobinie, Rotdorn 
Zierapfel, Zierpflaume 
Ahorn, Linde, Eiche und Eberesche in Sorten 
 
Zur Begrünung der Flächen sind individuell Sträucher in der Qualität ohne Ballen 
in der Höhe 30/40 (bei Verkehrsbegleitgrün) oder 100/150 cm bzw. in der Qualität  
mit Ballen bei Solitärpflanzungen sowie Bäume mit einem Stammumfang 18/20 
cm zu nutzen. 
 
Die Grünflächen sind ausschließlich frei von baulichen Anlagen zu nutzen. 
 
 
Arten für das Anpflanzen auf Flächen zum Anpflanzen gemischter Gehölz-
streifen und Ausgleichsflächenpflanzungen.  
 
Diese Flächen sind mit Arten der nachstehenden Pflanzliste zu bepflanzen: 
 
vielblütige Rose 
Haselnuss, Holunder 
Felsenbirne, Hundsrose 
Schlehe, Pfaffenhütchen 
Erbsenstrauch, Kornellkirsche 
Rosmarienweide, Purpurweide 
Blasenspiere, Heckenkirsche  
weidenblättrige Felsenmispel 
Hartriegel, Weißdorn 
Liguster, Kreuzdorn  
Feldahorn, Spitzahorn, Eberesche 
Hainbuche, Rotbuche  
Stieleiche, Linde, Eiche in Sorten 
 
Für die Erstbepflanzung sind 1,5 Gehölze pro m² zu pflanzen. 
 
Auf immergrüne Nadelgehölze wie z.B. Lebensbaum und Scheinzypresse ist bei 
allen Pflanzungen des Plangebietes und der Ausgleichsflächen zu verzichten. 
 

 
d) Zusammenfassung  
 
Für den vorliegenden Bebauungsplan, Nr. 75/09 „Stadtteilzentrum Kagenmarkt“ 
kann nach Bestandserfassung und Bewertung festgestellt werden, dass es zu 
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keiner erheblichen und dauerhaft nachhaltigen Beeinträchtigung der Funktions- 
und Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes im Vergleich zur bisherigen Nutzung 
kommt.  
Durch die Ausweisung und Neugestaltung der Bauflächen einschließlich der 
Grüngestaltung unbebauter Flächen wird ein in den vergangenen Jahren auf Teil-
flächen entstandener baulicher Missstand beseitigt.  
 
Die festgesetzten Trauf- und Firsthöhen der Baukörper sowie die bauliche Aus-
lastung der Grundstücke sind für den Standort und den Bedarf des Wohngebietes 
angepasst. 
Dabei war es notwendig, Kompromisse einzugehen, die sich insgesamt betrach-
tet positiv auf die zukünftige Stadtteilentwicklung auswirken.    
 
Die das Plangebiet prägenden Großbäume und zusammenhängenden Freiflä-
chen werden im Zuge dieser Planung größtenteils erhalten, qualitativ aufgewertet 
und ergänzt.  
 
Die fußläufigen Wegebeziehungen werden ausgebaut, so dass eine Verknüpfung 
zwischen den Teilbereichen an der Poeler Straße, dem Philosophenweg und den 
Anliegerstrassen des Wohngebietes erfolgt. 
Das Gleiche gilt für die Vernetzungen der Freiräume, die in dieser Planung ange-
dacht sind und mit unterschiedlichen Nutzungen Sport und Erholung dienen. 
Dazu ist der Erhalt von gesunden Großbäumen in den Festsetzungen berücksich-
tigt und gleichfalls das Anpflanzen von neuen Bäumen und Sträuchern auf priva-
ten und öffentlichen Flächen. 
 
Durch die Gegenüberstellung der Wertigkeit vorhandener Grünstrukturen, neu zu 
entwickelnder Freianlagen zur Erholungsnutzung und der anliegenden, nicht be-
anspruchten Naturräume des Plangebietes ist durch die Planung eine Aufwertung 
in der Flächenzuordnung und Gestaltung zu verzeichnen.   
 
Bei Nichtdurchführung der Planung würde die Fläche weiterhin in Teilbereichen 
einen städtebaulichen  Missstand aufweisen. 
 
Im Sinne der städtebaulichen Entwicklung wird die Planung begrüßt und bietet 
eine Alternative um mehrere öffentliche als auch private Nutzungen und Interes-
sen zu vereinen. Die vorgelegte Planung wird als sinnvoll und  umweltverträglich 
eingeschätzt. 
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4. Auswirkungen des Bebauungsplanes 
 

4.1. Städtebauliche Zahlen und Werte 
 

        Geltungsbereich des Bebauungsplanes    
                                 (Bruttobauland)                          14,03 ha     100 %   
 

1. Nettobauland                                     5,19 ha       37,04 % 
                              

1.1.   Wohngebiet (WA)        3,99 ha 28,41 %
   

WA 1             0,67 ha 
WA 2  0,43 ha 
WA 3  0,24 ha 

  WA 4  0,39 ha 
WA 5  0,34 ha 
WA 6  0,31 ha 
WA 7  0,50 ha 
WA 8  0,46 ha 
WA 9  0,26 ha 
WA 10 0,38 ha 

 
 
 1.2. Eingeschränktes Gewerbegebiet (GEE)     0,70 ha   5,02 % 
 
   

1.3.  Sondergebiet mit der Zweckbestimmung 
   Einkaufszentrum Nahversorgung    0,51 ha   3,61 % 
 
 
2. Flächen für den Gemeinbedarf               2,82 ha      20,15 % 
 
 mit der Zweckbestimmung: 
 Schule      1,16 ha 
 Sporthalle     0,40 ha 
 Kindertagesstätte/Schulhort  0,93 ha 
 Freiwillige Feuerwehr   0,34 ha 
 
 
3. Öffentliche Verkehrsflächen                2,05 ha      14,61 % 
 
3.1. Straßenverkehrsflächen  1,15 ha   
 Prof.-Frege-Straße /  
 Rigaer Straße 0,95 ha 
 Talliner Straße 0,20 ha 
 
3.2. Verkehrsflächen besonderer Zweckbe- 

stimmung  
Verkehrsberuhigte Bereiche 0,18 ha 
Prof.-Frege-Straße 0,09 ha      
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Gdansker Straße 0,09 ha 
 

Fußgängerbereiche   0,60 ha 
Zentraler Platz 0,32 ha 
Talliner Straße 0,28 ha 

 
Fuß- und Radwege 0,20 ha 

 
 
4. Öffentliche/ Private Grünflächen             3,80 ha      27,08 % 
 
4.1. Sport- und Freizeitanlage    2,15 ha   
 
4.2. Grünfläche nordöstliches Plangebiet  1,70 ha  
 
 
5. Wasserfläche                0,16 ha       1,12 % 
 
 

4.2. Bodenordnung 
 
Zur Realisierung der Planung sind Bodenordnungsmaßnahmen erforderlich. Soll-
te eine freiwillige Regelung mit den betroffenen Eigentümern nicht möglich sein, 
behält sich die Hansestadt Wismar das gesetzliche Verfahren der Umlegung 
nach ( § 45 – 79 BauGB ) vor. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gebilligt durch Beschluss der Bürgerschaft am:  
Ausgefertigt am:  
 
 
 
Thomas Beyer 
Bürgermeister  
Hansestadt Wismar 
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Anlage zur Begründung,  
Pkt. 3 des  Umweltberichtes 

 
 

Bilanzierung für Biotopflächen 

Das verwendete Verfahren zur Ermittlung des Eingriffs sieht zunächst die Ableitung ei-
nes konkretisierten, biotoptypenbezogenen Kompensationserfordernisses vor (Spalten F 
der nachfolgenden Tabellen). Die Ableitung erfolgt aus der Wertstufe der Biotoptypen 
und Spalten E der nachfolgenden Tabellen). Die nachfolgende Tabelle gibt einen Über-
blick über die gewählten Werte für das Kompensationserfordernis.  

Biotoptypencode Beschreibung Wertstufe Kompensationserfordernis 

PER Artenarmer Zierrasen - 0,5 

RTT Ruderale Trittflur 1 1 

PEB Beet/Rabatte - 0,5 

OCB Blockbebauung - 0 

PZB Sportplatz, teilversiegelt - 0 

BBJ Jüngerer Einzelbaum 1 1,5 

 

Für vollständig versiegelte Biotoptypen wird aufgrund der fehlenden Lebensraumfunkti-
on als Kompensationserfordernis der Wert 0 gewählt. Für artenarme Zierrasen und Bee-
te/Rabatte wird eine geringe verbliebene ökologische Funktion mit dem Kompensations-
erfordernis von 0,5 gewürdigt. Für die übrigen Biotoptypen wird aufgrund ihrer spezifi-
schen Ausprägung jeweils der unterste Wert der Bemessungsspanne angesetzt. Die 
ruderale Trittflur weist lediglich Wert- und Funktionselemente allgemeiner Bedeutung 
auf.  

Biotopbeseitigung durch Flächenversiegelung 

Biotopbeseitigungen durch Flächenversiegelung sind in den festgesetzten Bau- und 
Verkehrsflächen zu erwarten. Hinsichtlich des Umfangs der Flächenversiegelung ist für 
die Verkehrsflächen von einer 100%igen Versiegelung auszugehen. Der Versiegelungs-
anteil innerhalb der Bauflächen richtet sich nach dem aus der Grundflächenzahl ableit-
baren, festgesetzten Maß der baulichen Nutzung.  

Nicht berücksichtigt werden die Festsetzungen 5. Wasserfläche und 3.2 Fußgängerbe-
reiche Zentraler Platz, weil diese Bereich bereits den geplanten Nutzungen qualitativ 
und quantitativ entsprechen und somit keine relevante Änderung zu erwarten ist.  
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Die verbleibenden Flächenanteile der Baugebiete sind als zukünftige Hausgärten bzw. 
gleichwertige Gartenanlagen (PER/PEB) einzustufen. Diese Flächen sind hinsichtlich 
der Flächenversiegelung nicht zu berücksichtigen.  

Bei der Ermittlung des Eingriffs durch Versiegelung ist der vorhandene Versiegelungs-
grad zu berücksichtigen. Die bereits vorhandene Bebauung in den Baugebieten bedingt 
bereits eine teilweise Ausschöpfung der Grundflächenzahl. Als Eingriff sind lediglich 
noch die verbleibenden, noch nicht ausgeschöpften Anteile der Grundflächenzahl zu 
berücksichtigen. Für die einzelnen Mischgebiete ergeben sich folgende zusätzliche Ver-
siegelungsanteile: 

Gebiet Festgesetzte Grundflä-

chenzahl  

Vorhandener Be-

bauungsanteil 

Maximal zusätzlicher Versiegelungs-

/ Entsiegelungsanteil  

WA 1 0,4 0,20 0,20 

WA 2 0,4 0,25 0,15 

WA 3 0,4 0,21 0,19 

WA 4 0,4 0,28 0,12 

WA 5 0,4 0,17 0,23 

WA 6 0,4 0,26 0,14 

WA 7 0,4 0,22 0,18 

WA 8  0,4 0,26 0,14 

WA 9 0,4 0,25 0,15 

WA 10 0,4 0,13 0,27 

GEE 0,6 0,27 0,33 

SO 0,8 0,29 0,51 

Schule 0,4 0,16 0,24 

Sporthalle 0,4 0,39 0,01 

KiTa 0,4 0,27 0,13 

Feuerwehr 0,8 0,05 0,75 

 

In der folgenden Tabelle ergeben sich für die in den einzelnen Teilbereichen vorhande-
nen Biotoptypen (Spalte A) die zusätzlichen Versiegelungen (Spalte D) als Produkt 
aus der vorhandenen Gesamtbiotopfläche (Spalte B) mit dem ermittelten zusätzlichen 
Ver- bzw. Entsiegelungsanteil (Spalte C).  
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 A B C D E F G 
Teil-
bereich 

Bio-
top-
typ 

Gesamt-
fläche 
[m²] 

Max. zusätz-
licher Ver-
siege-
lungsanteil 

Max. zusätz-
lich versie-
gelbare Flä-
che  
(B x C) [m²] 

Wert-
stufe 

Kompen-
sations-
erfordernis  

Flächenäquiva-
lent für Kom-
pensation 

WA 1 PER 3944 0,20 789 - 0,75 592 
WA 2 PER 2097 0,15 315 - 0,75 236 
WA 3 PER 991 0,19 188 - 0,75 141 
WA 4 PER 2548 0,12 306 - 0,75 230 
WA 5 PER 2510 0,23 577 - 0,75 433 
WA 6 PER 1537 0,14 215 - 0,75 161 
WA 7 PER 2883 0,18 519 - 0,75 389 
WA 8 PER 929 0,14 130 - 0,75 98 
WA 9 PER 1645 0,15 247 - 0,75 185 
WA 10 PER 3221 0,27 870 - 0,75 652 
GEE PER 637 0,33 210 - 0,75 158 

PER 70 0,51 36 - 0,75 27 SO 

RTT 331 0,51 169 1 1 169 
PER 3893 0,24 943 - 0,75 701 Schule 

RTT 210 0,24 50 1 1 50 
Sporthalle PER 1904 0,01 19 - 0,75 14 
KiTa PER 6186 0,13 804 - 0,75 603 
Feuerwehr PER 254 0,75 191 - 0,75 143 

PER 726 1 726 - 0,75 545 3.1 Riga-

er/Prof.-

Frege 
RTT 208 1 208 1 1 208 

PER 504 1 504 - 0,75 378 3.1 Talli-

ner  RTT 83 1 83 1 1 83 
3.2 Prof.-

Frege 

PER 106 1 106 - 0,75 80 

3.2 Gdan-

sker 

PER 389 1 389 - 0,75 292 

3.2 Talli-

ner 

PER 1494 1 1494 - 0,75 1121 

Fuß-

/Radwege 

PER 554 1 554 - 0,75 416 

Summe Kompensationsbedarf 8105 
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Teil-
bereich 

Bio-
top-
typ 

Fläche 
[m²] 

Erläuterung Wert-
stufe 

Kompen-
sations-
wertzahl 

Flächenäquiva-
lent für Kom-

pensation 
PZO 14742 Nur Entsiegelung 0,5 0,3 2211 
PZO 10319 Entwicklung Zierrasen (70 % v. 

14742 m² Entsiegelungsfläche)  

0,5 0,3 1548 

PZO 4423 Entwicklung Gehölz (30 % v. 

14742 m² Entsiegelungsfläche) 

2,0 0,3 2654 

4.1 

Sport-/ 

Freizeit-

anlage 

PER 2027 Entwicklung Gehölz (30 % v. 

6758 m² Zierrasenbestand) 

1,5 0,3 912 

4.2 nor-

döstl. 

Grünan-

lage 

OCB 1040 Entwicklung Zierrasen 1 0,3 312 

4.3 

Grünan-

lage östl. 

KiTa 

OCB 181 Entwicklung Zierrasen 1 0,3 54 

Feuer-

wehr 

OCB 680 Entsiegelung und Gehölzpflan-

zung von 20 % v. 3400 m² 

(GRZ 0,8) 

2,5 0,3 510 

Summe Kompensationsplanung 8201 
Bilanz (Kompensationsplanung – Kompensationsbedarf)  + 96 

 

Das Flächenäquivalent für Kompensation (Bedarf) (Spalte G) wird nach der folgenden 
Formel ermittelt:  

Ermittelte Fläche des  Konkretisiertes biotoptypenbezogenes 

betroffenen x Kompensationserfordernis, inkl. Zuschlag = Kompensationsflächen-  

Biotoptyps  Versiegelung und Freiraumbeeinträchtigungsfaktor äquivalent (Bedarf) 

Dabei ist als Zuschlag für die Versiegelung der Wert 0,5 zu berücksichtigen. Aufgrund 
der bestehenden Vorbelastungen im B-Plangebiet wird für den Freiraumbeeinträchti-
gungsfaktor der Wert 0,75 gewählt. 

Das Flächenäquivalent für Kompensation (Planung) (Spalte G) wird nach der folgenden 
Formel ermittelt:  

Ermittelte Fläche des  Konkretisierte maßnahmenbezogene 

Zielbiotops x Kompensationswertzahl, inkl. Zuschlag = Kompensationsflächen-  

   Entsiegelung und Leistungsfaktor äquivalent (Planung) 

In den Bereichen der geplanten Grünflächen (4.1 bis 4.3) durch Flächenentsiege-
lung/Gebäuderückbau wird i.d.R. als zukünftiger Biotoptyp artenarmer Zierrasen mit der 
Wertstufe 0,5 berücksichtigt. In den Bereichen, für die Festsetzungen für artenreiche 
Gehölzpflanzungen vorgenommen werden, erfolgt die Bewertung mit der Wertstufe 2.  
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Hiervon betroffen sind laut Festsetzung 30 % der Freizeit-/Sportanlage (4.1) sowie die 
gesamten unversiegelten Teilflächen der Bauflächen für die Feuerwehr. 

Als Zuschlag für die Entsiegelung wird 0,5 berücksichtigt. Aufgrund der bestehenden 
Vorbelastungen im B-Plangebiet wird für den Leistungsfaktor der Wert 0,3 gewählt.  

Biotopbeseitigung mit Funktionsverlust / Biotopbeeinträchtigungen 

Die vorgesehenen Nutzungsfestsetzungen regeln im Wesentlichen die bereits vorhan-
denen Nutzungen neu. Eine wesentliche Änderung der daraus resultierenden Beein-
trächtigungen auf das direkte Umfeld der geplanten Nutzungen oder auf das Umfeld des 
Planbereichs ist nicht ableitbar.  

Bilanzierung für Biotopflächen 

Durch die Beeinträchtigungen durch Flächenversiegelung ergibt sich ein Kompensati-
onsbedarf von 8105. Im Zuge der Planung ergeben sich erhebliche Entsiegelungs- und 
Biotopentwicklungspotenziale, die eine Kompensation von 8201 Punkten ergeben. Dem-
nach ergibt sich ein Kompensationsüberschuss innerhalb des Plangebietes von 96. Wei-
tere Kompensationsmaßnahmen sind somit nicht erforderlich.  

Bilanzierung für Einzelbäume 

Zu kompensieren sind zusätzlich die Verluste von Einzelbäumen. Insgesamt wird der 
Großteil der vorhandenen Einzelbäume durch entsprechende Erhaltungsfestsetzungen 
im Bestand gesichert. Nicht erhalten werden können insgesamt 33 jüngere Einzelbäume 
(BBJ).  Ältere Einzelbäume (BBA) sind nicht betroffen. Für die jüngeren Einzelbäume 
ergibt sich ein Kompensationserfordernis von 1,5. Dem sich daraus ergebenden Kom-
pensationsbedarf in Höhe von 50 Einzelbäumen stehen geplante Neupflanzungen von 
min. 135 in den Bereichen 4.1 Freizeit-/Sportanlage und 2. Fläche für Gemeinbedarf –
Schule- gegenüber.  

Die Verluste von Einzelbäumen werden somit durch die geplanten Neupflanzungen 
ausgeglichen. 

Teilbereich Anzahl Beseitigung 
BBJ 

Neupflanzung 

WA 1 0 0 
WA 2 0 0 
WA 3 3 0 
WA 4 0 0 
WA 5 1 0 
WA 6 4 0 
WA 7 0 0 
WA 8 0 0 
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WA 9 0 0 
WA 10 0 0 
GEE 7 0 
SO 0 0 
Schule 0 20 
Sporthalle 0 0 
KiTa 2 0 
Feuerwehr 1 0 
3.1 Rigaer/Prof.-Frege-Str. 0 0 
3.1 Talliner Str. 4 0 
3.2 Prof.-Frege-Str. 0 0 
3.2 Gdansker Str. 0 0 
3.2 Zentraler Platz 2 0 
3.2 Talliner Str. 0 0 
3.2 Fuß-/Radwege 9 0 
4.1 Freizeit-/Sportanlage 0 115 
Summe 33 135 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Hinweise:  
Die in der Begründung zum Bebauungsplan aufgeführten Gutachten (z.B. Schallschutz, Artenschutz) so-
wie aufgeführte Regelwerke (z.B. DIN) sind im Bauamt der Hansestadt Wismar, Abt. Planung einsehbar. 
Informelle Planungen als Grundlage für die Bauleitplanung (z.B. Städtebaulicher Rahmenplan Wismar 
Ost, Integriertes Stadtentwicklungskonzept (ISEK), Regionales Einzelhandelskonzept für den Stadt-
Umland-Raum Wismar) sind ebenfalls im Bauamt der Hansestadt Wismar, Abt. Planung sowie im Internet 
unter www.wismar.de einsehbar. 
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